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editorial 


Liebe Leserinnen und Leser, 


die zweite Phase geht in die dritte Runde. Eigentlich eine gute Zeit 
zum Aufhören. Wir haben das Redaktionsleben kennen gelernt, wir 
haben tausende Mark eingenommen und wieder zum Fenster raus- 
geworfen, wir durften in Rezension über uns lesen - mal gutes mal 
schlechtes - alles war ein bisschen aufregend, Lob hat uns gefreut, 
Kritik haben wir als völlig unbegründet zur Seite gelegt. 

Doch wenn schon alles so gut läuft, dann macht man halt weiter, im» 
mer weiter und kann am Ende vielleicht nie aufhören. Phase 2, das 
lässt sich schon jetzt sagen, ist ganz anständig aus den Startlöchern 
gekrochen. Die Herstellung der dritten Ausgabe hat uns den Be- 
kanntheitsgrad und die Relevanz des Projekts gezeigt. Es gibt eine 
weitgehende Akzeptanz der Phase 2, welche sich in der vermehrten 
Bereitschaft von Gruppen und Einzelpersonen widerspiegelt, Bei- 
träge für dieses Heft zu verfassen. 

Da das Anliegen von Phase 2 nicht ist, euch aller zwei Monate ein 
fertiges Heft um die Ohren zu hauen, das die Themen behandelt, die 
wir uns wünschen, von denen bearbeitet, die wir uns gut finden, 
sondern eine breite Beteiligung anderer Gruppen unser Ziel ist, wer» 
den wir in Zukunft auf unseren Internetseiten im Voraus die The- 
men der nächsten Ausgabe veröffentlichen, um Euch die Chance zu 
geben, sich an der Bearbeitung dieser Themen zu beteiligen. Für die 
nächste Ausgabe, welche Ende April erscheint, ist u.a. als Schwer- 
punkt der Bereich „Arbeit“ geplant. „Arbeit“ wird Euch also nicht 
nur im Zuge des Wahlkampfes aus allen Tages- und Wochenzeitun- 
gen, aus allen Mündern der Politgarde entgegenschreien, sondern 
wird Euch nun zu allem Überfluss auch noch in Phase 2 belästigen, 
Redaktionsschluss für die vierte Ausgabe ist dabei der 1, April 2002, 
Die vorliegende Ausgabe beschäftigt sich schwerpunktmäßig mit den 
Auswirkungen des 11. Septembers, dem internationalen „Antiterror 
feldzug“, den Kämpfen in der Neuen und um die Neue Weltordnung 
also. 

Um nicht nur das fremdwortfetischistische Publikum der univer- 
sitären Linke zu befriedigen, sondern ebenso ins Herz der Bewe- 
gung vorzudringen, haben wir als Auftakt einer regelmäßigen Ko- 
lumne den Beitrag zur Wehrmachtsausstellung veröffentlicht, 
welcher das Kriterium „Aus der Bewegung, für die Bewegung“ erfül- 
len soll. 

Soviel dazu. Fragen, Anmerkungen, Kritik oder der Wille, eigene 
Texte zu schreiben - das alles ist natürlich wie immer gern gesehen, 
ist aber dennoch keine notwendige Voraussetzung zur Lektüre des 
Hefts. Erst einmal lesen ist angesagt, dann natürlich aufregen, dass 
man doch so eine Scheiße nicht schreiben könne, und dann, ja dann 
zur Tastatur greifen und ab geht die Post. Bis demnächst also 


Phase 2 Redaktion 


Eigentumsvorbehalt: 


Diese Zeitung bleibt bis zur Aushändigung an den/die Adres- 
satIn Eigentum des/der Absenderln. „Zur-Habe-Nahme“ ist 
keine Aushändigung im Sinne dieses Vorbehaltes. Nicht aus- 
gehändigte Zeitungen sind unter Angabe von Gründen an 
den/die AbsenderIn zurückzuschicken. 
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Militärisch war der Krieg gegen 
die Taliban schnell entschieden. 
Ihre Kämpfer, durch ein propagan- 
distisches Dauerbombardement 
als furchtlos und wahnwitzig stili- 
siert, erwiesen sich als rationale 
Nutzenabwäger. Meist früher als 
zu spät schmissen sie ihre Knarren 
hin oder handelten mit örtlichen 
Stammesfürsten einen pragma- 
tisch unblutigen Modus aus. Im 
Allgemeinen widerstanden sie so 
dem Angebot des Märtyrertodes, 
der ihnen doch, glaubte man der 
hiesigen Medienberichterstattung 
nach dem 11. September, mit einer 
erklecklichen Anzahl von Jung- 
frauen und der Vergebung aller 
Sünden versüßt werden sollte. 

Weder der schnelle Sieg noch 
die Anzeichen vernunftbegabten 
Denkens auf Seiten der Besiegten 
änderten etwas Grundsätzliches 
am Bedrohungsszenario „islami- 
scher Fundamentalismus“. Zumal 
sich gezeigt hatte, welchen Wert die 
Überhöhung des real nicht zu leug- 
nenden Aggressions- und Vernich- 
tungspotentials für die Einschwö- 
rung der westlichen Zivilisationen 
auf weitere Etappen kriegerischer 
Weltordnungspolitik hat. 

Befürchtungen, die Bürger 
der Demokratien missverstünden 
den Krieg gegen den Terror wirk- 
lich als fallbezogene juristische 
Strafverfolgung mit humanisti- 
schem Hintergedanken oder sähen 
ihre Rachebedürfnisse mit einem 
schnellen K.O. der afghanischen 
Gotteskrieger und ein paar hun- 
dert oder tausend zivilen Streu- 
bombenopfern relativ befriedigt, 
erwiesen sich als unbegründet. Es 
wurde mit einer Politik der Tat vor- 
gebaut. 


Der Wert der Demokratie 
in der Kriegsnation 


In einer wirbelsturmartigen 
Dynamik entledigten sich die Staaten 
im Zuge der Anti-Terror-Pakete we- 
sentlicher Elemente ihrer Schön- 
wetterdemokratien. Die Journaillen 
der ersten Welt konnten da leider 
nichts machen, denn von ein paar be- 
sorgten idealistischen Traumtänzern A 
la Heribert Prantl mal abgesehen, die 
nun schon seit Jahren in einer immer 
kleineren Welt demokratietheoreti- 
scher Fiktion leben, beteiligten sich al- 
le am Wettbewerb: „Wer kreiert den 
blödesten Wertekatalog der westli- 
chen Zivilisation“. Dass dabei niemand 
um die Kategorie „Kurze Röcke für 
Frauen“ drum herum kam, war zu ver- 
muten, da doch von Bush über die 
CSU bis zu den Grünen und Bahamas 
keinE BellitzistIn versäumen durfte, 
die Kriegslegitimation als Fortsetzung 
des schon lange verfolgten Kampfes 
für die Rechte der Frauen zu beschö- 
nigen. 
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DER 2. 
DAUERFALL UND SEINE KONFLIKTE 


Und während noch unisono die 
Hymne auf Toleranz, Freiheit und die 
Begrenztheit staatlicher Gewalt ge- 
schmettert wurde, kassierten die na- 
tionalen Sicherheitsstaaten einiges 
von dem, was sie ihrer zivilen und 
zurückhaltenden Herrschaftsform zu- 
gute halten. Zunächst zeigte sich mit 
den Bomben auf Afghanistan zum wie- 
derholten Male, dass die Durchset- 
zung der Weltordnung sich ihr eigenes 
Recht, wenn es sein muss, fern ab al- 
ler bestehenden Verträge verschafft. 

Im Innern konnte die beherzte 
rechtsstaatliche Offensive dann mehr 
Ergebnisse vorweisen. Die Trennung 
von Polizei und Geheimdienst, der 
Schutz der Privatsphäre, Einspruchs- 
möglichkeiten bei Verhaftungen und 
Abschiebungen. Zack, weg. Von heute 
auf morgen verschwanden mit den 
Anti-Terror-Paketen selbst Dauerbren- 
ner des Demokratieunterrichts und 
der Gewaltmonopolist offenbarte sei- 
ne inhärente Tendenz zum repressi- 
ven Überwachungsstaat (vgl. dazu den 
Beitrag „Backlash des Überwachungs- 
staates“ in dieser Ausgabe). In den 
Staaten initiierte man dazu noch 


schnell ein Militärtribunal, welches 
feindliche Ausländer nicht nur verhaf- 
ten, sondern unter gnädiger Bereit- 
stellung eines Pflichtverteidigers hin- 
richten darf, und dachte laut über die 
rechtliche Absicherung von Folter 
nach. 

Sicher, der Ausbau der Staats- 
sicherheit vollzog sich ganz nach Plan 
bereits lange gehegter „law-and-or- 
der“-Konzepte, nur eben quasi mit 
Lichtgeschwindigkeit. Das ganze funk- 
tionierte so reibungslos, jenseits noch 
von der Simulation einer oppositio- 
nellen Haltung, da musste selbst der 
hartleibige Innenminister in die Kame- 
ras strahlen. 

Eigentlich war es aber gar nicht 
lustig gemeint und mehr noch als um 
effektive Steigerung staatlicher Herr- 
schaftsoptionen, ging es wohl darum, 
dem Volk den Ernst der Lage zu ver- 
deutlichen. Dass es nicht aufmuckte, 
war ja beileibe keine Überraschung, 
zumindest in Deutschland wusste es 
politische Freiheiten eh nur zum An- 
geben oder zur Verschleierung der 
Liebe zum Führer zu nutzen. Man sah 
sich beim besten Willen nicht betrof- 
fen, und der rechtschaffene Deutsche 
begriff schnell, gegen wen sich ein 
Großteil des Maßnahmenkataloges 
von der Rasterfahndung bis zum 
biometrischen Personaldokument 
richtete. Zur besseren Kontrolle und 
Disziplinierung des fremdvölkischen 
ArbeiterInnenreservoirs steht jetzt ein 
nie da gewesener Apparat zur Verfü- 
gung, und mit dem Verweis auf die 
Transformationsfähigkeit eines braven 
„arabischen“ Einser-Studenten in ei- 
nen Terroristen ist der menschelnde 
Überschuss jeder ökonomisch indi- 
zierten Einwanderungsdiskussion 
schnell verjagt. 


Übereinstimmung und Konkur- 
renz in der Neuen Weltordnung 


Gelang die Wandlung der Staa- 
ten in Kriegsdemokratien noch über 
alle Maßen butterweich und konflikt- 
frei, brauchte der außenpolitische 
Griff nach Macht und Weltgeltung 
doch mehr Nachdruck. Es ärgerte 
nicht nur die FreundInnen actionna- 


her Kriegsberichterstattung, dass die 
USA ihre einzigartige militärische 
Interventionsfähigkeit so schnell unter 
Beweis stellten. Auch die StrategInnen 
der amerikanischen Juniorpartner 
dürften damit hadern. Vom Mittun der 
Briten abgesehen, welches eher den 
Grad der politischen Kooperations- 
fähigkeit und Verlässlichkeit anzeigen 
sollte, statt wirklich benötigt zu sein, 
blieb das richtig kriegerische Mitwir- 
ken der NATO-Partner begrenzt. Dabei 
war allen, die von der Ausrufung des 
Bündnisfalles betroffen waren, klar, 
dass sich ihr Einfluss aufweltpolitische 
Entscheidungen nicht unwesentlich 
an dem Maß ihres Mitwirkens am neu- 
en Sicherheitskrieg festmacht. Zwar 
hatte schon lange ein sogenannter 
Reformprozess die NATO auf die mi- 
litärische Intervention außerhalb des 
Bündnisgebietes vorbereitet, beim An- 
griff auf Afghanistan blieben jedoch 
die meisten Mitglieder außen vor. Die 
vor allem durch den Krieg gegen 
Jugoslawien bestätigte These, dass die 
NATO zum bewaffneten und aggressi- 
ven Arm der kapitalistischen Weltord- 
nungspolitik nach dem Zusammen- 
bruch des Realsozialismus wird, 
bedarf zumindest einer einschränken- 
den Ergänzung (vgl. zu dieser Diskus- 
sion den Beitrag über die 
NATO-Strategien in die- 
sem Heft). Die Inter- 
essenidentität der kapita- 
listischen Großmächte | 
bei der Ausschaltung dys- 
funktionaler Störfakto- 
ren, die derzeit vor allem 
in islamistischen Strö- 
mungen mit US-feindli- 
cher Praxis gesehen wer- 
den, überdeckt nur zum 
Teil ihre gleichzeitig vor- 
handenen Differenzen. 
So erweist sich der Bünd- 
nisfall sowohl als ein- 
schwörende und einbin- 
dende aber auch als 
beschränkende Formel für 

die unruhigen Koalitionäre an der 
Seite der USA. Vor allem gilt dies für 
die europäischen Kontinentalmächte, 
die mit dem Ziel, ihrem ökonomi- 
schen Gewicht auch eine interventi- 
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onsfähige militärische Ernsthaftigkeit 
zu verleihen, schon lange an einer 
„gemeinsamen Außen- und Sicher- 
heitspolitik“ laborieren. Die Haupt- 
protagonisten Deutschland und 
Frankreich guckten zunächst dumm 
aus der Wäsche: Über die Form und 
den Zuwachs an Handlungsmacht ent- 
schied die letzte verbleibende Welt- 
macht selbstbewusst alleine und 
bewies damit ihre kräftige Hegemonie- 
fähigkeit. 

Durch den _ terroristischen 
Anschlag sah sich die USA dazu ange- 
halten, eine Region zuerst militärisch 
unter Kontrolle zu bringen und dann 
durch eine US-freundliche Ordnungs- 
macht zu kontrollieren, die vorher ab- 
seits interventionistischer Vorstellun- 
gen lag. Die Reaktion stellt deshalb 
aber keine Zäsur dar, sondern sie for- 
ciert vielmehr Konzepte amerikani- 
scher Interessenpolitik, die darauf aus 
sind, den Gewalthaushalt der Staaten- 
welt zu kontrollieren, um rechtzeitig 
Gefahren für den erfolgreichsten Kon- 
kurrenten am Weltmarkt abzuwehren. 
Dass sie sich dabei auch nicht in einem 
weltanschaulichen Bündnis unbe- 
dacht Widersacher heran züchtet, zu- 
mal noch solch einen unsicheren Kan- 
tonisten wie Deutschland, liegt daran, 


dass die Vereinigten Staaten ihre 
Außenpolitik wie alle anderen kapita- 
listischen Staaten auch, nach rationa- 
len und materiellen Nützlichkeitser- 
wägungen bestimmen und nicht nach 
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den Maßgaben eines demokratischen 
Werteuniversalismus handeln. 


Deutsche Ziele 


Den verschmähten Bundesge- 
nossen mangelt es weder an Einsicht 
in diese Prinzipien noch an Ambi- 
tionen, nach ihnen zu handeln. In der 
FAZ, der Zeitung, die am klarsten deut- 
sche Interessenpolitik buchstabiert, 
ließt sich der Zusammenhang von rea- 
listischer Kräfteanalyse und Entschei- 
dungsrichtlinien so: „Noch ist der 
Euro nicht die starke Währung, von 
der alle Europäer träumen. Und wer 
in der Weltpolitik die bestimmende 
Macht ist, hat der 11. September mit 
seinen Folgen abermals vor Augen ge- 
‚führt. Es sind die Vereinigten Staaten 
von Amerika. (...) Im von den Verei- 
nigten Staaten geführten Krieg gegen 
den Terrorismus spiegelt sich Europas 
Stellung wieder. Es ist nicht ohn- 
mächtig, aber es handelt in der zwei- 
ten Reihe.“ Unumwunden wird die 
Einführung des Euro und die Verschi- 
ckung deutscher Soldaten nach Afgha- 
nistan und an das Horn von Afrika in 
einem „historischen Prozess“ verbun- 
den, der auf den Zuwachs von Macht 
und Einflussnahme gerichtet ist. Und 
weil das damit anvisierte Hauen und 
Stechen nicht immer ohne Blessuren 
abgehen kann, wird ein solcher Kom- 
mentar wohlwissend mit „Rolle und 
Risiko” überschrieben. 

Mit dem Schwanz wedelnd, auf- 
dringlich und gleichfalls bissig, for- 
derten die Europäer ihre Beteiligung 
am Kriegseinsatz. Nicht weil sie den 
Amerikanern in Kabul ein Stück des 
freien Weltmarktes strittig machen 
wollen, auf dem es auf absehbare Zeit 
nicht viel zu verkaufen und nichts zu 
kaufen geben wird. Wahrscheinlich 
auch weniger wegen der geostrategi- 
schen Bedeutung Mittelasiens als 
Stachel im russisch-chinesischen Ein- 
flussgebiet oder als Rohstofflager und 
den dazugehörigen Transitkorridor. 
Obwohl sich die Deutschen, was die 
direkte politische und ökonomische 
Einflussnahme betrifft, auch nicht völ- 
lig die Butter vom Brot nehmen las- 
sen. Immerhin ist der afghanische 


„Minister für Wiederaufbau“ ein ehe- 
maliger Bochumer Professor der Wirt- 
schaftswissenschaften, der erste aner- 
kannte ausländische Diplomat ist der 
deutsche Botschafter, und der Kom- 
promiss einer afghanischen Über- 
gangsregierung wurde auch nicht ir- 
gendwo, sondern auf dem Bonner 
Petersberg erzwungen. So eine Art von 
„Entwicklungshilfe-Imperialismus” 
trägt neben dem Reputationsgewinn 
wohl noch andere Früchte. Viel eher 
aber buhlt man um den Einsatz der 
Truppen, weil Euro-Deutschland 
weiß, dass der ökonomische Gewinn 
ganz auf der Seite der Amerikaner lä- 
ge, wenn die gesamte Welt in deren 
Industrie und Währung die einzig mi- 
litärisch abgesicherte Anlagequelle 
sähe. Dass eine sicherheitspolitisch 
völlig unilateral handelnde USA die 
schönen Geschäfte der europäischen 
Partner mit den Schurkenstaaten ver- 
dirbt, dürfte ebenfalls eine nicht uner- 
hebliche Motivationsquelle gewesen 
sein, über das Mitschießen auch eine 
Mitentscheidungskompetenz zu erhal- 
ten. Genau in diesem Kontext sind die 
öffentlichen Bekundungen europäi- 
scher Spitzenpolitiker zu verstehen, 
die, nachdem die ersten Krokodils- 
tränen getrocknet waren, ihre Angst 
äußerten, dass sie in Zukunft nur noch 
Entscheidungen nachvollziehen, die 
anderswo getroffen werden. 

Bei soviel offener Austragung 
konkurrierender Interessenpolitik 
zwischen den zwei größten Wirt- 
schaftsblöcken brauchte es auch in 
Deutschland außer für einige Linke 
kaum noch des Menschenrechtsho- 
kuspokus, um den Willen zum dabei 
sein zu begründen. Nach den Worten 
des Außenministers entscheidet die 
Frage, ob das Land sich an die Seite 
Amerikas stellt, über „das weltpoliti- 
sche Gewicht Deutschlands für die 
nächsten 30 Jahre“. 


Imperialismus und Verständnis 


Dass die deutschen Bestrebun- 
gen, den Einfluss als Weltmacht zu 
vergrößern, weiterhin im Fahrwasser 
der USA geschehen, ärgert Nazis und 
andere Antiamerikaner, ein Grund, die 
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Kritik von der deutschen und der ame- 
rikanischen Machtpolitik zu wenden, 
ist das nicht. (vgl. dazu den Artikel 
„Der neue Griff nach der Weltmacht“ 
von D. Hartmann) 

Doch ist Vorsicht angebracht, 
wenn mit Hilfe antiimperialistischer 
Erklärungsansätze, eine linke Anti- 
kriegsbewegung konstituiert werden 
soll. Es gibt heute ein weit verbreite- 
tes Verständnis von imperialistischer 
Politik, welches damit im Allgemeinen 
das aggressive Vertreten politischer 
Machtinteressen nach außen und mi- 
litärische Ordnungs- und Sicherheits- 
politik aus zumeist ökonomischem 
Antrieb begreift. Nimmt man dieses 
Analyseinstrumentarium in seinen tra- 
ditionellen theoretischen Ableitungen 
und Voraussetzungen etwas genauer, 
ist es auf die Realität nur mit Hängen 
und Würgen anzuwenden. Der direk- 
te oder implizite Bezug auf die Theorie 
Lenins kann, gewollt oder ungewollt, 
auch seine Annahmen von der alles 
entscheidenden Macht der großen 
Monopole und des Finanzkapitals, die 
das angeblich letzte Stadium des Kapi- 
talismus vor seiner zwangsläufig ein- 
tretenden Selbstzerfleischung kenn- 
zeichnen, extrahieren. Neben der 
geschichtsoptimistischen Heilserwar- 
tung vom unmittelbar bevorstehen- 
den Zusammenbruch kommt dies 
ebenso einem personalisierenden Ka- 
pitalismusverständnis entgegen, wel- 
ches abstrakte bzw. versachlichte Herr- 
schaftsverhältnisse ignoriert. Auch 
dass sich der Wettkampf der Groß- 
mächte um Einfluss und Hegemonie 
nicht unbedingt in kriegerischen Aus- 
einandersetzungen und in der militä- 
rischen Eroberung fremder Territo- 
rien ausdrückt, verlangt eine Revision 
des traditionellen Imperialismusansat- 
zes (vgl. dazu den Artikel „Vom Impe- 
rialismus zum Empire“ in dieser Aus- 
gabe). Noch grundlegender ist aber 
der Bruch mit der linken Tradition, 
der imperialistischen Realität ein fort- 
schrittliches, zur Identifikation geeig- 
netes Subjekt gegenüberzustellen. Aus 
der Geschichte der positiven Bezug- 
nahme auf antikoloniale, teils linke, 
teils nur nationale Befreiungsbewe- 
gungen, kristallisierte sich ein projek- 


tiver Revoltenwunsch, der immer wie- 
der bereit war, von linken Parametern 
der Solidarität abzusehen und in den 
USA als dem wirkungsmächtigsten 
Gegner realsozialistischer Befreiungs- 
und Unterstützungsversuche schließ- 
lich den einzigen Vertreter imperiali- 
stischer Politik verortete. Dabei hatten 
die Unterstützung nationaler, ja auch 
völkischer Gemeinschaftsvorstellun- 
gen und die Einnahme einer antiame- 
rikanischen Position, die sich schon 
aus der europäischen Tradition heraus 
kulturell verdichten konnte, immer 
auch eine offene Anschlussstelle zum 
althergebrachten Antiamerikanismus 
der Deutschen. Schon seit einem 
Jahrhundert gibt es eine mal mehr, 
mal minder große Anzahl von Volks- 
genossInnen, die aufden sozialen gut- 
en Kapitalismus hierzulande hoffen 
oder gleich auf den nationalen 
Sozialismus bauen und denen deshalb 
der amerikanische „shareholder va- 
lue“ samt seines liberalen Überbaus 
suspekt erscheint. 


Linker Kontext und 
antizionistische Rezeption 


Es war die beste Folge der Golf- 
Kriegsdiskussionen und Verdienst der 
antinationalen/antideutschen Strö- 
mung, dass sich eine linke Kritik an 
einem Antiimperialismus der reaktio- 
nären Bündnisse, des Antiamerikanis- 
mus und der verkürzten Kapitalismus- 
kritik entwickeln konnte. Zwar gab es 
Positionen, die von dieser Seite dem 
Zauber der Menschenrechtslügerei er- 
lagen und die Kritik an der deutschen 
Erlangung von Kriegsfähigkeit auf die- 
ser Etappe vernachlässigten. Dass aber 
der Fokus auf die antizionistischen 
Ableitungen einer altbacken daher- 
kommenden Antiimp-Bewegung ge- 
richtet wurde, die in Israel nur die US- 
gesteuerte Verkörperung eines 
Kolonisationsprojektes zur Unterdrü- 
ckung der arabischen Massen und 
Kontrolle des rohstoffreichen Nahen 
Ostens sah, war richtig (vgl. dazu 
Stephan Grigats „Never Ending Story— 
Bücher zum linken Antisemitismus“ in 
dieser Ausgabe sowie den Beitrag „Der 
Krieg, die Linke und Stürme im 


Wasserglas“). Der existentiellen Be- 
drohung des Staates Israel, der von 
den Opfern und Gegnern des Natio- 
nalsozialismus aufgebaut wurde, 
kommt bis heute ein besonderer Stel- 
lenwert zu. Dass im zweiten Golfkrieg 
und bei allen militärischen und terro- 
ristischen Bedrohungen davor und 
danach die Vernichtungsdrohung 
nicht wahr gemacht werden konnte, 
heißt nicht, dass es kein entsprechen- 
des Potential gab und bis heute gibt. 
Die gesamte Diskussion über Israel 
und seine unterdrückerische Politik 
gegenüber den Palästinensern, darf 
nicht die Reflexion vergessen, dass in 
Deutschland diskutiert wird. Wenn 
der FDP-Ekel und Vertreter der deut- 
schen Giftgasfraktion Möllemann in 
der „grausamen“ Politik Israels die 
hauptsächliche Ursache für den Terro- 
rismus sieht, wenn nach Aussage des 
Vorsitzenden der Jüdischen Gemeinde 
die Bedrohungssituation der JüdIn- 
nen in Deutschland immer weiter zu- 
nimmt, wenn Teile der zweifelsohne 
marginalen Friedensbewegung „jüdi- 
sches Finanzkapital“ und US-Imperia- 
lismus zum Feindbild erklären und im 
Gegenzug ihre Solidarität mit religiö- 
sen und völkischen Bewegungen zum 
Ausdruck bringen, so ist dies Grund 
genug, für notwendige Abgrenzungen. 

Trotzdem ist ein analytischer 
Blick auf die Verhältnisse und Positio- 
nen der Handelnden im Nahen Osten 
wichtig. Gerade eine linke, ideologie- 
kritische Herangehensweise, welche 
die israelische und palästinensische 
Staats- und Identitätspolitik und ihre 
Auswirkungen zum Gegenstand hat, 
kann nicht einfach verworfen werden 
(vgl. dazu den Beitrag von Moshe 
Zuckermann: „Strukturprobleme des 
Israel-Palästina-Konflikts“). Wer aber 
historische Besonderheiten negiert, 
die Ungleichzeitigkeiten linker Positio- 
nen glatt bügelt und auf der Wahrhaf- 
tigkeit ausschließlicher Erkenntnisme- 
thoden besteht, wird Israel immer nur 
als Speerspitze des Imperialismus, als 
unterdrückenden Staat oder auch als 
einzigen Vorboten der Emanzipation 
missverstehen. Erkenntnisperspekti- 
ven, die zum Ergebnis haben, der Staat 
der Holocaust-Überlebenden und der 
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verfolgten JüdInnen könne kein 
Existenzrecht beanspruchen, bleiben 
aber bei jeder Diskussion immer 
außerhalb der Toleranzgrenze. 


Es ist nicht unproblematisch, in 
der hiesigen Situation die Stimmen 
der israelischen Linken stark zu ma- 
chen. Nicht weil sie mit ihrer Kritik an 
der Politik des israelischen Staates 
falsch liegen würden, sondern weil es 
in Deutschland eine Rezeptionspraxis 
gibt, die Schlimmes ahnen lässt. 

Bei der Suche nach unverfäng- 
lichen Kronzeugen antizionistischer 
Argumente greifen auch die deutschen 
Medien, z.B. der gestandene Walse- 
rianer Rudolf Augstein, gerne auf die 
marginalisierte israelische Linke zu- 
rück. Wenn selbst in der Tagesschau 
Kommentare von prominenten linken 
FriedensaktivistInnen kein Problem 
sind, dann ist dabei weder ihr antika- 
pitalistischer Background, ihre kriti- 
sche Theorie der Nation oder ihr 
Paradigma von der historischen Be- 
rechtigung eines israelischen Staates 
von Interesse, sondern sind es einzig 
ihre Funktionalität für das antiisraeli- 
sche Statement und die Forderung 
nach einer Intervention europäischer 
„Friedenstruppen“, die zählen. Gera- 
de bei letzterem kann die Kritik nicht 
deutlich genug ausgesprochen wer- 
den. Die Forderung israelischer Linker 
nach einer „humanitären Interven- 
tion“ der EU (vgl. auch hierzu den 
Beitrag von Moshe Zuckermann) ist 
falsch und gefährlich. Der direkte mili- 
tärische Zugriff einer Allianz aus 
Antisemiten, islamfreundlicher euro- 
päischer Wirtschaft und EU-Raumpoli- 
tikern, die sich gegen die Konkurrenz 
der USA profilieren — und dies bei der 
gegenwärtigen Nichtexistenz einer 
halbwegs wirkungsmächtigen palästi- 
nensischen Linken — liefe wohl 
zwangsläufig auf die Stärkung funda- 
mentalistischer Strömungen hinaus. 

‚phase zwei, Leipzig 
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UND STÜR IM WASSERCGCLAS 


Golfkrieg 1991, Jugoslawienkrieg 
1999, Krieg gegen den Terror 2001 
- zu den letzten drei Kriegen mit 
weltgeschichtlicher Bedeutung 
hatte die Linke viel zu sagen und 
zu schreiben. Sie erlangte damit 
aber weder eine Diskursmächtig- 
keit noch konnte sie politisch wirk- 
sam intervenieren. Der von der 
Linken zurecht kritisierten Frie- 
densbewegung ging es in dieser 
Dekade nicht besser - zum Glück, 
möchte man meinen. Allerdings 
gebar die linke Ohnmächtigkeit 
angesichts der Verhältnisse neben 
klugen Gedanken auch einige kru- 
de Theorien. Und die Debatten 
wurden umso heftiger ausgetra- 
gen, je stärker die eigene Bedeu- 
tungslosigkeit offensichtlich wur- 
de. Eine Besichtigung der dabei 
angerichteten Sturmschäden und 
gezüchteten Stilblüten nimmt der 
folgende Text vor. 


Mobilisierungsfähigkeit und 
emanzipatorische Propaganda le- 
ben von Gut-Böse-Dichotomien, die 
die Identifikation und Abgrenzung 
ermöglichen. In den Konflikten seit 
1989 haben diese Raster aller- 
dings an Erklärungskraft verlo- 
ren. Zum einen ließen sich die 
weltpolitischen Entwicklungen 
nicht mehr mit klassischen antiim- 
perialistischen Anschauungen in 
Übereinstimmung bringen. Ande- 
rerseits setzte mit dem Untergang 
der Linken eine kritische Reflexion 
ein, die die alten Anschauungen 
auch rückwirkend für verkürzt 
oder gar falsch erklärte. D.h. es 
gab real keine Subjekte, Bewegun- 
gen, Staaten, Klassen oder andere 
Formationen mehr, auf die sich po- 
sitiv bezogen werden konnte- und 
selbst wenn, war die Stellvertre- 
terInnen- und Solidaritätspolitik 
gründlich diskreditiert. Dass sich 
einige Unverbesserliche dennoch 
in alte Gewissheiten zu flüchten 


versuchten, machte es für den Rest 
immer schwieriger, politisch zu 
agieren und zu argumentieren. 
Dieser Prozess wird bei einem 
Blick auf das Verhältnis der anti- 
militaristischen Linken zu den 
drei erwähnten Kriegen deutlich. 
Der Friedensbewegung hingegen, 
die dem gleichen Abwärtstrend un- 
terworfen war, lässt sich nicht ein- 
mal nachsagen, für das vermeint- 
lich Gute eingetreten zu sein. Denn 
das, worauf sich die Friedens- 
bewegung mehrheitlich bezogen 
hat, hat sich nicht etwa 
verflüchtigt, sondern 
in deutscher Regie- 
rungspolitik verfestigt. 
Während die kommuni- 
stisch geprägten Teile der 
Friedensbewegung in den 
80ern prosowjetisch argu- 
mentierten, halluzinierten 
sich die anderen als Opfer 
eines a 
„ato- 
maren 
Holo- 
caust“ AR 
und der 
Blockkon- 
frontation. 

Als Ausweg wurde mehr nationale 
Friedenssouveränität propagiert. 
Dieser ist nun mit den humanisti- 
schen Kriegseinsätzen zur Verhin- 
derung eines „Auschwitz,“ in Jugos- 
lawien an sein Ende gelangt. 

Die „Holocaust“- und „Ausch- 
witz“-Metaphern waren weder von 
Friedensbewegung noch von den 
Friedenskriegern zufällig gewählt. 
Neben dem eigentlichen Kriegs- 
schauplatz ging es auch immer 
darum, sich aus der eigenen histo- 
rischen Verantwortung zu stehlen, 
die eigene Kriegsschuld auf die 
damaligen Alliierten oder Israel 
zu projizieren und Deutschland 
wieder kriegsfähig zu machen. In- 
wieweit auch die deutsche Linke 
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latent oder offen antisemitisch 
war und ist, wurde zu einer der 
meistdiskutierten Fragen seit dem 


Golfkrieg. 


Golfkrieg: Okzidentaler 
Rassismus vs. Antisemitismus 


„Man wird doch auch das En- 
gagement der USA im Ersten und 
Zweiten Weltkrieg zurecht beschrei- 
ben können als Ausdruck von Konkur- 
renz um Weltmacht- und Vormacht- 
positionen, und gleichwohl sagen 

können, wir haben gute Gründe, 
zumindest das Engagement der 
USA im Zweiten Weltkrieg nicht 
auf diesen Aspekt zu reduzieren, 
sondern es ist auch, ja vor al- 


lem, die Nie- 
derwerfung des deut- 
schen Faschismus gewe- 
sen, und darüber 
können wir den ande- 
ren Aspekt vernach- 
lässigen. Es gab 
damals eine ame- 
> rikanische Frie- 
densbewegung, 
eine Linke, die 
mit dem Argu- 
ment, das sei 
ein Krieg um 
 __ Weltmacht- 
 positio- 
nen, gegen 
den 


Kriegs- 
eintritt 
der USA 
gewesen 
ist.“ 


Jan Philipp 
Reemtsma 


Zu Beginn des Golfkrieges gab 
es letztmalig eine starke Mobilisierung 
der Friedensbewegung. In allen Städ- 
ten kam es fast täglich zu kleineren 
Spontandemonstrationen, Straßen- 
blockaden etc.; die Total- und Kriegs- 
dienstverweigerungszahlen schnellten 
in die Höhe; an den großen Demons- 
trationen nahmen zehntausende Men- 
schen der verschiedensten Spektren 
teil. Die radikale Linke war innerhalb 
dieser Proteste zwar nicht dominie- 
rend, aber immerhin präsent. Es schi- 
en recht einfach: Der alte Hauptfeind 
aller Antiimperialisten und Friedens- 
freunde, die USA, führte Krieg gegen 
ein Land im Trikont. Dass das irakische 
Regime nicht gerade als Sympathie- 
träger dienen konnte, wurde durch 
den Glauben an die stringente öko- 
nomische Herleitung der Kriegsgrün- 
de (Öl, Neue Weltordnung) wettge- 
macht. 

Neben der üblichen Kriegspro- 
paganda gab es allerdings eine Kriegs- 
befürwortung, die nicht so einfach 
vom Tisch zu wischen war. Saddam 
Hussein hatte angedroht, Israel zu ver- 
nichten — und wie real diese Drohung 
war, schien unklar. Linksliberale, wie 
Enzensberger, Diner und Broder, aber 
auch Linksradikale, wie die Redaktion 
der Zeitschrift konkret, verteidigten 
den Krieg, der zwar mit den falschen 
Motiven geführt, aber dem richtigen 
Ziel — dem Schutz Israels — dienen 
würde. Enzensberger verglich Saddam 
mit Hitler und konkret-Herausgeber 
Gremliza sah eine Analogie zum Krieg 
gegen Nazi-Deutschland. Diner und 
Broder unterstellten der Friedensbe- 
wegung, aufgrund antisemitischer Mo- 
tive auf die Straße zu gehen. Dass in 
der Friedensbewegung „...der unbe- 
wußte, aber überaus heftige Wunsch 
am Werke war, Saddam Hussein mö- 
ge (...) den Job vollenden, den die 
Nazis nicht zuende bringen konnten, 
(...) (die) zweite Endlösung der 
Judenfrage.“ Dagegen attestierte Bro- 
der der deutschen Rüstungsindustrie, 
die den Irak mit Waffen beliefert und 
somit Israel direkt bedroht hatte, kei- 
nen Antisemitismus sondern nur eine 
„kriminelle Unschuld“. Die konkret 
beharrte darauf, dass die Tatsache, 


dass der Krieg ein imperialistischer wä- 
re, ihn nicht hinreichend beschreibt. 
Er sei eben auch einer gegen die iraki- 
sche Diktatur und für Israel. Die Frie- 
densbewegung, so z.B. die Kritik der 


konkret, wäre staatstragend, da 
Deutschland auch gegen diesen Krieg 
wäre und „sich aus dieser bequemen 
Lage nicht befreien will.“ Richtig war 
die Analyse, dass große Teile der Frie- 
densbewegung latent antisemitisch 
eingestellt waren. Demonstrationen 
für das Existenzrecht Israel wurden 
während des Golfkrieges nur von ei- 
nigen Antideutschen und CDUlern be- 
sucht — und die wurden von anderen 
„Linken“ dann auch tätlich angegrif- 
fen. Es gab auch genügend Mei- 
nungsäußerungen aus der Friedens- 
bewegung, die als Schuldige Israel 
und USA ausgemacht hatten. Richtig 
war ebenfalls, dass Deutschland im 
Golfkrieg erstmals versuchte, gegen 
die USA zu opponieren und sich als 
Partner der arabischen Welt anzudie- 
nen. Falsch war es allerdings, dabei zu 
übersehen, dass Deutschland den 
Golfkrieg gleichzeitig genutzt hat, sich 
aus der „bequemen Lage“ zu befreien. 
Während der polarisierenden Debatte 
mit wechselseitigen Antisemitismus- 
und Kriegstreibervorwürfen schien 
niemand auf den Gedanken zu kom- 
men, dass Deutschland sowohl Militär- 
macht mit den USA werden, als auch 
sich als Friedenskraft gegen die USA 


top story 


profilieren wollte. Falsch war die 
Analogie zum Dritten Reich insofern, 
dass der Irak nicht das Potential zur 
Vernichtung Israels hatte — und dies 
auch kein ursächliches Kriegsziel 
darstellte. Falsch war es auch, der 
Friedensbewegung als treibendes 
Motiv den Antisemitismus und die 
Übereinstimmung mit der Bundes- 


J regierung zu unterstellen. Falsch 


war, dass suggeriert wurde, die deut- 
sche Friedensbewegung sei antise- 
mitisch, weil sie Friedensbewegung 
wäre — dabei ist sie so antisemitisch, 
weil und wie sie deutsch ist. Außer- 
dem waren die, die sich pro Israel 
positionierten, nicht automatisch 
frei von Antisemitismus. Und fraglich 
bleibt, ob der Krieg — vor allem auf 
lange Sicht — wirklich zum Schutz 
Israels beigetragen hat. 

Die Gegenseite kehrte die Feh- 
ler der Bellizisten-Fraktion nur um, an- 
statt sie zu vermeiden. Im Golfkrieg 
wäre der linke Rassismus und Ethno- 
zentrismus zum Durchbruch gekom- 
men, so die Antimilitaristen. Den 
linken Kriegsbefürwortern wurde un- 
terstellt, Teil eines allgemeinen Kriegs- 
treiberdiskurses zu sein, als ob sie sich 
nicht davon abgegrenzt hätten. Von 
Israel war bei den Friedensfreunden 
nie die Rede und wenn doch, dann 
nur als „Vorpostens des Westens“, der 
aufgrund der arabischen Kolonialkrän- 
kung den Hass auf sich ziehen müsste. 
Der größte Feind Israels sei die unver- 
söhnliche und kriegerische Politik der 
israelischen Regierung — und nicht et- 
wa die der arabischen Staaten. Den 
„Freunden Israels“ — so nannten sich 
einige Aktionsgruppen während des 
Golfkrieges — wurde unterstellt, sie 
wären als Wohlstandschauvinisten nur 
entsetzt darüber, dass Opfer des Kapi- 
talismus sich wehren würden. 

Diese Debatte, die auch in den 
großen Zeitungen (Zeit, Frankfurter 
Rundschau, Spiegel) geführt wurde, 
war gleichzeitig das Ende der Frie- 
densbewegung. Dies zeigt, dass sie 
zum einen nicht so antisemitisch war, 
um resistent gegen die Anwürfe zu 
sein, andererseits politisch so diffus, 
um nicht darauf reagieren zu können. 
Die Linke traute sich nicht mehr über 
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den Weg, die Theoriebildung hatte es 
geschafft, Rassismus gegen Antisemi- 
tismus, die Parole „Nie wieder Krieg“ 
gegen „Nie wieder Auschwitz“ auszu- 
spielen. 

Die Antideutschen interpretier- 
ten jede Ablehnung ihrer Kriegsbefür- 
wortung als Beweis für den Antisemi- 
tismus der Linken; der Rest war 
gehörig verunsichert und brauchte 
Jahre, um den Bruch zu verarbeiten. 
Elsässer (konkret-Autor) gab erst 1999 
zu, dass „mit der falschen Begrün- 
dung, nämlich pro Krieg, das Richtige 
getan (wurde), nämlich innerhalb der 


\ 


Linken (...) eine notwendige Diskus- 
sion provoziert: über den Antisemi- 
tismus innerhalb der Friedensbewe- 
gung und über die besondere Rolle, 
die Deutschland in Konkurrenz, teil- 
weise in Feindschaft zu den USA bei 
der Entfesselung von Kriegen nach 
dem Ende der Bipolarität spielt.“ 
Diesem Schema, mit falschen und pro- 
vokanten Thesen, Diskussionen pro- 
vozieren zu wollen, oft aber eher zu 
verhindern, blieben die Antideutschen 
bis heute treu. Die Kriegsbefürwor- 
tung im Golfkrieg war politisch gese- 
hen kontraproduktiv, weil sie eine 
Handlungsmächtigkeit der Linken sug- 
gerierte, die auf beiden Seiten nicht 
vorhanden war: weder konnte der An- 
tisemitismus der Friedensbewegung 


Israel gefährlich werden, noch die 
Kriegsbejahung Israel retten. Eine 
Linke, die sich ihre Ohnmacht einge- 
steht, hätte besser analysieren und kri- 
tisieren müssen, anstatt sich Schein- 
gefechte zu liefern und realpolitische 
Ratschläge zu erteilen. Es wäre sowohl 
eine Kritik an den deutschen Ambitio- 
nen (die sich in außenpolitischer 
Zurückhaltung und innergesellschaft- 
licher Militarisierung ausdrückte) als 
auch an der imperialistischen Politik 
der USA sowie am irakischen Regime 
und ein Bekenntnis für das Existenz- 
recht Israels notwendig gewesen. Eine 
logische Folge davon wäre 
gewesen, „Nie wieder Krieg“ 
richtig als „Nieder wieder 
Krieg von deutschen Boden 
) aus“ zu interpretieren und 
nicht vom „Nie wieder 
Auschwitz“ abzutrennen. So- 
mit wäre das Feindbild auch 
GE wieder klar gewesen: nicht 
die deutsche Friedensbewe- 
5 gung ist bei aller berech- 
tigten Kritik gefährlich, 
A sondern die deutsche Rüs- 
tungsindustrie und Frie- 

densdiplomatie, die das Exis- 
| tenzrecht Israels zwar nicht 
so offenherzig in Frage stellt, 
A dafür umso wirksamer. 


Jugoslawienkrieg: 
Antinational vs. 
Antideutsch 


„Im Sommer 1998 regten sich 
die Grünen, noch als Opposition, dar- 
über auf, dass Rühes Kriegsministe- 
rium die Bundeswehruniformen in 
einer Weltmarktfabrik in Rest-Jugos- 
lawien nähen ließ. Dabei protestier- 
ten die Grünen nicht gegen die miesen 
Arbeitsbedingungen in der ‚Freien 
Produktionszone‘ Rest-Jugoslawien. 
Sie wollten, dass NäherInnen in an- 
deren Ecken Europas ausgebeutet 
werden, wo die Regierungen der deut- 
schen Außenpolitik und deren Men- 
schenrechten folgen.“ 

Gaston Kirsche (gruppe demontage) 


Friedensbewegung und Antimi- 
litarismus während des Jugoslawien- 
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kriegs? Da fällt einem auf Anhieb nicht 
viel ein. Außer ein Gysi, der bei Sabine 
Christiansen auf dem Völkerrecht be- 
steht, ein Farbbeutelwurf auf Fischer 
auf dem Parteitag der Grünen, ein 
Aufruf zum Desertieren, der mal abge- 
sehen von der Kriminalisierung keine 
Folgen zeitigte, Demonstrationen der 
Nazis und Sonderausgaben linker 
Zeitschriften. 

Die im Golfkrieg auseinander- 
geflogenen Fraktionen der Linken wa- 
ren in der Ablehnung des Jugoslawien- 
kriegs plötzlich wieder vereint — wenn 
auch nur formal. Die Antideutschen 
erlebten allerdings das Dilemma, ei- 
nerseits ihre Kritik an der Friedens- 
bewegung bestätigt zu sehen: diesmal 
führte auch Deutschland Krieg und an- 
stelle von größerem Protest gab es de 
facto gar keinen. Andererseits sahen 
sie auch, dass ihre Instrumentalisie- 
rung von Auschwitz während des Golf- 
krieges inzwischen in die Kriegspropa- 
ganda der Bundesregierung Eingang 
gefunden hatte. 

Nichtsdestotrotz wurde die alte 
Debatte lediglich den neuen Bedingun- 
gen angepasst und fortgesetzt. Die Res- 
te der Friedensbewegung meinten, 
einem allgemeinen Antinationalismus 
frönen zu müssen, der gleichberechtigt 
amerikanischen, deutschen, serbischen 
und kosovarischen Nationalismus kriti- 
siert —- manchmal kamen auch andere 
Regionalmächte wie Italien oder die 
Türkei ins Spiel. Auf den kleinen Frie- 
densdemonstrationen kam es wieder zu 
Handgreiflichkeiten, diesmal weil Mi- 
grantInnen aus Jugoslawien proserbi- 
sche Parolen riefen oder jugoslawische 
Fahnen trugen. Sie wurden kurzerhand 
von den Demos ausgeschlossen. 

Im Gegenzug nahmen die Anti- 
deutschen Abschied vom Antinatio- 
nalismus. Nicht linke und dissidente 
Strömungen in anderen Ländern dien- 
ten als Bezugspunkt, sondern nur 
noch die Frage, ob ein Land Opfer und 
Gegner Deutschlands wäre. So konn- 
te die Bahamas sich positiv auf die fa- 
schistischen serbischen Tschetniks be- 
ziehen (nur weil sie am Anfang der 
nationalsozialistischen Besatzung ge- 
ringen Widerstand leisteten) und 
gleichzeitig nahtlos an die rassisti- 


schen Diskurse über die „kriminellen 
Albaner“, die aus der Migrationsab- 
wehr und Inneren Sicherheit stam- 
men, anknüpfen. 

Beide Fraktionen bedienten 
sich dem vereinfachten Denken von 
Hauptwidersprüchen und -schuldi- 
gen. Serbien wurde mit Israel gleich- 
gesetzt, Deutschland hätte die Kriege 
in Jugoslawien inszeniert. Oder: die 
USA zieht Deutschland in einen Krieg 
gegen den serbischen Diktator, der lie- 
ber mit Wirtschaftsblockaden oder der 
UNO zu bekämpfen sei. Im Gegensatz 
zum Golfkrieg lässt sich allerdings 
konstatieren, dass sich viele Linke der 
polarisierenden Diskussion entzogen 
und versuchten, ausgewogene Artikel 
zu verfassen, die alle Positionen ein 
bisschen kritisierten und ein bisschen 
gut fanden. Die Verstrickung und Ver- 
tiefung in die komplizierten Zusam- 
menhänge des Jugoslawienkriegs führ- 
te aber auch zu einer politischen 
Lähmung und produzierte Papierber- 
ge, die jedoch über die Linke hinaus 
nicht rezipiert wurden. Wie sehr sich 
die Autonomen marginalisiert hatten, 
wird daran deutlich, dass die autono- 
me L.U.P.U.S.-Gruppe als einzige wirk- 
same und realistische antimilitaristi- 
sche Aktion einen Appell an die 
kriegskritischen grünen Bundestags- 
abgeordneten ansah, die „die deut- 
sche Beteiligung an diesem Krieg kip- 
pen“ könnten. 


Zivilisation vs. Barbarei 


„Einige Antideutsche vermit- 
teln Antinationalismus heute aller- 
dings nicht mehr mit Antikapitalis- 
mus, sondern diffamieren letzteren 
als nationalen Sozialismus. Anti- 
deutsch, um antikapitalistisch ge- 
kürzt, wird reaktionär und gelegent- 
lich proimperialistisch.“ 

Jutta Ditfurth 


Die Debatte nach den Anschlä- 
gen auf das World Trade Center und 
das Pentagon sowie während des Krie- 
ges der USA gegen Afghanistan glich 
der während des Golfkrieges. Aller- 
dings mit dem Unterschied, dass sie 
nicht mehr in der linksliberalen 


Presse, sondern lediglich in den mar- 
ginalisierten Zeitschriften der Linken 
(Bahamas, konkret, jungle World) ge- 
führt wurde. Es fällt auch auf, dass vie- 
le einem gewissen Schattenboxen 
frönten: Die konträren Positionen 
wurden nicht mehr so vehement und 
umfassend vertreten wie während des 
Golfkrieges. Dominant war vielmehr 
eine vermittelnde Haltung geworden, 
die sich die zwei vermeintlichen ex- 
tremen Einstellungen zum Konflikt 
„Zivilisation gegen Barbarei“ erst kon- 
struierte, um sich davon abgrenzen zu 
können und die eigene Position als 
der Weißheit letzter Schluss dastehen 
zu lassen. Die Bahamas wusste schon 
wenige Tage nach dem Anschlag, wie 
die Linke ihn deuten würde: nämlich 
als Befreiungsschlag der Unterdrück- 
ten gegen die USA. Die Linke tat der 
Bahamas allerdings nicht den Gefallen 
— wie es während des Golfkrieges 
noch der Fall war. Die Taktik der 
selbsterfüllenden Prophezeiung ging 
nicht auf. In den zahlreichen Stellung- 
nahmen betonten alle ernstzuneh- 
menden linken Gruppen, dass die 
Anschläge natürlich keinen emanzipa- 
torischen Charakter hätten und eine 
Gleichsetzung mit anderen Protesten 
von unterdrückten Menschen letztere 
diffamieren würde. Dieses Bekenntnis 
schien aber als Abgrenzung in der 
Regel auszureichen, eine weitere Be- 
schäftigung mit den Ursachen für isla- 
mistischen Terrorismus fand oft nicht 
statt — und wenn, dann immer mit 
dem Hinweis, dass die USA sich die 
Terroristen selbst gezüchtet hätten. 
Dagegen wurde lang und breit auf die 
Strategien der USA, die Geheim- 
dienste, die Kriegspropaganda, geo- 
strategische Interessen eingegangen 
etc. Gleiches wäre auch bei den Terro- 
risten möglich gewesen. Aufschluss- 
reich ist also nicht, was gesagt wird 
(denn dies ist nicht falsch), sondern 
was nicht gesagt wird. In keinem der 
linken Papiere fehlte außerdem die re- 
flexhafte Ablehnung der Bahamas- 
Stellungnahmen, ohne eine kritische 
Würdigung vorzunehmen, was daran 
wohl wahr sein könnte. Zu der Frage 
des Golfkrieges, nämlich, wie Israel zu 
schützen und Deutschland auf seinem 
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Sonderweg auszubremsen sei, kam ei- 
ne neue hinzu: nämlich, inwieweit die 
westliche Zivilisation gegen religiösen 
Fundamentalismus zu verteidigen sei, 
obwohl sie diesen hervorbringt. Die ei- 
nen konnten keinen Unterschied zwi- 
schen „Barbarei“ und „Zivilisation“ er- 
kennen, für die anderen wurde aus 
dem kleinen Unterschied einer ums 
Ganze, der ein bedingungsloses Be- 
kenntnis zur „Zivilisation“ nach sich 
zog. Eine dritte Position schien nicht 
möglich. Das Cafe Morgenland kriti- 
sierte, dass die linken deutschen 
Möchtegern-Schreibtischtäter (die ei- 
nen wollen Afghanistan und andere 
Länder bombardieren, die anderen 
der USA eine Niederlage bereiten), de- 
ren weltpolitischen Ambitionen nie- 
mand ernst nimmt, genau da versag- 
ten, wo sie doch eine Relevanz hätten 
haben können: beim Kampf gegen die 
antiislamische Hetze in Deutschland 
und gegen die neuen Anti-Terror- 
Gesetze. 

Die Friedensbewegung zeigte 
sich unbeirrt von all den Diskussionen 
wieder auf der Straße — jedoch nicht 
nach den Anschlägen, sondern erst 
nach den Angriffen auf Afghanistan. 
Die Bewegung war nicht so stark wie 
zu Zeiten des Golfkrieges, aber deut- 
lich stärker als während des Jugosla- 
wienkrieges. Die Linken hielten sich 
allerdings fast vollständig von den 
Aktionen und Demonstrationen fern. 
Somit konnten sich antisemitische, an- 
tiamerikanische und völkische Parolen 
noch leichter in der Friedensbewe- 
gung verbreiten. Die konkret war sich 
nicht einig: Einige Autoren nahmen 
mal wieder die Kriegsbefürworter in 
Schutz, weil die einzige Alternative da- 
zu die nationalistische Friedensbewe- 
gung von Walser, Schönhuber und 
Augstein wäre, die „Deutschlands 
dritten Griff nach der Weltmacht pro- 
pagandistisch absichert“. Andere Auto- 
ren polemisierten gegen die anti- 
deutsche Position und propagierten 
einen linken Antiamerikanismus. Die 
Diskussion geht also in eine neue 
Runde und wer kein Geld für die neu- 
en Zeitschriften hat, dem sei einfach 
die Lektüre der alten empfohlen. 


Mark Schneider 
Der Autor ist Mitglied des 
Bündnis gegen Rechts (BgR) Leipzig 


Nato 


Aufruf zum internationalen Block 
auf der Demonstration gegen 

die NATO-Sicherheitskonferenz 
in München am 2. Februar 2002 


Wenn die euro-atlantische 
Sicherheitsstruktur neu 
verhandelt wird 


Alle Jahre wieder versammelt 
sich in München eine kleine, aber gut 
ausgewählte Truppe von hochrangi- 
gen Ministern, Militärs, Parlamenta- 
riern, Journalisten und Experten aus 
aller Herren Länder. Zur Debatte steht 
nun auch nicht irgend etwas, sondern 
neue Strategien zur Sicherheitsstruk- 
tur des euro-atlantischen Raums. Und 
die Sicherheit und Stabilität dieses 
Raumes kann eigentlich durch alles 
betroffen werden, was sonst noch so 
auf der Welt passiert. Dies ergibt sich 
allein aus den selbstdefinierten Bedro- 
hungsszenarien, die von der Verbrei- 
tung von ABC-Waffen und deren Trä- 
gertechnologie über die Störung des 
ungehinderten Transportes lebens- 
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FICHT CAPITALISM 


wichtiger Rohstoffe bis zu unkontrol- 
lierten Migrationsbewegungen rei- 
chen. Die „Münchner Konferenz für 
Sicherheitspolitik“ ist das Forum, in 
dem militärpolitische Konzepte disku- 
tiert werden sollen, um den neuen 
Herausforderungen entsprechend be- 
gegnen zu können. Nicht ohne Grund 
bezeichnet die Ausrichterin, die BMW- 
eigene „Herbert-Quandt-Stiftung“, die 
Konferenz als das „Davos“ der Sicher- 
heitspolitik. Zentrale Säule dieser 
Sicherheitsstruktur ist seit 52 Jahren 
die Nato. Während des Kalten Krieges 
als Verteidigungsbündnis gegründet, 
wurde diese mit dem Abkommen von 
Washington als „Allianz für das 
21. Jahrhundert“ für ihre neuen Aufga- 
ben fit gemacht. Dass die Möglichkeit 
der militärischen Krisenintervention 
außerhalb des Bündnisgebiets bereits 
vor den Beschlüssen von Washington 
bestand und auch wahrgenommen 
wurde, hatte die Nato mit dem An- 
griffskrieg auf Jugosla- 
wien unter Beweis ge- 
stell. In Washington 
wurde aber nicht nur die- 
ser Krieg im nachhinein 
zumindest auf die Grund- 
lage des Natovertragswer- 
kes gehieyt, sondern vor 
allem die Möglichkeit ge- 
schaffen, bei allen „Kri- 
sen, die die euro-atlanti- 
sche Stabilität gefährden 
und die Sicherheit von 
Bündnismitgliedern be- 
rühren könnten“1, mili- 
tärisch zu intervenieren. 
Dass dies nichts mehr mit 
Verteidigung zu tun hat, 
erscheint so nur, wenn 
Verteidigung auf den Be- 
griff der militärischen Aus- 
einandersetzung redu- 
ziert wird. Aus dem 
Verständnis einer kapitali- 
stisch globalisierten Welt 
betrachtet, ist Stabilität 
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und Sicherheit allerdings durch fast je- 
de unkalkulierbare Verschiebung von 
Machtverhältnissen gefährdet und 
natürlich auch durch die empfindliche 
Störung der notwendigen Verkehrssi- 
cherheit im kapitalistischen Warenaus- 
tausch. Diese Weltordnung zu stabili- 
sieren und zu verteidigen, haben die 
Nato-Mitgliedsstaaten in Washington 
als ihr Ziel formuliert. Dass ein solches 
Verständnis von einem „Verteidi- 
gungsbündnis“ keine Rücksicht mehr 
auf die UN nehmen kann und will, 
welche in ihrer jetzigen Form als Relikt 
des Kalten Krieges begriffen werden 
muss, ergibt sich zwangsläufig und 
spiegelt sich in der Praxis während des 
Jugoslawien-Krieges wider. Dass die 
Nato die bisherigen völkerrechtlichen 
Grundlagen verlassen hat, ist nicht 
überraschend. Es liegt in der Notwen- 
digkeit, sich der aktuellen Entwick- 
lung anzupassen. Dass dabei alte 
Strukturen „weiterentwickelt“ werden 
müssen, seien sie auch noch so heilig, 
da juristische, versteht sich von selbst. 
Das Ende des Kalten Krieges hat die 
Nato nicht unter Rechtfertigungsdruck 
gebracht. Im Gegenteil: es hat diesem 
Bündnis den Raum gegeben, sich zu 
modernisieren. Die Reform vom Ver- 
teidigungsbündnis der Westmächte 
hin zum Verteidigungsbündnis der ka- 
pitalistischen Weltordnung ist ohne 
größeren Widerstand vollzogen wor- 
den. Auch die im Aufbau befindliche 
europäische Interventionsarmee, an 
deren Spitze Deutschland steht, ist 
Teil dieser Verteidigung und steht 
nicht im Widerspruch zu der neuen 
Rolle der Nato, genauso wenig wie der 
militärische Alleingang der USA und 
Großbritanniens in Afghanistan. Wer 
aus dem Aufbau von Parallelstrukturen 
und der Nichtbeteiligung der Nato an 
militärischen Operationen eine 
Schwächung oder gar Unwichtigkeit 
des Bündnisses ableitet, begeht einen 
großen Fehler — die Reduzierung die- 
ses Bündnis auf die direkte militäri- 
sche Intervention. Hat dieses doch bis 
jetzt erst ein einziges Mal in seiner 
Geschichte mit einem Angriffskrieg in- 


terveniert und erst einmal den Bünd- 
nisfall nach Artikel 5 ausgerufen. Und 
doch kann die Geschichte nach dem 2. 
Weltkrieg nicht ohne die militärisch 
mächtigste Organisation aller Zeiten 
gedacht und begriffen werden. 


„ESVP: Schlüsselprojekt der eu- 
ropäischen Einigung“ 


Eine eigenständige „europäi- 
sche Sicherheits- und Verteidigungs- 
politik“ (ESVP) aufzubauen, ist wohl 
das am rasantesten fortschreitende 
Projekt der europäischen Politik. Erst 
1999 beschlossen, soll eine 60.000 
Soldaten starke Eingreiftruppe schon 
2003 einsatzfähig sein. Deutschland 
stellt dabei den größten Anteil, vor- 
aussichtlich 18.000 Soldaten, Frank- 
reich und GB folgen mit je 12.000. 
Dass die EU damit die Fähigkeit zu au- 
tonomem Handeln erlangt, wie von 
deren VertreterInnen immer wieder 
betont wird, ist allerdings nicht der 
Fall. Obwohl es gerade darum geht, 
handeln zu können, wenn die Nato 
nicht als Ganzes beteiligt ist. Denn der 
Rückgriff auf die Kapazitäten der Nato 
bleibt bisher bei jedem potentiellen 
Einsatz notwendig, da keine eigenen 
Planungs- und Informationssysteme 
existieren und sich auch nicht im Auf- 
bau befinden. Und bei einer Nutzung 
von Nato-Einrichtungen muss mit der 
Nato in Konsultation getreten werden. 
Eine militärpolitische Stärkung der eu- 
ropäischen Mitglieder ist trotzdem 
ausdrücklich gewünscht, auch jenseits 
des Atlantiks. So fordert die USA seit 
mehreren Jahren eine stärkere mili- 
tärische Verantwortung Europas und 
unterstützt dabei den Aufbau der 
ESVP. Das wurde unter anderem an 
der direkten diplomatischen Interven- 
tion in der Türkei, um diese als letztes 
Nato-Mitglied auf ESVP-Kurs zu brin- 
gen, deutlich. Europa soll selbst in der 
Lage sein, den eigenen Hinterhof sau- 
ber zu halten, natürlich nur nach vor- 
heriger Zustimmung der USA. Haupt- 
ziel ist es, „Sicherheit und Fortschritt 
in Europa und der Welt zu fördern“, 
was die nicht nur regionale Einsatz- 
möglichkeit dieser Truppe verdeut- 
licht. Und was nichts anderes bedeu- 


tet, als die heutigen Ausbeutungsme- 
chanismen militärisch weltweit abzusi- 
chern und auszubauen. Dass Deutsch- 
land dabei endlich wieder mitmischen 
darf und endlich eigene bzw. europäi- 
sche Interessen in einer Führungsposi- 
tion auch militärisch untermauern 
darf, wird nun mit der weltpolitischen 
Verantwortung Europas und im spezi- 
ellen Deutschlands unterstrichen. Für 
die EU gibt es aber noch eine weitere 
Komponente, die eine europäische 
Interventionstruppe erfüllen soll. Die 
europäische Außenpolitik ist trotz al- 
ler Hohen Vertreter keine gemeinsa- 
me, von einer einheitlichen kann nicht 
gesprochen werden. Bildet sich mit 
der Außenpolitik, dem Herantreten an 
jemanden außerhalb des Kollektives, 
doch noch immer am stärksten die ei- 
gene Identität der nationalen Volks- 
gemeinschaft. Diese ist weiterhin eins 
der wichtigsten identitätsstiftenden 
Momente der modernen, auf Nationen 
beruhenden Weltordnung. Die EU 
sucht krampfhaft nach einer ähnlichen 
Form von Identifikation der Bevölke- 
rung mit diesem Staatenverbund. Der 
EURO ist dabei nur ein Schritt, aber er 
reicht nicht aus. Wenn also schon kei- 
ne gemeinsame Außenpolitik eine sol- 
che Identifizierung schaffen kann, so 
wird es ein europäischer Kriegseinsatz 
allemal. Im Rahmen der Nato wird die- 
ses Projekt dann auch „Europäische 
Sicherheits- und Verteidigungsidenti- 
tät“ (ESVI) genannt. 


„Unser Krieg gegen den Terro- 
rismus beginnt mit der Al 
Qaida, aber er wird da nicht en- 
den.”3 


Kaum ein anderer Satz macht 
deutlicher, wie sich die Weltordnung 
mit dem 11. September verändert hat. 
So deutlich, wie sich in diesem Satz wi- 
derspiegelt, dass es ein langer und 
gründlicher Krieg werden wird, ent- 
hält er doch eine Lüge. Der Krieg be- 
ginnt nicht mit der al Qaida, dieser 
Krieg hat keinen starting point. Der 
Beginn, die Durchsetzung des impe- 
rialistischen Machtanspruches einer 
oder mehrerer Nationen, kann nicht 
zeitlich verortet werden. Ob es nun 
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um einen Vergeltungsfeldzug geht, ge- 
ostrategische Interessen oder ganz di- 
rekt um Ölquellen, ist dafür egal. Die 
Besonderheit der jetzigen Situation 
liegt nicht in dem kriegerischen Akt 
selbst, sondern in seiner Legitimation. 
Nicht in der Legitimation der Vergel- 
tung der Ereignisse des 11. Septem- 
ber, sondern in der Legitimation, dass 
Super- bzw. Großmächte ab sofort 
nicht mehr nur mit geheimdienstli- 
chen, wirtschaftlichen oder politi- 
schen Mitteln jederzeit ihre Interessen 
weltweit durchsetzen dürfen, sondern 


auch militärisch. Die Resolutionen 
1368 und 1373 des UN-Sicherheits- 
rates geben die weltweite Intervention 
dort frei, wo sich etwas der jetzigen 
Weltordnung widerstrebendes entwi- 
ckelt oder existiert. Diese Resolutio- 
nen legen gemeinsam mit der Praxis 
der imperialistischen Staaten die neue 
Weltkriegsordnung fest. Dass in die- 
sem Gremium fast alle Großmächte 
vertreten sind, lässt ahnen, welcher 
Grad der Militarisierung und Brutali- 
sierung den jeweils sich nicht beugen- 
den Kräften ins Haus steht. Diese Ent- 
wicklung kann nun nicht den USA 
vorgeworfen werden, weil sie wegen 
der aktuellen Betroffenheit die ersten 
Nutznießer sind. Praktizierte dies doch 
die Nato schon in Jugoslawien und be- 
fand sich das Nato-Konzept auch 
schon auf einem entsprechenden 
Weg, sicherlich im Interesse aller Nato- 
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Mitglieder. Die Möglichkeiten der mili- 
tärischen Konditionierung von Staaten 
und Regionen, die bisher vor allem auf 
ökonomischer Ebene durch IWF und 
Weltbank stattgefunden hat, wird den 
geostrategischen Interessen und Am- 
bitionen einen neuen Schub verlei- 
hen. Dass die Möglichkeit, unproble- 
matischer militärisch intervenieren zu 
können, eine neue Aufwertung von 
Staatlichkeit und deren grundlegen- 
den Instrumenten nach sich zieht, ver- 
deutlicht, dass Staatlichkeit der Globa- 
lisierung nicht widerspricht, im 
Gegenteil notwendig ist für die Durch- 
setzung und Stabilisierung dieser. Die 
Hoffnung eines Teils der Antiglobali- 
sierungsbewegung, im Nationalstaat 
einen Verbündeten gegen die Globali- 
sierung zu finden, muss diese vor des- 
sen Brutalität erschrecken, lassen; 


No one here gets out alive! 3 


Stand bisher im Zentrum der 
Kritik vom oben genannten Teil der 
Bewegung der Neoliberalismus, auch 
„Kapitalismus pur“ genannt, entfessel- 
te Finanzmärkte oder ähnliches, ent- 
hielt diese Kritik damit immer eine 
Möglichkeit der Besserung innerhalb 
des Systems. Nun entpuppt sich aber 
der potentielle Heilsbringer „die regu- 
lierende, und.die zur Sozialstaatlichkeit 
fähige Nation als’nächster Bösewicht. 
Die Forderung nach der Tobinsteuer 
oder ähnlichen regulierenden Maß- 
nahmen, die die Finanzmärkte wieder 
zu Investitionen ins „schaffende“ Kapi- 
tal treiben sollten, könnte nun real zu 
Investitionen in die Rüstungsindustrie 
führen, im Augenblick auf jeden Fall 
höchst profitabel. Oder sie könnte die 
Tabaksteuer für die „Innere Sicher- 
heit“ unnötig machen oder die Um- 
strukturierung der Bundeswehr finan- 
zieren. Die Suche nach der Alternative, 
nach einer humaneren Gesellschaft 
und deren Ansätzen innerhalb der 
bestehenden Nationalstaaten, muss 
selbst ohne tiefergehende Analyse als 
haarsträubend erscheinen. Die Gegen- 
überstellung von Staat und Kapital, 
von Raubtier- und rheinischem Kapita- 
lismus, Elend und Verderben durch 
Umstrukturierung oder durch Bom- 


ben, erscheint nicht nur in der Wer- 
tung als kaum abwägbarer Unter- 
schied, er darf auch nicht als solcher 
gesehen werden, sondern es sind zwei 
Seiten derselben Medaille. Welche 
Rolle die Nationalstaaten trotz „globa- 
lisierter“ Weltwirtschaft spielen, spie- 
gelt nicht nur die Außen- sondern 
auch die Innenpolitik wider, und 
selbst dies bleibt eine unzureichende 
Reduzierung. Das permanente Bedro- 
hungsszenario, welches weltweit her- 
auf beschworen wird, wird letztlich 
zur Militarisierung der „Inneren $i- 
cherheit“ genutzt. Mit der Figur des 
Schläfers, seit Anthraxbriefen, der Ent- 
hüllung der amerikanischen Taliban- 
kämpfer oder des FBI-Doppelagenten, 
der aller Wahrscheinlichkeit nach das 
sog. „Handbuch des Terrors“ verfasst 
hat, bleibt es nicht reduzierv.auf den 
Araber, jetzt ist jede und jeder ver- 
dächtig. Dass dabei nicht nur islami- 
stische Terroristen ins Fadenkreuz ge- 
raten,‘wird deutlich, wenn die sog. 
GlobalisierungsgegnerInnen als die 
größte Bedrohung für die „Innere 
Sicherheit“ aufgeführt werden, wie in 
Genua und jetzt auch wieder vor 
München. Dass Deutschland dabei 
abermals’ der. sonstigen westlichen 
Wertegemeinschaft voranschreitet ver- 
wundert kaum. Dass die rot-grüne 
Bundesregierung dabei nicht nur auf 
Altbewährtes zurückgreift, wie Raster- 
fahndung und Kronzeugenregelung 
oder den Zugriff aufdas Ausländerzen- 
tralregister zu Fahndungszwecken er- 
laubt, sondern auch den Rest seiner 
Bevölkerung gleich biometrisch kata- 
logisiert, zeigt, dass sie nicht nur deut- 
sche Außenpolitik fortführt, sondern 
auch im Hinblick auf die „Innere 
Sicherheit“ den Schills und Kanthers 
einen Schritt voraus ist. 


What to do? 


Die Aktionen gegen die „Mün- 
chener Konferenz für Sicherheitspoli- 
tik“ sind aus dieser Perspektive eine 
notwendige Erweiterung der Konfron- 
tationslinie der sogenannten Antiglo- 
balisierungsbewegung. Die bisherige 
Konzentration auf vor allem wirt- 
schafts- und finanzpolitische Gipfel 
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wird um die Miliärpolitik und deren 
Träger, die Nationalstaaten, ergänzt. 
Gerade nach dem 11. September und 
dessen Folgen, gehört die Militärpoli- 
tik der imperialistischen Staaten wie- 
der zurück ins Zentrum der Kritik ei- 
ner linksradikalen Bewegung gerückt. 
Der Konstituierung der neuen 
Weltkriegsordnung entsprechend, ist 
aus unserer Sicht die praktische und 
theoretische Kritik am Nationalstaat 
notwendig, als Träger der zivilen und 
militärischen Innen- und Außenpoli- 
tik, als notwendiger Teil der Durchset- 
zung kapitalistischer Ausbeutungs- 
und Unterdrückungsmechanismen. 
Diese Kritik zu artikulieren, so dass sie 
einen linksradikalen Ausdruck hat, der 
nicht mehr als systemimmanent ver- 
einnahmt werden kann, darum geht es 
in München. Bei den letzten Gipfeln 
gab es den praktischen Ausdruck in 
Form des black block. Eine inhaltliche 
Positionierung darüber hinaus gab es 
nicht, Diesen Mangel zu überwinden, 
wird eine Aufgabe sein, der sich die ra- 
dikale Linke in München zu stellen hat 
— und nicht nur dort. Während eine 
gemeinsame radikale Praxis gefunden 
scheint, kann die Differenz in der in- 
haltlichen Ausrichtung nicht einmal 
diskutiert werden, mangels gemeinsa- 
mer Bezugspunkte und Strukturen, 
von einem Sprachrohr oder ähnlichem 
ganz zu schweigen. München steht 
nicht nur in der Kontinuität anderer 
Gipfel, auch nicht nur als einfache 
Erweiterung der Themenfelder, son- 
dern ist ein Punkt, an die gemeinsame 
Praxis anzuknüpfen im Kampf gegen 
Staat, Nation und Kapital. Gleichzeitig 
Gelegenheit, die inhaltliche Auseinan- 
dersetzung wieder aufzunehmen. 


Autonome Antifa [M] 

unterstützt von: 

Bündnis gegen Rechts Leipzig 
Antifaschistische Aktion Berlin 
ATAG (Autonome Thüringer Antifa- 
Gruppen) 


1 „Strategisches Konzept des Bündnisses“ Teil 
IV - Streitkräfterichtlinien 48. 

2 Dokument des Auswärtigen Amtes 

3 G. Bush 20.11.01 vor dem amerikanischen 
Kongress 


VOM IMPERIALISMUS ZUM 


empire 


Wenn von Antonio Negris und Mi- 
chael Hardts Buch „Empire“ die 
Rede ist, wird fast ausschließlich 
auf die Konzeption der multitude 
verwiesen, jener gesellschaftlichen 
Kraft, die früher der Ausgangs- 
punkt des revolutionären Subjekts 
war und als „die Massen“ bezeich- 
net wurde. Sie ist für Negri und 
Hardt auch heute noch - jetzt al- 
lerdings in ihrer individualisier- 
ten Vielfalt - Motor gesellschaftli- 
cher Entwicklung und Quell der 
Hoffnung auf eine kommunistische 
Zukunft, wobei sich die Konturen 
dieser Zukunft all überall schon 
abzeichnen. Solche Schwelgereien 
in den Träumen einer absoluten 
Demokratie riefen in den Rezen- 
sionen hierzulande bestenfalls 
Hinweise auf einen in diesen Zei- 
ten bewundernswerten bis ver- 
wunderlichen Optimismus, der die 
beiden Autoren befallen habe, her- 
vor. Obwohl die Fragen der multi- 
tude für Negri und Hardt unbe- 
streitbar von zentraler Bedeutung 
sind, soll sich hier und in der näch- 
sten Ausgabe jedoch mit jener 
Hälfte ihrer Analyse der gegen- 
wärtigen Situation auseinander- 
gesetzt werden, die nicht darauf 
aus ist, Niedergang und Verfall ei- 
ner globalisierten Ordnung zu be- 
schreiben, sondern erklären will, 
was das Empire unserer Zeit im 
Gegensatz zum Imperialismus 
sonst noch ausmacht. 


Akkumulationsprobleme 


Ökonomisch betrachtet ist der 
Imperialismus in der marxistischen 
Tradition mit den Fragen der Akkumu- 
lation verknüpft. Ausgangspunkt ist 
die Darstellung der Reproduktion des 
Kapitals durch Marx. Kapital als in 
Geld aufgehäufter Wert wird nicht nur 
in die Produktion investiert, um sich 
dabei zu reproduzieren, sondern 
auch, um ein Mehr zu schaffen. Ein 
Mehr an Wert, das wieder in der Form 
erscheinen muss, die das Kapital ur- 
sprünglich besaß. Weshalb es zum 
Wesen des Kapitals genauso gehört, 
dass seine Produkte wieder zu Geld 


gemacht werden müssen. So sind in 
der Totalität des Kapitals die Momente 
der Produktion und ihrer Verwertung, 
des Verkaufs der Produkte auf dem 
Markt entsprechend dem investierten 
Wert und jenes Mehr, enthalten. Die 
Schwierigkeiten beginnen im Detail. 
Die Vorstellung des Kapitals als einer 
Einheit von Investition, Produktion 
und Verwertung, die aus Geld mehr 
Geld entstehen lässt, sollte nicht dazu 
verführen, das reale Auseinanderfallen 
der Momente des Gesamtprozesses zu 
übersehen. 

Die Planwirtschaft des Realso- 
zialismus war eine Reaktion auf die 
Differenz dieser Momente, die im Ka- 
pitalismus nur als gesamtgesellschaft- 
licher Prozess immer wieder aufeinan- 
der bezogen werden, indem die über 
die Grenze der Verwertbarkeit hinaus 
gesteigerte Produktion zwar Ge- 
brauchsgegenstände erzeugt, ihr ei- 
gentliches Ziel der Produktion von 
Wert aber verfehlt. Der Plan sollte ver- 
hindern, dass die Produktion einzel- 
ner Güter — allein aus der Möglichkeit 
ihrer Ausweitung — im Verhältnis zur 
Produktion aller anderen Güter aus 
der Balance der gesellschaftlich vor- 
handenen Bedürfnisse kippt, Arbeit al- 
so, wie im Falle der nicht verwertbaren 
kapitalistischen Überproduktion, ver- 
geudet wird. Es geht hier nicht darum, 
zu zeigen, warum ein solcher Ansatz, 
trotz der Lösung eines real im Kapita- 
lismus verwurzelten Problems öko- 
nomischer Entwicklung, nicht 
ausreichend ist, die Logik der Wert- 
produktion zu überwinden. Es geht 
darum, die Überproduktion samt der 
ihr folgenden Krise als jenes Phäno- 
men zu begreifen, auf das Imperialis- 
mus und Planwirtschaft eine Antwort 
finden wollten. 

Was aber ist die Überprodukti- 
on? Folgen wir der Marxschen Analyse 
der „Grundrisse der politischen Öko- 
nomie“, so handelt es sich um mehrals 
das bloße Ungleichgewicht zwischen 


Produktion und Konsumtion, die 
doch eigentlich über den Wert der Pro- 
dukte gesamtgesellschaftlich so auf- 
einander bezogen werden, dass Nach- 
frage und Angebot identisch sind. Die 
Übereinstimmung des Gesamtwertes 
in einer Gesellschaft mit der durch- 


schnittlichen notwendigen Arbeitszeit 
zur Herstellung der Gesamtproduk- 
tion ist vielmehr dasselbe Abstraktum 
wie die Totalität der Prozesse des 
Kapitals. Betrachten wir den makroö- 
konomischen Zusammenhang dage- 
gen in seinem tatsächlichen Vollzug, 
erweist er sich als ein Gesetz, das in 
der Mikroökonomie nur noch vermit- 
telt als zwingende Tendenz wirkt. So 
zersplittert sich die gesellschaftliche 
Produktion in eine Vielzahl von Einzel- 
teilen (Lebensmittelproduktion, Roh- 
stoffgewinnung, Maschinenbau, Infra- 
strukturproduktion, Dienstleistungsge- 
werbe, Luxusgüterproduktion und was 
dergleichen mehr noch denkbar ist). 
Jeder einzelne Bereich unter- 
liegt im Reproduktionsprozess seines 
Kapitals der Notwendigkeit, ein Ver- 
hältnis zu all den anderen Kapitalre- 
produktionen zu finden. Denn in der 
Investition der einzelnen Kapitale las- 
sen sich die Produkte der anderen als 
Elemente wiederfinden: Investitionen 
in Maschinen, Lohn für Arbeitskraft, 


phase zwei null zwei - Februar 2002 


top story 


der letztlich zur Konsumtion von Le- 
bensmitteln verwandt wird, Einkauf 
von Rohstoffen usw. Es geht folglich 
nicht nur darum, herauszufinden, was 
in welcher Menge benötigt wird, son- 
dern auch, wie viel Kapital im gesamt- 
gesellschaftlichen Reproduktionspro- 
zess für den Verbrauch eines Gutes 
vorgesehen ist. Allgemeine Überpro- 
duktion findet dann statt, „nicht weil 
relativ zu wenig von den von den 
Arbeitern oder zu wenig von den von 
den Kapitalisten zu konsumierenden 
Waren [konsumiert wäre], sondern 
weil [...] zu viel produziert wäre - zu 
viel nicht für den Konsum, sondern 
um das richtige Verhältnis zwischen 
Konsum und Verwertung festzuhal- 
ten; zu viel für die Verwertung.“ 
(Marx: 356) 

Erschwert wird die Bestimmung 
des richtigen Verhältnisses der Waren- 
arten zueinander durch die Dynamik 
der Produktivität. Deren Steigerung 
verändert sowohl das Verhältnis 
zwischen Produkt und enthaltener 
notwendiger Arbeit, als auch die Ver- 
hältnisse der Teile des investierten Ka- 
pitals. Und gleichzeitig zwingt sie je- 
des Kapital, das sich reproduzieren 
will, an der gesellschaftlichen Produk- 
tivitätssteigerung teilzunehmen. Mit 
anderen Worten, sich in diese Verän- 
derung zu investieren. Eine solche aus 
seinem Überschuss gespeiste Investi- 
tion vermehrt es aber. Denn wenn ein 
gleichbleibendes Kapital bei erhöhter 
Produktivität in den Produktions- 
vorgang investiert wird, steigt die 
Anzahl der aus ihm hervorgehenden 
Güter. Makroökonomisch ergibt sich 
also die Tendenz einer Entwertung 
des Einzelprodukts im Verwertungs- 
prozess, mikroökonomisch aber führt 
die Trägheit, mit der sich diese Ten- 
denz umsetzt, entweder zu einem 
Überschuss an Produkten (was einer 
gleichbleibenden Bewertung des Ge- 
samtprodukts entspricht) oder zu ei- 
ner Vergrößerung des Mehrwerts. Das 
Kapital akkumuliert. 


Zwei Arten der Expansion 


Akkumulation ist damit mit der 
Überwindung von Schranken verbun- 


den, die nicht im Produktionsprozess 
enthalten sind, wohl aber im Repro- 
duktionsprozess des Kapitals. Es ergibt 
sich einerseits die „notwendige Arbeit 
als Grenze des Tauschwerts des le- 
bendigen Arbeitsvermögens oder des 
Salairs [Lohn] der industriellen Be- 
völkerung“ (Marx: 328) und anderer- 
seits die Schranke, wie die darüber 
hinausgehende Produktion verwertet, 
also aus den Gebrauchswerten, die sie 
herstellt, Geld gemacht werden kann. 
Die Überwindung dieser Schranken 
kann mehrere Formen annehmen. Die 
permanente Erweiterung der Zirkula- 
tionssphäre, in der die Verwertung 
stattfindet, verweist dabei auf die The- 
matik des Imperialismus, zumal sie 
von einer Transformation aller Pro- 


duktion in eine kapitalistische beglei- 
tet ist. „Die Tendenz, den Weltmarkt 
zu schaffen, ist unmittelbar im Begriff 
des Kapitals selbst gegeben. Jede 
Grenze erscheint als zu überwinden- 
de Schranke. Zunächst, jedes Moment 
der Produktion selbst dem Austausch 
zu unterwerfen und das Produzieren 
von unmittelbaren, nicht in den Aus- 
tausch eingehenden Gebrauchswer- 
ten aufzugeben, d.h. eben, auf dem 
Kapital basierte Produktion an die 
Stelle früherer, von seinem Stand- 
punkt aus naturwüchsiger Produk- 
tionsweisen zu setzen.“ (Marx: 321) 
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Das ist auch der Kern, auf den 
sich die marxistische Tradition bei der 
Analyse des Imperialismus stützt. 
Doch bei Marx findet sich noch ein 
weiteres Mittel des Wachstums der 
Produktion, das für die Analyse ent- 
scheidend wird: „Entwicklung von ei- 
nem stets sich erweiternden und um- 
fassenderen System von Arbeitsarten, 
Produktionsarten, denen ein stets er- 
weitertes und reicheres System von 
Bedürfnissen entspricht.“ (Marx: 323) 
Die beiden Arten der kapitalistischen 
Problemlösung entsprechen ganz un- 
terschiedlichen Weisen der Expan- 
sion. 


Die imperialistische Lösung 


Dass sich die Imperialismus- 
theorien dabei auf die Subsumtion ei- 
nes dem Kapitalismus äußeren Milieus 
unter seine Ordnung konzentrieren 
mussten, leuchtet unmittelbar ein. 
Dass sie es jedoch für die Akkumula- 
tion, d.h. für seine Existenz, voraus- 
setzten, wie dies bei Rosa Luxemburg 
geschah, ist das Anzeichen für ihre Be- 
schränktheit auf einen bestimmten 
Entwicklungsprozess des Kapitalis- 
mus. Für Luxemburg gilt als Wesen 
des Imperialismus: „Der Kapitalismus 
ist die erste Wirtschaftsform mit pro- 
bagandistischer Kraft, eine Form, die 
die Tendenz hat, sich auf dem Erd- 
rund auszubreiten und alle anderen 


Wirtschaftsformen zu verdrängen, die 
keine andere neben sich duldet. Er ist 
aber zugleich die erste, die allein, oh- 
ne andere Wirtschaftsformen als ihr 
Milieu und ihren Nährboden, nicht zu 
existieren vermag, die also gleichzei- 
tig mit der Tendenz zur Weltform zu 
werden, an der inneren Unfähigkeit 
zerschellt, eine Weltform der Produk- 
tion zu sein. Er ist ein lebendiger his- 
torischer Widerspruch in sich selbst, 
seine Akkumulationsbewegung ist der 
Ausdruck, die fortlaufende Lösung 
und zugleich Potenzierung des Wider- 
spruchs.“ (Luxemburg; 411) 

Die Subsumtion des nicht-kapi- 
talistischen Milieus erfolgt dabei ge- 
mäß der Luxemburgschen Theorie auf 
drei Ebenen. Zum einen muss dort ein 
Teil des Mehrwerts realisiert werden, 
der auf dem innerkapitalistischen 
Markt nicht realisiert werden kann, 
sprich: die Überproduktion. Zum an- 
deren dienen die Rohstoffe und Pro- 
dukte dieses Milieus zur Verwandlung 
des realisierten Kapitals in Investitio- 
nen. Die Akkumulation des Kapitals als 
gegenständliche Ausweitung der Pro- 
duktionsmittel ist damit von der Mög- 
lichkeit des Zugriffs auf nicht bereits 
im kapitalistischen Verwertungspro- 
zess entstandene Güter abhängig. 
„Zur produktiven Verwendung des 
realisierten Mehrwerts ist erforder- 
lich, dass das Kapital fortschreitend 
immer mehr den ganzen Erdball zur 
Verfügung hat, um in seinen Produk- 
tionsmitteln quantitativ und qualita- 
tiv unumschränkte Auswahl zu ha- 
ben.“ (Luxemburg: 307) Und 
schließlich findet die Ausweitung der 
kapitalistischen Produktion statt, in- 
dem neue Arbeitskräfte aus diesem Mi- 
lieu gelöst werden, um sie unter kapi- 
talistischen Bedingungen auszubeuten. 

Das Kapital bemächtigt sich so 
der Welt als Absatzmarkt, Rohstoff- 
quelle und Arbeitsreservoir. Doch die- 
ser Prozess ist alles andere als fried- 
lich. Die Bedingungen, unter denen 
sich der Kapitalismus Investitions- und 
Subsumtionsbedingungen schafft, 
sind von militärischer Gewalt geprägt. 
Die Bedingungen, unter denen zusätz- 
liche Arbeitskraft akquiriert wird, ge- 
hen vom Sklavenhandel über Fronver- 


hältnisse bis zu den „seltsamsten 
Mischformen zwischen modernem 
Lohnsystem und primitivsten Herr- 
schaftsverhältnissen“ (Luxemburg: 
312). Der Kolonialismus als Ausdruck 
des europäischen Imperialismus be- 
deutet genau diese formale Unterord- 
nung der Welt unter ein kapitalisti- 
sches Regime. In ihm geht es um die 
militärische Beherrschung eines Ge- 
bietes, in dem systematisch die Natu- 
ralwirtschaft bekämpft wird, um den 
kapitalistischen Tausch von Warenä- 
quivalenten durchzusetzen, so dass 
die Bevölkerung aus den Verhältnis- 
sen von Subsistenz und ergänzender 
handwerklicher Produktion unter den 
kapitalistischen Reproduktionszwang 
gerät. 

Nun hätte gemäß dieser Theo- 
rie der Griff nach der Welt zum Unter- 
gang des Kapitalismus führen müssen. 
„Schon die Tendenz zu diesem Endziel 
der kapitalistischen Entwicklung äu- 
‚ßert sich in Formen, die die Schluss- 
phase des Kapitalismus zu einer Pe- 
riode der Katastrophen gestalten.“ 
(Luxemburg: 391f.) Katastrophenhafte 
Krisen, sich verschärfende Auseinan- 
dersetzungen imperialistischer Groß- 
mächte, politische und soziale 
Spannungen, die sowohl in den kapi- 
talistischen Zentren als auch in den 
subsumierten Regionen nur noch mi- 
litärisch niederzuhalten sind, all das 
musste für Luxemburg schon weit vor 
einem endgültigen Verfall der kapita- 
listischen Ökonomie zu Revolution 
und Sozialismus führen. 


Weltgesellschäft 


Allerdings gab es auch noch an- 
dere Weisen, die katastrophalen Kon- 
sequenzen des Imperialismus am Be- 
ginn des 20. Jahrhunderts zu erklären, 
als den Bezug auf eine nicht mehr ge- 
lingende Akkumulation, die ja auch 
Luxemburg in dieser historischen Pe- 
riode noch nicht verwirklicht sah. Hil- 
ferding verwies auf ein völlig anders 
gelagertes Problem, das sich aus der 
Praxis des Imperialismus ergab. Da 
dieser auf wirtschaftlichen Unterneh- 
mungen von erheblicher Größe be- 
ruhte, also die Ausbildung von Mono- 
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polkapital voraussetzte und wegen sei- 
ner militärischen Durchsetzung von 
staatlichen Interventionen geprägt 
war, verhinderte er zunehmend das, 
was ein wesentliches Merkmal der ka- 
pitalistischen Ordnung ist: Die Wir- 
kung des Werts als organisierendes 
Prinzip gesellschaftlicher Arbeitstei- 
lung. Dies zeigte sich an der Unmög- 
lichkeit, eine Ausgleichung der Profit- 
raten zu erreichen. 

Mit den Definitionen des Impe- 
rialismus innerhalb seines Wirkungs- 
bereichs, ein Innen und Außen der ka- 
pitalistischen Produktion zu schaffen, 
aber auch mit den nationalen An- 
sprüchen auf Regionen der Welt, die 
als Kolonien exklusiv ausgebeutet 
wurden, waren die Wirkungsweisen, 
durch die der Tendenz nach gleiche 
Preise für gleiche Waren, gleicher Pro- 
fit für gleiches Kapital, gleiche Löhne 
für die gleiche Ausbeutung gleicher 
Arbeit usw. erzielt werden konnten, 
außer Kraft gesetzt. Damit wurden 
aber gleichzeitig die Prinzipien ge- 
stärkt, aus denen diese Ungleichheiten 
hervorgingen. Wenn der Zugang zu 
Rohstoffen, Märkten, Investitionsmög- 
lichkeiten usw. militärisch versperrt 
wurde, dann war der Ausdruck impe- 
rialistischer Konkurrenz Krieg. 

Hilferding entwickelte dagegen 
eine andere Hypothese eines mögli- 
chen Ausgleichs, indem er bei seiner 
Analyse des Finanzkapitals die Inter- 
ventionsmöglichkeiten der Geldpoli- 
tik beschrieb. Dabei entwickelte er die 
Theorie einer neuen Phase, in die das 
ehemals nationale Kapital mit seiner 
Monopolisierung und Internationali- 
sierung eingetreten sei. Finanzpolitik 
konnte dem folglich nicht mehr im na- 
tionalen Rahmen begegnen, sondern 
benötigte ein ebenfalls internationales 
Instrument, eine vereinigte internatio- 
nale Bank mit der Aufgabe der Natio- 
nalbanken. 

Kautsky entwickelte diesen Ge- 
danken weiter in Richtung einer Welt- 
gesellschaft des Ultra-Imperialismus. 
In der Weltgesellschaft sollte der Welt- 
markt ökonomisch und politisch ver- 
wirklicht sein. Das Finanzkapital wäre 
international vereinigt, so dass die 
Monopole und Staaten in einen Regu- 
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lationsprozess eintreten könnten, der 
dem eines nationalen Marktes ver- 
gleichbar wäre. Damit wurde die Ten- 
denz der Internationalisierung mit der 
Utopie einer Befriedung der Verhält- 
nisse in eins gesetzt. 

Die Kritik Lenins an diesen Vor- 
stellungen einer Befriedung der impe- 
rialistischen Konflikte ist weniger von 
Unterschieden in den ökonomischen 
Analysen als von einer grundsätzlich 
anderen politischen Bewertung ge- 
prägt. Geleitet vom Interesse der Zu- 
spitzung der Widersprüche statt der 
Suche nach Möglichkeiten des Aus- 
gleichs, da die ökonomische Kompo- 
nente des Imperialismus dessen Be- 
kämpfung nur in Form des Kampfes 
gegen den Kapitalismus sinnvoll er- 
scheinen ließ, konstatierte er die Nut- 
zung der Aufteilung der Welt für den 
Export von gesellschaftlichen Wider- 
sprüchen. So konnten die nationalen 
Konflikte in der imperialistischen Aus- 
einandersetzung nach außen gekehrt 
werden, indem die Nationen zu politi- 
schen Kollektivsubjekten wurden. „Le- 
nin sah den Imperialismus als eine 
strukturelle Stufe bei der Evolution 
des modernen Staates an. Für ihn gab 
es einen notwendigen und linearen 
Fortschritt von den ersten Formen des 
modernen europäischen Staates zum 
Nationalstaat und schließlich dem 
imperialistischen Staat. Auf jeder 
Stufe dieser Entwicklung musste der 
Staat Mittel für die Herstellung des 
allgemeinen Konsenses seiner Bevöl- 
kerung erfinden. So musste auch der 
imperialistische Staat einen Weg fin- 
den die multitude und ihre spontanen 
Formen des Klassenkampfs in seine 
ideologischen Staatsstrukturen einzu- 
binden; er musste die multitude in ein 
Volk transformieren.“ (Negri/Hardt: 
232f.) 

Die Antwort darauf konnte 
nicht sein, auf die friedliche Lösung 
der imperialistischen Widersprüche zu 
warten, die mit der von Luxemburg 
und Hilferding beschriebenen Not- 
wendigkeit auftraten, weil die impe- 
rialistische Expansion des Kapitals des- 
sen langfristiger Entwicklung immer 
mehr Grenzen in den Weg stellte. Die 
Antwort Lenins war die Weltrevolu- 


tion, die er mit der Krise des I. Welt- 
kriegs als reale Möglichkeit ansah. 


Differenzen 


Doch allen Analysen über die 
Notwendigkeit und Möglichkeit des 
Endes des Kapitalismus in seiner im- 
perialistischen Gestalt zum Trotz müs- 
sen wir heute erkennen, dass weder 
die finale Krise eingetreten ist, noch 
die Akkumulationsbewegung des Ka- 
pitals gestoppt wurde. Und das nicht, 
weil das imperialistische Projekt neue 
Kontinente vorzuweisen hätte, auch 
wenn die Revivals der Grenztheorien 
auf den untergegangenen realsoziali- 
stischen Block verweisen, der erst im 
letzten Jahrzehnt in den kapitalisti- 
schen Weltmarkt integriert wurde, 
und meinen, die zur Zeit des I. Welt- 
kriegs etwas verfrühten Szenarien vom 
Ende der Akkumulation würden jetzt, 
da (abgesehen von Nordkorea und mit 
Abstrichen Kuba) der ganze Globus 
dem Kapital Untertan ist, erst ihre 
tatsächliche Bedeutung erhalten. 

Doch auch wenn nicht zu be- 
zweifeln ist, dass diese territoriale Aus- 
weitung der reinen kapitalistischen 
Ordnung nicht konsequenzenlos für 
die Akkumulation bleibt, kann daraus 
keine überzeugende Analyse gestrickt 
werden. Denn was war nach dieser 
Theorie in den Jahren bis 1989, in de- 
nen der Kapitalismus nicht am Ab- 
grund schwebte, sondern sein ökono- 
misches Wachstum mit zunehmender 
Geschwindigkeit fortführte. Wohlge- 
merkt unter widrigen Bedingungen, 
legen wir die Maßstäbe des Imperialis- 
mus zugrunde. Nicht nur, dass sich die 
Kolonien in Nationalstaaten verwan- 
delten. Eine nicht geringe Anzahl ging 
in der Epoche des Kalten Krieges an 
den Sozialismus verloren. Aber auch 
die anderen ehemaligen Kolonialstaa- 
ten erfuhren unter den Bedingungen 
der Blockkonfrontation einen Moder- 
nisierungsschub, so dass das Kapital 
schon in dieser Periode die gesamte 
ihm frei zugängliche Welt unter seine 
Herrschaft subsumiert hatte, während 
die Handelsbeziehungen zum Rest 
nicht den Kriterien genügten, die 
Luxemburg als wesentlich für die 
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Verhältnisse zwischen Kapitalismus 
und seinem nicht-kapitalistischen Mi- 
lieu analysiert hatte. Weder konnte die 
Überproduktion dort ungehindert ab- 
gesetzt werden, noch boten sich die 
realsozialistischen Staaten zur Kapitali- 
sierung des Mehrwerts an. Die Erfin- 
dung des Joint Ventures griff erst zu 
einem Zeitpunkt, als der Realsozialis- 
mus schon gescheitert war. 

Statt dessen erscheint der Kalte 
Krieg als eine Phase der Transforma- 
tion der globalen Ordnung vom Impe- 
rialismus zu einem neuen System der 
Hegemonien. Die im Kalten Krieg 
modernisierten Staaten sind heute 
zweifelsohne Mitglieder eines hierar- 
chisierten Weltmarktes, in dem die 
Subsumtion unter die Gesetze des Ka- 
pitals keineswegs zur einheitlichen Er- 
scheinungsform geführt hat. Trotzdem 
sind die Beschränkungen, die bei 
Lenin als Hemmnisse einer kapitalisti- 
schen Ordnung beschrieben wurden, 
weitgehend beseitigt. Und dort, wo sie 
in der Form bürokratischer Regime, 
die aus der Tradition der Kolonialver- 
waltung erwachsen sind, fortbestehen, 
arbeitet ein Bündnis aus NGOs, IWF 
und Weltbank an der Beseitigung die- 
ser ungünstigen Bedingungen. Der 
Imperialismus ist offensichtlich weder 
in den Zusammenbruch noch in die 
Weltrevolution übergegangen, son- 
dern in etwas Drittes. 

„Das Konzept des Empires ist 
grundlegend durch das Fehlen von Be- 
schränkungen bestimmt: Die Regeln 
des Empire haben keine Grenzen. 
Zunächst und vor allem setzt das 
Konzept des Empires also ein Regime, 
das effektiv die räumliche Totalität 
erfasst, oder genauer über die gesam- 
te ‚zivilisierte’ Welt herrscht. Keine ter- 
ritorialen Beschränkungen begrenzen 
seine Herrschaft. Zum Zweiten prä- 
sentiert sich das Konzept des Empires 
nicht als ein historisches Regime, das 
aus Eroberung hervorgeht, sondern 
eher als eine Ordnung, welche die Ge- 
schichte effektiv aufbebt und dadurch 
die bestehenden Verhältnisse in die 
Ewigkeit dauern lässt. Aus der Pers- 
pektive des Empire, ist so die Art, wie 
die Dinge immer bleiben werden und 
wie sie schon immer hätten sein sol- 


len. Mit anderen Worten, Empire prä- 
sentiert seine Regeln nicht als ein ver- 
gängliches Moment in der geschichtli- 
chen Bewegung, sondern als ein 
Regime ohne zeitliche Beschränkung 
und in diesem Sinne außerhalb der 
Geschichte oder am Ende der Ge- 
schichte. Zum Dritten operieren die 
Regeln des Empire auf allen Registern 
des Sozialen bis hinunter in die Tiefen 
der sozialen Welt. Empire verwaltet 
nicht bloß ein Territorium und seine 
Bevölkerung, sondern erschafft die 
Welt, die es bewohnt. Es reguliert nicht 
bloß die menschlichen Beziehungen, 
sondern versucht auch direkt über die 
menschliche Natur zu herrschen. Das 
Objekt seiner Regeln ist das soziale 
Leben in seiner Gesamtheit, wodurch 
das Empire die paradigmatische Form 
der Biomacht darstellt. Schließlich, 
obwohl die Praxis des Empires be- 
ständig in Blut gebadet ist, ist das 
Konzept des Empires immer dem Frie- 
den gewidmet - ein unaufbörlicher 
und universeller Frieden außerhalb 
der Geschichte.“ (Negri/Hardt: xiv f.) 


Die Ökologie des Kapitalismus 


Nun mag mit der Definition des 
Empire zwar ein Feld abgesteckt sein, 
innerhalb dessen sich die Beziehun- 
gen zwischen ehemals imperialisti- 
schen und ehemals kolonisierten Staa- 
ten beschreiben lassen, aber was ist 
aus dem Problem der Akkumulation 
geworden? 

Verwerfen wir die Hypothese, 
der Kapitalismus habe sich einfach auf 
das beschränkt, was da sei, und sein 
Wachstum den Gegebenheiten ange- 
passt, und stehen wir auch der An- 
nahme skeptisch gegenüber, der Zu- 
sammenbruch des Realsozialismus 
habe den Kapitalismus in letzter Se- 
kunde vor der Akkumulationskrise ge- 
rettet, bleibt unter Rückgriff auf die 
nicht-imperialistische Art der Expan- 
sion, die Marx in den Grundrissen be- 
schreibt, eine dritte Möglichkeit. Sie 
besteht darin, „dass heute Kapital im- 
mer noch durch Subsumtion in einem 
Zyklus expandierender Reproduktion 
akkumuliert, aber dass es zunehmend 
nicht die nicht-kapitalistische Umwelt 


subsumiert, sondern 
sein eigenes kapitalis- 
tisches Gebiet - d.h. 
die Subsumtion ist 
nicht länger formal 
sondern real. Das Ka- 
pital sucht nicht län- 
ger außerhalb sondern 
eher innerhalb seines 
Bereichs, und seine Ex- 
‚bansion ist daher eher 
intensiv statt extensiv. 
Dieser Übergang dreht |) 
sich um einen qualita- 
tiven Sprung in der 
technologischen Orga- 
nisation des Kapitals. 
Frühere Stufen der industriellen Revo- 
lution führten von Maschinen herge- 
stellte Konsumgüter und dann von 
Maschinen hergestellte Maschinen 
ein, aber jetzt sehen wir uns mit von 
Maschinen hergestellten Rohmateria- 
lien und Nahrungsmitteln konfron- 
tiert - oder kurz, mit von Maschinen 
hergestellter Natur und Kultur.“ 
(Negri/Hardt: 272) 

Die These der Unterscheidung 
von formaler und realer Subsumtion 
geht dabei aufeine gleichlautende Un- 
terscheidung bei Marx zurück. Dieser 
wand sie allerdings nicht auf das Ge- 
biet des Kapitalismus, den Weltmarkt, 
sondern die Entwicklung der Arbeit im 
Kapitalismus an. Formale Subsumtion 
war in diesem Zusammenhang die 
Produktion, sofern sie unter der Herr- 
schaft des Kapitals stand, also die her- 
gestellten Produkte zu Waren wurden, 
ohne dass dabei ein Eingriff in die 
Tätigkeit selbst erfolgte. Mit der Indus- 
trialisierung hingegen setzte ein Pro- 
zess ein, in dem der Arbeitsprozess 
selbst vom Kapital gestaltet wurde. Es 
war nicht länger eine unabhängige 
Arbeitskraft, die ausgebeutet wurde, 
sondern die Art und Weise der Arbeits- 
kraft war vollständig durch den Prozess 
kapitalistischer Produktion bestimmt. 

Die Übertragung dieser Unter- 
scheidung auf das Verhältnis von Kapi- 
tal und nicht-kapitalistischer Umwelt 
macht dann Sinn, wenn anknüpfend 
an die Definition des Empires der Ka- 
pitalismus auf seiner gegenwärtigen 
Stufe als eine fortschreitende Unter- 


werfung menschlichen Lebens in 
seiner Vielschichtigkeit unter die Re- 
produktionsprozesse des Kapitals an- 
gesehen wird. Mit Marx lässt sich dann 
von einer Expansion sprechen, die 
neue Bedürfnisse zugleich produziert 
und befriedigt und so das Akkumula- 
tionsproblem lösen kann, ohne ein 
territoriales Außen zu entwerfen. Da- 
mit sind die Grundlagen der Imperia- 
lismustheorien zwar erschüttert, wäh- 
rend der Weltmarkt etabliert ist. Der 
Kapitalismus ist in ein neues Stadium 
übergegangen, dessen Beginn mit 
dem Ende des II. Weltkriegs angesetzt 
werden kann und dessen globale Or- 
ganisation durch die Konflikte des 
Kalten Krieges verdeckt aber nicht auf- 
gehoben wurde. 


Lesen sie deshalb in der nächsten 
Ausgabe, wie das Empire die 
Ordnung der Welt organisiert. 


Thomas Hauke 
Der Autor ist Mitglied im 
Bündnis gegen Rechts (BgR) Leipzig 
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Detlef Hartmann gehörte in den 
70er Jahren zur undogmatischen 
Linken (Proletarische Front, Arbei- 
terkampf etc.) und bewegte sich im 
Stadtteilkampf, in der Antipsychia- 
triebewegung etc. Autor von „Le- 
ben als Sabotage“, Tübingen 1981, 
Veröffentlichungen u.a. in der Zeit- 
schrift „Autonomie“, dann in der 
Gruppe „Materialien für einen 
neuen Antiimperialismus“. Er ar- 
beitet in der Kampagne „Kein 
Mensch ist Illegal“ mit und ist 
Rechtsanwalt in Köln. 


Irgendwie scheint diese Message an 
uns vorbei gegangen zu sein: Rezzo 
Schlauch, seit 1980 Partei-Grüner, seit 
Oktober 1998 Vorsitzender der Frak- 
tion und Mitbetreiber des Einstiegs in 
den Kosovo-Krieg, gab uns in der Zeit 
vom 22. November 2001 „vier Lehren 
für Afghanistan“. Eine von diesen 
Lehren liest sich so: 

„Der 28. Juni 1914: An diesem 
Tag hat ein einzelner Terrorist, der 
gleichzeitig Teil eines Netzwerks war, 
den österreichischen Thronfolger 
Franz-Ferdinand erschossen und da- 


mit eine Kettenreaktion losgetreten, 
die schließlich den 1. Weltkrieg aus- 
löste. Die europäische Öffentlichkeit 
war von dem Terroranschlag scho- 
ckiert. Praktisch alle Kabinette waren 
der Auffassung, dass Serbien der 
K.-u.-R. (Kaiserlichen und königli- 
chen)-Monarchie Genugtuung schul- 
dete. Denn eines schien für sie außer 
Frage zu stehen: Weil Serbiens Regie- 
rung ein Netz großserbischer Geheim- 
organisationen duldete, trug sie für 
den Anschlag indirekte Verantwor- 
tung. Das deutsche Reich stellte sich 
hinter eine österreichische Militär- 
aktion und ließ Kaiser 

\ Joseph zusichern, dass 
der deutsche Kaiser “im 
Einklang mit seinen 
Bündnisverpflichtungen 
und seiner alten 
Freundschaft treu an 
der Seite Österreich-Un- 
garns stehen werde. Die 

] Folge: Österreich-Un- 
garn erklärte Serbien 
am 28. Juni 1914 den 
Krieg. Damit wurde ein 
9 Räderwerk wechselseiti- 
ger  Bündnisverpflich- 
tungen, Mobilmachun- 
gen und Kriegserklä- 
rungen in Gang gesetzt.“ 
Die _ Botschaft: 

| Deutschland steht gegen 
den Terrorismus zu sei- 
nen Bündnisverpflich- 
tungen. Im Juni 1914 ebenso wie im 
September 2001. Die Lehre: wir brau- 
chen heute eine multilaterale antiter- 
roristische Front. Das ist damals schief- 
gegangen. Sollen wir lachen? Kurz und 
militärisch? Ein Witz zwo, drei aus der 
kaiserlichen und k.u.k. Offiziersmesse? 


Das Lachen könnte uns in der 
Kehle stecken bleiben. Schlauch for- 
dert uns nicht nur zu einer Revision 
des deutschen Geschichtsbilds auf, ge- 
gen die die Bemühungen von Nolte, 
Prinz, Walser und dergleichen Ge- 
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von Detlef Hartmann 


lichter Peanuts waren. Er fordert uns 
auf, den Krieg in Afghanistan als neu- 
en „Griff nach der Weltmacht“ zu be- 
greifen und zu unterstützen. Wir wis- 
sen ja seit den bahnbrechenden 
Arbeiten des Historikers Fritz Fischer 
seit den 60er Jahren, dass Deutschland 
im 1. Weltkrieg den „Griff nach der 
Weltmacht“ (so der Titel seines Buchs) 
im Auge hatte. Inzwischen ist jenseits 
jeglicher Zweifel belegt, wie sehr die 
Ermordung des österreichischen 
Thronfolgers als Gelegenheit ergriffen 
wurde, die gesamte Bündnismechanik 
in Gang zu setzen, um das produktive 
Kern-Europa bis nach Frankreich hin- 
ein zu überrennen und ein neues 
Europa als einheitlichen Markt für ei- 
ne neue Dynamik der modernen 
Unternehmen und ihrer Skalenökono- 
mie zu lancieren mit der Reichsmark 
als Leitwährung. 

Das kriegsökonomische Ma- 
nagement übertrug die modernsten 
Managementformen aus den innovati- 
vsten Großunternehmen auf den 
Betrieb der gesamten Kriegsmaschine- 
rie und brachte sich dadurch selbst aus 
den Trümmern des Kaiserreichs an die 
Hebel der Macht. Eine ihrer herausra- 
genden Gestalten war Gustav Strese- 
mann (dazu unten), Industrieführer 
und schon in jungen Jahren Mitglied 
des protofaschistischen „Alldeutschen 
Verbands“. In diesem Krieg profilier- 
ten sich zum ersten Mal die späteren 
Vorkämpfer für einen deutschen 
Nationalsozialismus, die Vergesell- 
schaftung der Kriegsmaschinerie 
brachte die schon vor dem Krieg an- 
gelegte völkische Mentalität zu rassi- 
stischer und auch antisemitischer Zu- 
spitzung. All das ist inzwischen 
gesichertes historisches Wissen. 

Der Blick auf die Attentäter ent- 
hüllt eine weitere Parallele im „Griff 
nach der Weltmacht“, Zweifellos ge- 
hörten die Attentäter zu einem terro- 
ristischen Netzwerk. Dieses Netzwerk 
bestand (ähnlich wie heute) aus ehr- 
geizigen Kadern machtgieriger Forma- 
tionen: neue Gewaltunternehmer, 
Unteroffiziere, Studenten, Gymnasias- 
ten, allesamt Nationalisten des damals 


modernen Typs. Wie ihre metropoli- 
tanen Brüder sahen sie in der Entfes- 
selung des Krieges die Chance, selbst 
an die Hebel der Macht zu gelangen. 
Über und gegen eine überwiegend 
agrarische Bevölkerung, die in tradi- 
tionalen, durch die Steuerschraube 
unter Druck geratenen kommunitären 
Dorfgemeinschaften lebte und sich 
unter diesem Druck zu völlig neuen 
Widerstandsformen gegen die Ausbeu- 
ter zu radikalisieren begann. Sicher ga- 
ben sich die jungen rechten Avantgar- 
den mitunter auch 
„antiimperialistisch“. Ihr Antiimperia- 
lismus war jedoch (wie heute) nur das 
Vehikel, sich selbst völlig neue natio- 
nalstaatliche Kommandopositionen zu 
schaffen, zeitweise im Konflikt mit den 
Metropolenmächten, jedoch letztlich 
kooperationsbereit, aber immer gegen 
ihre eigenen Unterklassen. Das deut- 
sche Reich hatte nicht die geringsten 
Probleme, solche Avantgarden vor 
dem Krieg und auch während des 
Krieges zu fördern. Im Gegenteil. Sie 
waren die modernen Eliten, die sie für 
die Zerstörung der sozialen Struktu- 
ren und ihre Unterwerfung unter ein 
neues, renditeträchtigeres Verwer- 
tungsregime brauchten, um sie dann 
in ein neuartiges imperialistisches 
System einzubinden. Dabei fanden 
auch ursprünglich gegnerische Avant- 
garden durchaus ihren Posten unter 
den Deutschen, wenn die Kriegsfront 
über ihr Land hinweg gegangen war. 
In diesem Krieg schon betrieben die 
Deutschen eine systematische Rekru- 
tierung von Zwangsarbeitern aus den 
unterworfenen Gesellschaften. Ihre 
Mittel- und Südosteuropapolitik kann 
man als Vorgriff des erneuten Auf- 
marsches im zweiten Weltkrieg und im 
Kosovokrieg begreifen. 

Auch das amerikanische Kapital 
spielte im Griff nach der Weltmacht 
mit. Als Kredit- und Kriegsmaterial- 
lieferanten der Alliierten holte es das 
Weltfinanzzentrum von London nach 
New York und beerbte das britische 
Empire. Auch die USA unterstützten 
die nationalistischen mexikanischen 
Eliten im blutigen Krieg gegen die za- 
patistische Revolution. Die hegemo- 
niale Allianz zwischen den USA und 


seinem Juniorpartner Deutschland als 
modernsten aus dem Krieg hervorge- 
gangenen Industriemächten im Ver- 
sailler System war logische Folge des 
Kriegs und Stresemann ihr Politiker. 
Seine europafreundliche Propaganda 
verstand er auch nach dem Krieg bei 
aller völkerverständigenden Tünche 
als Griff nach der ökonomisch-politi- 
schen Macht im europäischen Groß- 
raum, er förderte die zukünftige 
Erweiterung Deutschlands und insge- 
heim die Rüstung. Die Verdienste 
Stresemanns für die Grundlagen der 
nazistischen Großraumpolitik sind un- 
bestritten. 


Ausgerechnet Stresemann er- 
hob Außenminister Fischer in einem 
von rechten Kreisen gelobten „Zeit“- 
Artikel bei aller eher beschönigend 
gehaltenen Kritik schon im Jahre 2000 
zur Orientierungsfigur für die histori- 
sche Kontinuität. Aber dabei blieb es 
nicht. Wenige Monate vor dem Afgha- 
nistankrieg machte er eine Rundreise 
durch die zentralasiatischen Republi- 
ken und lässt sie durch seinen Pla- 
nungsamtsleiter Schmillen öffentlich 
in der FAZ mit einer Propaganda für ei- 
nen „geopolitischen“ Griff nach Zen- 
tralasien in einem neuen „Großen 
Spiel“ („great game“) unterfüttern. 
Was daraus hervorsticht, ist das „geo- 
politische” Vokabular. Der Begriff 
„Geopolitik” ist in Deutschland tief- 
braun eingefärbt. Von Hitlers geopoli- 
tischem Privatlehrer Haushofer aufbe- 
reitet, stand er für das imperialistische 
Programm nationalsozialistischer 
Großraumpolitik. Im zweiten Welt- 
krieg verstand die amerikanische 
Publizistik „the Geopolitikers“ gleich- 
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bedeutend mit Nazis. Nach 1945 wur- 
de der Begriff „Geopolitik“ als nazi- 
stisch belastet aus dem deutschen 
Sprachgebrauch verbannt. Plötzlich 
durchbricht er die politischen Scham- 
grenzen und beherrscht bei Minister 
Fischer wieder die strategischen Vor- 
stellungen. Das alles muss man wis- 
sen, um zu begreifen, was Rezzo 
Schlauchs „Lehren“ bedeuten: Die ra- 
dikale Erneuerung der Angriffsziele in 
der Tradition des „Griffs nach der 
Weltmacht“. 


Für einen neuen 
Antiimperialismus 


Was heißt „Griff nach der 
Weltmacht“? Zwei Dinge zunächst 
nicht: Antiamerikanismus und territo- 
riale Eroberung. Schon die Kriegsziel- 
politik Bethmann-Hollwegs von 1914 
richtete sich nicht auf Überwindung 
der USA. Sie verfolgte das Ziel, die 
Plattform Europa zu beherrschen und 
einen ausreichenden Binnenmarkt zu 
schaffen, um mit ihnen überhaupt 
gleichziehen zu können (wie heute). 
Die modernsten Kapitalfraktionen der 
Elektro- und Chemieindustrie zielten 
auch 1914 nicht aufterritoriale Einver- 
leibung, sondern auf technologische 
Führung und ökonomische Durch- 
dringung. Dies hat sich bis heute nicht 
geändert. Auch die Amerikaner haben 
die Traditionslinien deutscher Politik 
im Auge, wenn sie auf seine Juniorfüh- 
rerschaft in der atlantischen Partner- 
schaft setzen („partners in 
leadership“). Die heutigen Hegemo- 
nialstrategien ökonomisch-technolo- 
gischer Weltdurchdringung (Globali- 
sierung) erneuern grundsätzliche 
strategische Linien des alten Griffs 
nach der Weltmacht auf neuer Stu- 
fenleiter. 


Grundzüge dieser Kapitalstrategie sol- 
len in den folgenden Absätzen skiz- 
ziert werden. 

1. Der Imperialismus der Durchdrin- 
gung folgt dem Prinzip der „schöpfe- 
rischen Zerstörung‘. Dies ist ein 
Begriff, den der mit Keynes als im ver- 
gangenen Jahrhundert bedeutendster 
Vertreter der politischen Ökonomie 
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des Kapitals angesehene Joseph 
Schumpeter geprägt hat — unter Beru- 
fung auf Marx übrigens. Er analysiert 
die kapitalistische Dynamik als Aus- 
druck der aggressiven Triebkräfte pro- 
duktiver Innovationen. Sie zerstören 
in großen historischen Zyklen die al- 
ten Verhältnisse und Sozialstrukturen 
unter dem Diktat ihrer technisch-Öko- 
nomischen Strategien bis zur „Ver- 
nichtung der mit hoffnungslos Unan- 
gepaßtem verbundenen Existenz“, 
um sie „schöpferisch“ zu „neuen Kom- 
binationen“ zu reorganisieren. Im 
Kern ist dies eine radikale Theorie in- 
novativer Gewalt und Aggressivität 
(auch wenn sie dies in bourgeoisem 
Wohllaut zu verbergen sucht), die sie 
im Unternehmer verkörpert sieht: in 
seinem Durchsetzungsvermögen als 
„Führer“ und „Feldherr“, im „Kraft- 
überschuß“ seines „Siegerwillens“>. 
Letztlich sagt er die Überwindung des 
Kapitalismus durch durch den Prozeß 
der „schöpferischen Zerstörung“ her- 
vorgerufene „wachsende Feindselig- 
keit“ voraus. Schumpeters Verdienst 
liegt darin, dass er den Übergang zur 
„intensiven“ Inwertsetzung von Ar- 
beitskraft und Gesellschaft zu „Hu- 
man-“ und „Sozialkapital“ in ihrer Ge- 
waltsamkeit früh auf den Begriff 
gebracht hat. Die „schöpferische Zer- 
störung“ ist seit 15 Jahren, vor allem 
aber in den letzten drei bis vier Jahren 
rasant zur politisch-ökonomischen 
Leitvorstellung des gegenwärtigen 
Umbruchs geworden. Sogar die nor- 
malerweise zurückhaltenden Finanz- 
technokraten wie Issing (Europäische 
Zentralbank) und Greenspan (US- 
Notenbank) gehören zu ihren aus- 
drücklichen Propagandisten?. Von 
Bedeutung ist sie daher als wirkungs- 
mächtige Leitvorstellung der politi- 
schen Ökonomie des Kapitals und sei- 
ner Inwertsetzungsstrategien. Als 
solche verkürzt sie natürlich den hi- 
storischen Prozess um die entschei- 
denden Triebkräfte der Befreiung und 
Revolution, aber das gilt ja auch von 
Smith, Malthus und Ricardo, an denen 
Marx seine Theorien entwickelt hat.0 

Zu Beginn des fordistischen 
Zyklus waren es elektrotechnische 
und chemische Leitindustrien, die den 


Kern der damaligen „Globalisierung“ 
bildeten und deren Management in 
der deutschen und amerikanischen 
Kriegsökonomie eine maßgebliche 
Rolle spielte. Die heutigen Leitinnova- 
tionen haben ihren Kern vor allem in 
den Informations- und Netzwerktech- 
nologien und dynamisieren ihrerseits 
Bio-, Verkehrs-, Überwachungs-, Rüs- 
tungstechnologien etc. Auch sie ope- 
rieren von metropolitanen Kernen 
aus, den sogenannten „Clustern“ und 
diktieren von hier aus den Globalisie- 
rungsprozess, das heißt die zerstöreri- 
sche Durchdringung sogenannter „zu- 
rückgebliebener“ Gesellschaften. 


2. In den Umfeldern und in den Rand- 
territorien der „Globalisierung“ äußert 
sich die „schöpferische Zerstörung“ 
viel radikaler als in den Metropolen. 
Sie ist verbunden mit einer mörderi- 
schen sozialen Zerstörung ungeheu- 
ren Ausmaßes, die tradierte soziale 
Strukturen und die in ihnen angeleg- 
ten Widerstandspotentiale völlig zer- 
trümmert, um die Partikel neu zu ord- 
nen und dem Diktat kapitalistischer 
Inwertsetzung zu unterwerfen. Die 
neoliberalistische Phase der schöpferi- 
schen Zerstörung ist jetzt abgeschlos- 
sen. Sie setzte auf die Auflösung der 
tradierten Strukturen durch gewaltsa- 
me, zum Teil kriegerische Prozesse. 
Sie wurde eingeleitet durch die Ver- 
schärfung des Diktats der internatio- 
nalen Institutionen wie Weltbank und 
IWF („Konditionalität“). Hinzu kam 
seit Ende der 70er Jahre eine Politik 
der kapitalistischen Desinvestition bei 
Reduzierung von Unterstützungen für 
den Aufbau staatlicher Entwicklungs- 
strukturen. Die Folge waren soge- 
nannte „Failing States“, eine zerfallen- 
de Staatlichkeit. Sie gab der Initiative 
neuer barbarischer Kriegseliten und 
Gewaltunternehmer Raum („Warlordi- 
sierung‘), die sich in der Zerstörung 
der tradierten Gesellschaftlichkeit und 
ihrer alten Honoratiorenformationen 
als neue Herren in einem blutigen Pro- 
zess von neuen Kriegen etablierten. 
Die metropolitane Politik sah sie bei- 
leibe nicht als unerwünschte Begleit- 
erscheinung, im Gegenteil: Sie knüpf- 
te Allianzen mit ihnen, unterstützte sie 
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mit Waffenlieferungen, profitierte vom 
barbarischen Raubkapitalismus in der 
Ausbeutung geschätzter Rohstoffe. 
Ihre Sozialstrategen und Soziologien 
sahen in ihren Kadern das neue kräfti- 
ge Element zukünftigen Unternehmer- 
tums und ihrer politischen Klasse. 
Dies ist auch einer der Gründe, warum 
die Allianzen, die die NGOs mit den 
Warlords eingehen, als zukünftige Ent- 
wicklungslinie einer „Public-Private- 
Partnership“ („PPP“) inzwischen teil- 
weise offen gefördert werden. Man 
kann in diesem Prozess die Parallele 
zum Aufkommen neuer nationalisti- 
scher Avantgarden im letzten großen 
Zyklus sehen, die sich als subimperia- 
listische Eliten in das imperiale Gefüge 
der Großmächte eingliedern ließen. 
Dagegen spricht nicht ihre zeitweilige 
antiimperialistische Gegnerschaft. Da- 
mals wie heute wurden sie bei ausrei- 
chender Eingliederungswilligkeit 
jederzeit willkommen geheißen, unbe- 
schadet antiimperialistischer Rhetorik. 
Sie gehört zum Geschäft. Das ent- 
scheidende jedoch ist, dass in diesem 
Prozess die Zurichtung sozialer Struk- 
turen auf die Anforderungen besserer 
Unterwerfungsfähigkeit und Verwert- 
barkeit betrieben wird. Die Fähigkei- 
ten zu organisierender, zu unterwer- 
fender und unternehmerischer Härte 
stellen sich vor allem in Kriegen her. 
Natürlich ist dies zugleich eine Politik 
der Erneuerung von Patriarchat und 
Sexismus. Es sind vor allem männliche 
Avantgarden, die sich aus diesen Zer- 
störungsprozessen als neue Eliten her- 
ausheben, und die Politik der Frauen- 
emanzipation stellt lediglich eine 
komplementäre Erschließung weibli- 
cher Arbeitskraft dar, im Spezialisten- 
jargon „Gender-Streamlining“ genannt. 


Es erscheint auf diesem Hinter- 
grund absurd, sich von dem Schau- 
kampf der warlordfreundlichen Anti- 
imperialisten gegen bombenbewehrte 
Zivilisierungsfanatiker in der deut- 
schen Linken beeindrucken zu lassen. 
„Zivilisierung“ ist ein Marketingbegriff 
für „schöpferische Zerstörung“. Von 
Demokratie im Sinne einer Selbstge- 
staltung der eigenen Lebensformen ist 
nicht die Rede. Der Krieg zielt auf die 


Zurichtung des im Prozess der Zerstö- 
rung verfügbar gemachten Sozialmate- 
rials, auf die Unterwerfung unter das 
Diktat der Inwertsetzung. In diesem 
Krieg wirken die metropolitanen Kern- 
eliten und ihre neugewonnenen 
barbarischen Subeliten in den Peri- 
pherien in die gleiche Richtung, unver- 
hohlen kooperativ oder in einer Form 
des antiimperialistischen Zusammen- 
spiels, das man als „antagonistische 
Kooperation“ aus ähnlichen histori- 
schen Prozessen sattsam kennt. 


3. Die neoliberalistische Phase der 
schöpferischen Zerstörung ist an ihre 
Grenzen und in die Krise geraten. Die 
Antwort war ein geopolitischer Auf- 
marsch zur Reorganisation der Globa- 
lisierungsstrategien in der Kette Koso- 
vo-Krieg, Tschechenienkrieg (von 
Anfang an offen vom Westen unter- 
stützt) bis ins „große Spiel“ des Afgha- 
nistan-Kriegs. Dass der Griff nach der 
Weltmacht im Sinne der Weltdurch- 
dringung hier nicht halt macht, ist of- 
fenbar. Welche Dynamik er annehmen 
wird, zeichnet sich zwar in einigen 
Konturen ab, ist jedoch nicht sicher. 
Große Krisenregionen sind überhaupt 
noch nicht erfasst. Dies gilt nicht nur 
für Afrika und Lateinamerika. Einige 
Beobachter sehen auch in Süd-Ost- 
asien eine Verschärfung der krisenhaf- 
ten Entwicklung voraus. Dies betrifft 
nicht allein den sozialen Krieg in Indo- 
nesien, in den sich die USA jetzt mit 
700 Elitesoldaten einschalten wollen. 
Die chinesische Politik der kapitalisti- 
schen Inwertsetzungsstrategien ist zu- 
nehmend konfrontiert mit zunehmen- 
den Revolten aus den Bewegungen 
der unter dem Druck der Steuer- 
schraube bitter verarmten BäuerInnen 
(800 Millionen) und eines Heers von 
WanderarbeiterInnen (200 Millionen). 
Es gibt einige ExpertInnen wie Gor- 
don Chang, die den Umsturz in schon 
fünf Jahren voraussehen.7 Die chine- 
sische Regierung ist bemüht, ihrer re- 
pressiven Politik eine „antiterroristi- 
sche“ Rhetorik zu verleihen und den 
Schulterschluss mit der Allianz gegen 
den Terrorismus zu suchen, den die 
Moskauer Regierung vorexerziert hat. 
Die politische Klasse dieser Schwellen- 


länder steht unter dem Druck von 
oben und von unten: über die WTO 
zur aggressiven Steigerung der Inwert- 
setzungspolitik, und unter dem Druck 
des Widerstandes der verelendeten 
Unterklassen. Es erscheint lächerlich, 
den über die WTO-Diktate ausgeübten 
Druck mit Begriffen aus der Motten- 
kiste des „Kasinokapitalismus“ zu be- 
schreiben. Die Aggressivität aus den 
Metropolen der kapitalistischen Inno- 
vation ist deswegen so gefährlich und 
risikoreich, weil der Druck des über- 
akkumulierten innovativen Kapitals 
auf die Prozesse der „schöpferischen 
Zerstörung“ setzt und mit kaum kal- 
kulierbaren Risiken operiert.. Es ist ei- 
ne Politik des sozialen „va banque“ mit 
globalen Dimensionen. 


4. Die strategische Neuausrichtung der 
Natopolitik und in ihrer Konsequenz 
der Repressionspolitik auch in den 
Metropolen zielt offenbar auf die Ent- 
faltung und Vertiefung dieses sozialen 
„Weltkriegs“. Das Strategiepapier, das 
mit Beginn des Kosovokriegs auf dem 
Natogipfel zur Feier des 50-jährigen 
Geburtstags der Nato in Washington 
veröffentlicht wurde, und um das 
Außenminister Fischer vor dem Bun- 
desverfassungsgericht so verbissen ge- 
kämpft hat, erweitert die Optionen des 
militärischen Einsatzes um die Mög- 
lichkeit der Intervention bei Risiken 
dieser Art, Krisen, fehlgeschlagenen 
Reformbemühungen etc. Dieser Be- 
griff der Risikointervention ist nun- 
mehr nach dem 11.September durch 
die neue Sicherheitspolitik und ihre 
Gesetze ins Innere der Metropolen- 
länder ausgeweitet worden. Die An- 
wendung des Terrorismusverdikts auf 
die Auseinandersetzungen um den 
Gipfel in Genua als Ausdruck der 
Antiglobalisierungsbewegungen und 
die Möglichkeit einer Rückwirkung 
der peripheren Krisenprozesse in eine 
neue soziale Konfliktualität in den 
Metropolen lassen es durchaus nicht 
als spekulativ erscheinen, dass der so- 
ziale Krieg auch hier intensiviert wer- 
den soll. 

Der neue Griff nach der Welt- 
macht drängt uns zu einer Debatte 
über einen neuen Imperialismus, der 
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uns mit allen seinen ökonomisch-so- 
zialen und technologischen Aspekten 
konfrontiert. 1914 bedeutete er die 
erste Etappe des Wegs in den Faschis- 
mus. Der Anschluss an die Traditions- 
linien von 1914, der Stresemannpo- 
litik und Geopolitik zeigen, dass der 
Weg in diesem Bewusstsein wieder 
eingeschlagen wird. 


Detlef Hartmann 
www.materialien.org 
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KONFLIKTS 


Am 19. Oktober 2001 sprach Moshe 
Zuckermann, Professor für deut- 
sche Geschichte an der Universität 
Tel Aviv und u.a. Autor des Buches 
Zweierlei Holocaust, an der 
Universität Leipzig über „Struk- 
turprobleme des Israel-Palästina- 
Konfliktes“. Wir dokumentieren im 
Folgenden eine gekürzte, trans- 
skribierte Version des freigehalte- 
nen Vortrags. 


Von der Eskalation in die 
Sackgasse 


(...)Einen Vortrag mit Aktualität 
zu beginnen, ist ein heikles Unterfan- 
gen, denn die Aktualität verändert sich 
ununterbrochen. Als ich eingeladen 
wurde, erschien es noch unvorstell- 
bar, dass ein israelischer Politiker von 
einem Palästinenser ermordet wird. 
War es wirklich nicht vorstellbar? Oder 
war das evtl. ein Szenario, welches ab- 
sehbar schien, weil die Liquidierungs- 
politik gerade von Israel schon seit ei- 
nigen Monaten gezielt betrieben wird. 
D. h., könnte man sich nicht die Frage 
stellen, ob diese erneute Eskalation 
der Auseinandersetzung in der Struk- 
tur des Konflikts bereits angelegt war 
und jetzt natürlich einen neuen Kulmi- 
nationspunkt erreicht hat, der die ge- 
samte Lage nicht nur verschärft und ra- 
dikalisiert, sondern zeitweilig in eine 
Sackgasse geführt hat? Ich sage „zeit- 
weilig in eine Sackgasse geführt hat“, 
da ich die These vertreten möchte, 
dass es im Endeffekt dazu kommen 
wird, dass Israelis und Palästinenser, 
unter welchen Bedingungen auth im- 
mer, sich zusammensetzen werden, 
um diesen Konflikt politisch beizule- 
gen. Damit will ich gesagt haben, dass 
es keine militärische Lösung für diesen 
Konflikt gibt. Weder von israelischer 
noch von palästinensischer Seite. 
Weder das israelische Militär ist heute 
dazu fähig, die Emanzipationsbestre- 


bungen der Palästinenser zu unter- 
drücken, noch sind die Palästinenser 
mit ihrem „Freiheitsterror“ fähig, 
Israel militärisch dazu zu zwingen, sich 
an den Verhandlungstisch zu setzen. 
Das könnte dazu führen, dass in die- 
sem Prozess Drittkräfte mitwirken 
müssen. Die momentane Sackgasse 
kann aber nur kurzfristig aufrechter- 
halten werden — früher oder später 
wird es dazu kommen, dass sowohl 
die Palästinenser als auch die Israelis 
zu der notwendigen Einsicht gelangen 
werden, das Problem lösen zu müs- 
sen. Der Preis, es nicht zu tun, ist zu 
hoch. 

Im Folgenden möchte ich er- 
läutern, warum es im Moment noch 
nicht dazu kommt, und warum es 
immer noch eine ganze Menge 
Hindernisse auf dem Weg zu einer 
potentiell vorstellbaren Lösung gibt. 


Der gescheiterte 
Friedensprozess 


Vor etwa einem Jahr entbrann- 
te die zweite palästinensische Intifada. 
Sie begann infolge eines gescheiter- 
ten Friedensprozesses, einsetzend 
mit dem Oslo-Abkommen von 
1993, kulminierend in dem zwei- 
ten Camp David-Treffen, welches 
im Sommer 2000 stattfand. Die 
große Frage, die sich seit einigen 
Monaten stellt, ist die nach den 
Gründen des Scheiterns der Ver- 
handlungen zwischen Barak und Ara- 
fat. Denn es ist vollkommen klar, dass 
Barak ein Angebot machte, welches 
von keinem früheren israeli- 
schen Politiker — weder von 
Peres noch von Rabin, ge- 
schweige denn von frühe- 
ren Politikern — an die Paläs- 
tinenser gerichtet worden 
war. Das heißt, in relativen Begrif- 
fen betrachtet, war es ein progressives 
Angebot. Im Vergleich zu vorherge- 
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von Moshe Zuckermann 


henden enthielt es weit mehr Zuge- 
ständnisse. Und siehe da, Arafat hat 
dieses Angebot zurückgewiesen. Ist 
der Mann dumm? Wie kommt es, dass 
er ein so fabelhaftes Angebot ausge- 
schlagen hat? 

Wie Sie wissen, ist der Mann 
nicht dumm. Ob aber das Angebot so 
fabelhaft gewesen ist, müsste man un- 
tersuchen. Denn eine Sache stellte 
sich in der letzten Intifada und auch 
schon in Camp David heraus: die 
Tatsache nämlich, dass unter folgen- 
den vier Bedingungen kein Frieden 
zwischen Israel und Palästina möglich 

sein wird. 


Was sehen Sie in diesem 
Tintenkleks? 

a) Ariel Scharon 

b) Yassir Arafat 

c) Joschka Fischer 


Die eine Bedingung ist, dass 
Israel sich aus mindestens 98% der seit 
1967 besetzten Gebiete zurückzieht. 
Die zweite Bedingung ist, dass nahezu 
alle, ich würde sagen 95% der Sied- 
lungen auf diesen Gebieten der West- 
bank und des Gazastreifens abgebaut 
werden. Dritte Bedingung: Dass die 
Jerusalem-Frage im Sinne einer Zwei- 
staatenlösung angegangen wird. Er- 
gebnis davon wäre eine Hauptstadt 
Jerusalem sowohl für Israel als auch 
für Palästina. Die vierte, vielleicht pre- 
kärste Bedingung ist die, dass Israel 
zumindest symbolisch jenes an den Pa- 
lästinensern begangene historische 
Unrecht und damit auch das Rück- 
kehrrecht der Palästinenser anerkennt. 
Dies wäre Voraussetzung, um eine 
pragmatische Lösung für die Beile- 
gung der Flüchtlingsfrage zu schaffen. 

(...)Alle diese vier Bedingungen 
kamen letztendlich zur Sprache, aber 
unter einer Voraussetzung, die die 
ganze Affäre zu einem im Grunde tot- 
geborenen Kind hat werden lassen — 
nämlich die Tatsache, dass Barak da- 
von ausging, es handle sich um eine fi- 
nale Lösung des Konflikts, nach der 
die Palästinenser keine Ansprüche 
mehr an Israel stellen. Aus den vier 
oben genannten Gründen konnten 
die Palästinenser aber das weitrei- 
chende Angebot nicht als Abschluss 
aller Verhandlungen akzeptieren. 
Barak war bereit, große Teile der West- 
bank und des Gazastreifens zurückzu- 
geben. Er war bereit, ein Großteil der 
Siedlungen abzubauen, und es war so- 
gar ein Kompromiss vorstellbar, nach 
dem Siedlungen bestehen bleiben und 
den Palästinensern dafür Ersatzland 
auf israelischem Kern-Territorium an- 
geboten wird. Selbst bei der Jerusa- 
lem-Frage, die für viele Israelis ein 
Tabu ist, gab es einen Fortschritt. 
Zumindest wurde in die richtige Rich- 
tung verhandelt, denn das Tabu, dass 
Jerusalem nicht angerührt wird, ist 
durchbrochen worden. 

Eine historische Anerkennung 
des Unrechts, welches an den Palästi- 
nensern begangen wurde, und eine 
symbolische Anerkennung des Rück- 
kehrrechts der Palästinenser wurde 
von Barak gleichwohl nicht angebo- 


ten. Aber auch so wäre Arafat nicht 
fähig gewesen, Camp David unter den 
von Barak vorgeschlagenen Bedingun- 
gen abzuschließen. Eine entsprechen- 
de Konfliktlösung wäre in dieser Form 
von der Mehrheit der Palästinenser 
nicht akzeptiert worden. 

Unter diesem Gesichtspunkt 
hat der israelische Publizist Uri Avneri 
die richtige Analogie formuliert, als er 
meinte: „Es ist zweifelsohne so, dass 
jemand der 20 km gelaufen ist, mehr 
zurückgelegt hat, als jemand der 10 
km gelaufen ist. Aber der Marathon- 
lauf ist erst nach 42,195 km beendet.“ 

Es waren noch gute 20 km zu- 
rückzulegen, bevor man dieses „fabel- 
hafte“ Angebot Israels als ein für die 
Palästinenser annehmbares Angebot 
hätte apostrophieren können. Darü- 
ber hinaus geht es aber letztlich nicht 
um die Frage, was die Politiker in ihren 
Verhandlungsvorschlägen anbieten, 
sondern inwieweit diese realistisch 
durchsetzbar sind. 


Ideologie und Struktur der isra- 
elischen Gesellschaft 


Die sogenannte israelische Frie- 
densbereitschaft wurde historisch 
noch nie real und praktisch auf die 
Probe gestellt. Die Rückgabe des Sinai 
zählt hier nicht als plausibles Gegen- 
argument, da Ansprüche auf die ägyp- 
tische Halbinsel nie in ein ideologi- 
sches Programm eines israelischen 
Politikers eingegangen sind. Mit ande- 
ren Worten: dieses Territorium wurde 
nicht als originärer Bestandteil Israels 
begriffen. Dem entgegen sieht ein 
großer Teil der israelischen Bevölke- 
rung heute das Westjordanland als das 
Land der Urväter. Die Nationalreligiö- 
sen sind diejenigen, die in überspann- 
ten Momenten sich zu der Äußerung 
hinreißen lassen, eher sollte Tel Aviv 
zurückgegeben werden als Hebron, 
die Stadt des Urvaters Abraham. Schon 
mit diesem Topos lässt sich ein zen- 
trales Strukturproblem, welches einer 
Friedenslösung auf israelischer Seite 
entgegensteht, verdeutlichen. So wird 
eine politische Lösung für nicht mög- 
lich gehalten, weil diese einem bibli- 
schen Mythos widerspräche. Der 
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Mythos wird somit zu einem ent- 
scheidenden politischen und ideolo- 
gischen Argument. 


Exkurs über den Zionismus 


Um die israelischen Hindernis- 
se zu erklären, muss ein kleiner Exkurs 
in die hundertjährige Geschichte des 
politischen Zionismus in die Erörte- 
rung einfließen. 

Der Zionismus ist eine Ideolo- 
gie, die auf einem negativen Moment 
basiert. Gemeint ist damit, dass der 
Zionismus, bevor er überhaupt wus- 
ste, was er wollte, sehr klar wusste, 
was er nicht wollte. Ein zentrales Pos- 
tulat des Zionismus ist von daher die 
sogenannte „Negation der Diaspora“, 
die Aufhebung des Exillebens der 
Juden in aller Herren Länder. Sie wis- 
sen, dass die Juden nahezu 1900 Jahre 
überall in der Welt verstreut waren. 
Der politische Zionismus ist allerdings 
vom sogenannten religiösen Zionis- 
mus zu unterscheiden. Für den reli- 
giösen Zionismus heißt es, eines Tages 
werde der jüdische Messias kommen 
und dann werden die Juden alle im 
Land der Urväter versammelt werden. 

Der politische Zionismus, der 
sich u.a. mit Moses Hess Mitte des 19. 
Jahrhunderts und dann besonders mit 
Theodor Herzl Ende des 19. Jahrhun- 
derts entwickelte, wollte dieses reli- 
giöse Moment politisch überformen 
und in ein praktisches Programm um- 
setzen. Ziel war die Entstehung einer 
jüdisch-nationalen Heimstätte. Diese 
ist eine Art „Kopfgeburt“, wenn ich das 
so sagen darf. Israel, das sich im Jahr 
1948 gründete, ist wohl der einzige 
Nationalstaat in der Weltgeschichte, 
der im Überbau entstanden ist, d. h. 
als eine Idee konzipiert war, bevor es 
die Vorstellung eines entsprechenden 
Territoriums, bevor es den Staatsrah- 
men und auch die Gesellschaft für die 
Vollführung der Idee gegeben hat. 
Israel ist in den Köpfen von osteu- 
ropäischen Sozialisten und zentraleu- 
ropäischen Liberalen entstanden. Da- 
mit die Idee „Israel“ vollzogen werden 
konnte, musste erst ein Territorium 
festgesetzt werden. Und an dieser Stel- 
le rekurrierte der politische Zionis- 
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Was sehen Sie in diesem 
Tintenkleks? 


mus, der sich säkular verstand, aufein 
biblisches Moment in seiner ideologi- 
schen Begründung des israelischen 
Territoriums: Eine moderne politische 
Bewegung, die nationale Befreiungs- 
bewegung des jüdischen Volkes, argu- 
mentiert für ihre territoriale Bestim- 
mung, indem sie auf einen biblischen 
Mythos, auf Gottes Verheißung — die 
Versprechung des heiligen Landes — 
verweist. Übertrüge man eine solche 
ideologische Herangehensweise auf 
die deutsche Situation, so könnte dies 


a) Scharon, Arafat und Fischer 

b) Scharon, Arafat und Kofi Annan 
c) Uli Hoeneß, Gerd Niebaum und 
Sebastian Kehl 


bedeuten, dass im Bundestag das 
deutsche Territorium damit legitimiert 
wird, dass Hermann, der Cherusker im 
Jahre 9 u.Z. die Römer im Teutoburger 
Wald geschlagen hat. 

Der geographische Ort wurde 
also von Europa aus als ein Territori- 
um im Nahen Osten bestimmt. Das 
daraus folgende Problem bestand dar- 


in, dass dieses Gebiet erst eingenom- 
men werden musste, um jüdisches 
Territorium zu werden. Ein Topos des 
Zionismus besagte: ein Land ohne 
Volk für ein Volk ohne Land. Stimmte 
es zwar, dass es ein Volk ohne Land 
war, so stimmte der andere Teil der 
Aussage ganz und gar nicht. Denn es 
gab damals schon eine Bevölkerung 
im nachmaligen Territorium Israels — 
nämlich die Palästinenser. Diejenigen, 
die heute sagen, dass der Zionismus 
ein Kolonisationsprojekt war, meinen 
genau die Tatsache, dass ein bereits 
bevölkertes Gebiet territorial er- 
obert wurde; zunächst noch 
durch Besiedlungspolitik und 
ökonomische Techniken — noch 
nicht unbedingt mili- 
tärisch. Das erste 
Postulat des Zio- 
nismus gründet 
auf dieser Not- 
wendigkeit, das 
Land zu besiedeln, 
d. h. die praktische Ne- 
gation der Diaspora zu be- 
treiben. Die auf der Welt 
verstreuten Juden müssen 
in das Land Israel gebracht 
werden, d. h. ihre Exis- 
tenz in den Residenzlän- 
dern muss aufgegeben wer- 
den. 
Komplementär dazu 
entsteht das zweite Postulat, es 
soll der „neue Jude“ erschaffen 
werden. Was bedeutet dies? Es geht 
um das negative Spiegelbild des 
Diasporajuden. Der Bewohner Israels 
soll wehrhaft werden, er soll produk- 
tiv werden, d. h. er soll unter anderem 
die Berufe der Zirkulationssphäre, wie 
z. B. Händlertum, Hausierertum, Ban- 
kierwesen fallen lassen. Er soll sich 
ganz allgemein die aufrechte Haltung 
als mentale nationale Eigenschaft an- 
eignen. Die Negation der Diaspora 
und die Schaffung des neuen Juden; 
diese beiden Forderungen wurden zur 
Zentralachse des Zionismus. Davon 
wurden zwei weitere Forderungen ab- 
hängig gemacht: Erstens müssen sich 
in Israel alle Diasporagemeinschaften 
versammeln. Und zweitens müssen 
diese doch recht unterschiedlichen 
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Gemeinschaften in Israel miteinander 
„verschmelzen“ — was man im Deut- 
schen Schmelztiegel und im Amerika- 
nischen melting pot nennt. 

Wie sich bei dieser Angelegen- 
heit sehr bald herausstellte, gab es ei- 
ne ganze Menge Probleme. Denn 
wenn der Zionismus sich anmaßte, ei- 
nen Staat zu gründen, der nicht reli- 
giös — mithin theokratisch — sondern 
eben politisch-säkular legitimiert sein 
sollte, so war das gesamte orthodoxe 
Judentum vom neuen Projekt ausge- 
schlossen. Und in der Tat ist es bis zum 
heutigen Tag so, dass orthodoxe Ju- 
den den zionistischen Staat nicht als 
den Staat der Juden akzeptieren. Sie 
leben dort — aber sie leben dort in ei- 
nem Residenzstaat und nicht in 
„ihrem“ Staat. Der orthodoxe Jude 
sieht den Judenstaat erst dann entste- 
hen, wenn der Messias gekommen ist 
und alle Juden im neuen Königreich 
Israel versammelt sein werden. Es gab 
allerdings eine einflussreiche Argu- 
mentation religiöser Juden, die einen 
Anschluss an den politischen Zionis- 
mus erlaubt. Die sogenannten Natio- 
nalreligiösen meinten nämlich, dass 
schon die Errichtung des Staates Israel 
und die damit verbundene zionisti- 
sche Ideologie Indiz für die baldige 
Ankunft des Messias seien. Das waren 
dieselben Leute, die dann nach der 
Besetzung der Gebiete im Jahre 1967 
meinten, jetzt, nachdem man sozusa- 
gen „das Land der Urväter“ — die West- 
bank — besetzt hatte, ist der Messias 
nicht nur unterwegs, sondern er muss 
wohl schon „um die Ecke“ sein. Diese 
Argumentation fußte auf der politi- 
schen Aufladung der Theologie, ging 
allerdings ihrerseits spätestens seit 
1967 in die Ausgestaltung der israeli- 
schen Politik ein. Die Prädisposition 
dafür war schon in der vorstaatlichen 
Ära angelegt, als die zionistische 
Ideologie als nationale Befreiungsbe- 
wegung biblische Momente in sich 
aufnahm. Neben der territorialen Be- 
stimmung manifestierte sich dies auch 
in der Wahl der hebräischen Bibel- 
sprache als Nationalsprache. 


Fragmentierung der 
Gesellschaft 


Ein zentrales Grundproblem 
der israelischen Gesellschaft ist also 
die seit dem Zionismus existierende 
Diskrepanz bei der Trennung zwi- 
schen Staat und Religion. Angeblich 
gibt es in Israel diese Trennung. Aber 
schon die Tatsache, dass der Begriff 
des israelischen Staatsbürgers im All- 
gemeinen durch die Religion definiert 
ist, mithin nur Juden Staatsbürger wer- 
den dürfen, widerlegt diese Aussage. 
Ein prämodernes Moment geht in das 
moderne Staatsgebilde ein. Dies be- 
deutet aber auch, dass das Religiöse in 
Israel überhaupt eine zentrale politi- 
sche Rolle spielt. (...) 


Die zweite Problematik, die es 
in Israel gibt, ist die der ethnischen 
Diskrepanz. Es gibt in Israel eine he- 
gemoniale Beherrschung durch ein 
aschkenasisch dominiertes Elitewe- 
sen. Juden europäischer Herkunft 
bzw. mit europäischen Vorfahren be- 
herrschen bis heute die ökonomi- 
schen, politischen, wissenschaftlichen 
und kulturellen Bereiche der israeli- 
schen Gesellschaft. Auch wenn heut- 
zutage eine bestimmte Transformation 
oder eine Auflösungstendenz dieser 
spezifischen Elitenkonstellation be- 
merkbar ist, bleibt es in Israel bei einer 
ethnisch bevölkerten Klassenstruktur. 
Mit wenigen Ausnahmen werden die 
israelischen Unterschichten — sozioö- 
konomisch betrachtet — von orientali- 
schen Juden bzw. Arabern gebildet. 
Womit ich zum dritten Moment kom- 
me. Es gibt in Israel seit Anbeginn ei- 
ne ca. 15-20%ige Minorität israelischer 
Palästinenser, die in dem zionistisch 
definierten Judenstaat eine nichtjüdi- 
sche Minderheit als formal anerkann- 
te Staatsbürger bilden. Real aber sind 
es Bürger zweiter Klasse. 


Eine vierte Problematik mit er- 
heblicher Auswirkung auf den Konflikt 
ist, dass es in Israel starke Klassenun- 
terschiede gibt. Die Spanne zwischen 
den oberen und unteren Einkom- 
mensschichten gehört innerhalb der 
„entwickelten Länder“ zu den größten. 
In dieser Beziehung stand Israel vor 


wenigen Jahren an zweiter Stelle 
gleich hinter den USA, die eine noch 
größere soziale Ungleichheit zu ver- 
zeichnen haben. In Israel, einem Land, 
das ursprünglich sozialdemokrati- 
schen, früher noch sozialistischen Ide- 
alen anhing, ist das allerdings eine viel 
bemerkenswertere Tatsache. 


Die fünfte Komponente, auf die 
es hinzuweisen gilt, verbindet sich mit 
der seit 1990 stattfindenden Einwan- 
derung von bisher ca. einer Million 
ehemals sowjetischer Juden. Dabei 
wurde die israelische Demographie 
stark verändert. Die orientalischen Ju- 
den witterten sogar Konspiration: Man 
versuche, über diese vorwiegend asch- 
kenasischen Juden die israelische Ge- 
sellschaft „zu verweißlichen“. Von die- 
ser Verschwörungstheorie abgesehen, 
handelte es sich jedoch um eine Ein- 
wanderungswelle, bei der sich die Ein- 
wanderer nicht von vornherein in die 
israelische Gesellschaft integrieren 
wollten. Ähnlich wie Juden, welche in 
den 20er/30er Jahren aus Deutschland 
ins damalige britische Mandatsgebiet 
einwanderten und meinten, ihre kul- 
turelle Herkunft, ihre Berliner oder 
Wiener Lebenswelt aufrecht erhalten 
zu können, sagen auch viele heutige 
russische Einwanderer, sie seien aus 
ökonomischen Gründen gekommen, 
weswegen sie sich nicht unbedingt in 
die israelische Kultur integrieren wol- 
len. Diese sei „barbarisch“ und die 
eigentliche Kultur brächten sie aus 
Rußland mit. Soziologisch betrachtet, 
entsteht hier eine Diskrepanz an ge- 
sellschaftlicher Identifikation. Erst in 
letzter Zeit kam es zu einer größeren 
Konsolidierung von gemeinschaftli- 
cher Solidarität. So zum Beispiel, nach- 
dem es vorwiegend aus Rußland stam- 
mende jüdische Jugendliche waren, 
die in einer Disco bei einem palästi- 
nensischen Bombenanschlag ums Le- 
ben kamen. Auch als eine ukrainische 
Rakete ein Flugzeug, in dem vorwie- 
gend israelisch-russische Juden saßen, 
abgeschossen hatte und alle Insassen 
umkamen, hieß es: 

„Auch wir - die russischen Einwande- 
rer - müssen unseren ‚Blutzoll‘ ent- 
richten, auch wir sind ein Teil von 


top story 


dieser prekären Sicherheitsidentität 
in Israel.“ 


Folgen der Desintegration 


Was bedeuten die angesproche- 
nen Problemfelder für den Nahost- 
Konflikt? Ich habe versucht, darzule- 
gen, wie gespalten die israelische 
Gesellschaft ist. Und welche Konflikt- 
achsen in ihr existieren. Die gesell- 
schaftliche Identifikation in Israel 
kann deshalb bis heute nur über das 
Negative geschaffen werden. Das be- 
deutet, dass die Sicherheitsfrage, wie 
sie in Israel genannt wird, immer die 
Funktion erfüllte, die normalerweise 
das bürgerliche Bewusstsein oder die 
Zivilgesellschaft positiv hätten liefern 
können. 

Weil es in Israel aber eben ge- 
genwärtig keine Zivilgesellschaft ge- 
ben kann, da hier 15% der Bürger 
schon seit jeher als Bürger zweiter 
Klasse behandelt werden, ist der An- 
spruch von Demokratie in Israel ein 
relativer Begriff. Ganz ohne Zweifel ist 
Israel demokratischer als die es umge- 
benden arabischen Staaten. Aber von 
Demokratie im Sinne einer Gleich- 
berechtigung der im Land lebenden 
Bürger kann nicht die Rede sein, denn 
die Araber in Israel werden seit gut 50 
Jahren systematisch diskriminiert und 
unterprivilegiert. Ich rede von „unter- 
privilegiert“ im Sinne der Verteilung 
von Ressourcen zur Bildung einer 
Infrastruktur und im Sinne der gesell- 
schaftlichen Integration dieser Men- 
schen in Israel. Es war kein Zufall dass, 
als sich im Oktober 2000 beim Aus- 
brechen der Intifada die israelischen 
Araber mit ihren nationalen Genossen 
in der Westbank solidarisierten und 
Proteste, Demonstrationen und Aktio- 
nen im Norden Israels veranstalteten, 
die israelische Polizei auf diese Leute 
geschossen hat und 13 israelische Ara- 
ber dabei umkamen. Einige Beispiele 
zum Verständnis: Es gab z.B. schon 
Demonstrationen von orthodoxen Ju- 
den, bei denen ganz Jerusalem abge- 
sperrt war und israelische Polizisten 
von orthodoxen Juden mit Kottüten 
beschmissen wurden. Es ist nicht zum 
Schusswechsel gekommen. Es sind 
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schon Siedler, die es dazu gebracht ha- 
ben, dass Teile der Westbank lahm 
gelegt wurden, von der israelischen 
Polizei bzw. vom Grenzschutz ausei- 
nandergetrieben worden — es ist nie 
zum Schusswechsel gekommen. Es 
gab israelische Juden, die arbeitslos 
geworden waren und Straßendemons- 
trationen gemacht und dabei den Ver- 
kehr lahm gelegt haben. Sie wurden 
von der Polizei auseinandergetrieben 
— es ist nie zum Schusswechsel ge- 
kommen. Im Falle der angesproche- 
nen Proteste wurden 13 israelische 
Bürger — ich rede nicht von den in der 
Westbank lebenden Palästinensern — 
von der Polizei erschossen. Das indi- 
ziert zweierlei. Erstens, dass es in der 
Tat eine Ambivalenz für die in Israel 
lebenden Araber gibt, die sich auf der 
einen Seite als israelische Bürger se- 
hen, auf der anderen Seite aber sich 
mit den Bewohnern der palästinensi- 
schen Autonomie solidarisieren. Es in- 
diziert aber auch die Tatsache, dass 
der Staat sein Gewaltmonopol un- 
gleich anwendet. 

Das führt zu der großen Frage, 
was passieren würde, wenn es zu einer 
Verhandlungslösung des Konflikts kä- 
me, in welcher der Passus enthalten 
ist, dass Israel sich aus der Westbank 
zurückziehen müsse. Ein Szenario ist 
denkbar, demzufolge 180.000 der 
200.000 Siedler freiwillig weggehen 
würden und weitere 20.000 mit öko- 
nomischen Abfindungen zum Abzug 
bewegt werden könnten. Es reicht 
aber, dass 1.000 Hardliner sagen: „Nur 
über unsere Leiche — wir ziehen uns 
hier nicht zurück“, was zur Folge hät- 
te, dass das Gewaltmonopol des Staa- 
tes Israel gegen sie angewendet wer- 
den müsste. Das heißt, es könnte dazu 
kommen, dass das israelische Militär 
oder der Grenzschutz eventuell Men- 
schen anschießt, was zu Toten führen 
könnte. Für meine Begriffe ist es aller- 
dings ganz und gar nicht ausgemacht, 
dass ein Großteil der israelischen Be- 
völkerung es absegnen würde, wenn 
Juden auf Juden schießen. Mithin be- 
deutet das, dass die Möglichkeit eines 
Bürgerkriegs in Israel im Falle einer 
Räumung der Gebiete nicht undenk- 
bar ist. Ich bitte, dies mit zu bedenken. 


Es verweist auf die Skylla und Charyb- 
dis der historischen Situation, in der 
sich Israel befindet. Wenn sich Israel 
aus den besetzten Gebieten zurück- 
zieht und einen palästinensischen 
Staat anerkennen will, muss es auch in 
Kauf nehmen, dass es nicht leicht sein 
wird, einen Großteil der israelischen 
Bevölkerung dafür zu gewinnen. Ich 
weiß, dass es seit gut 10-15 Jahren kon- 
stante statistische Daten gibt, die be- 
haupten, dass 65% der Israelis für ei- 
nen palästinensischen Staat und bereit 
sind, auch dafür einzustehen. Ich er- 
laube mir hier, vor Ihnen das in Frage 
zu stellen, denn ich glaube, wir Israelis 
sind in diesem Fall groß im Reden, 
aber auf die Probe sind diese noch nie 
gestellt worden. (...) 

Es ist so überaus deutlich, dass 
es immer zwei Gruppen gibt, die ver- 
suchen, gegen eine Konsolidierung 
des Friedensprozesses zu wirken. Das 
sind auf der einen Seite die funda- 
mentalistischen Kräfte auf der palästi- 
nensischen Seite — aber das sind auch, 
und davon redet man auch hier in 
Europa viel zu wenig, nicht im minde- 
ren Maße die fundamentalistischen 
Kräfte auf der israelischen Seite. Aus 
der Siedlerbewegung, diejenigen, de- 
ren Hardliner sagen, lieber umkom- 
men als sich zurückziehen, ist 1995 
der Mörder Itzhak Rabins hervorge- 
gangen. Aus dieser Siedlerbewegung 
ist auch die Argumentation hervorge- 
gangen, Rabin sei ein Verräter am Zio- 
nismus gewesen, da er versucht habe, 
den Friedensprozess voranzutreiben 
und vielleicht zu einem finalen Ab- 
schluss zu bringen. Heute sind viele in 
der israelischen Bevölkerung bereit, 
die Ermordung Rabins ad acta zu legen 
und zu sagen, der Mann sei in der Tat 
„zu schnell“ vorgegangen. 

Ich wiederhole in dem Zusam- 
menhang noch einmal meine These: 
Die Tatsache, dass Israel seine Frie- 
densbereitschaft bekundet, besagt 
noch gar nichts darüber, ob es auch 
fähig ist, sie zu praktizieren. Der israe- 
lische Parlamentsabgeordnete Azmi 
Bishara, ein israelischer Palästinenser, 
für meine Begriffe vielleicht der bril- 
lanteste Kopf im israelischen Parla- 
ment, hat es vor einigen Jahren auf 
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den Punkt gebracht, als er sagte, Israel 
kann nicht beides haben wollen: Will 
es ein demokratischer Staat sein, d.h. 
ein Staat all seiner Bürger, kann es 
kein Judenstaat mehr sein. Will Israel 
aber nur ein Staat der Juden sein, kann 
es schlechterdings keine Demokratie 
sein. 

Das riesige Problem besteht al- 
so darin, dass eine Friedenslösung in 
jedem Fall das zionistische Selbstver- 
ständnis in Israel in Frage stellen wür- 
de. Das ist auch der Grund, warum 
alle Verhandlungen und etwaige Zwi- 
schenerfolge mit Vorsicht zu betrach- 
ten sind. Zudem gibt es in Israel noch 
die Paradoxie, dass nur eine rechte 
Regierung Frieden bringen und nur ei- 
ne linke Regierung einen wirklichen 
Krieg führen kann. In beiden Fällen 
können sich die jeweiligen Regie- 
rungen darauf verlassen, dass die Op- 
positionsparteien ihnen Unterstüt- 
zung gewähren werden. Von einer 
rechten Partei ist nicht zu erwarten, 
dass sie Frieden haben will, denn das 
würde bedeuten, dass das ideologi- 
sche Moment, etwa der Anspruch auf 
das Westjordanland aufgegeben wer- 
den muss — schier undenkbar für 
Leute wie den jüngst ermordeten Tou- 
rismus-Minister, undenkbar für einen 
Großteil nicht nur der rechtsradikalen 
Partei, sondern auch für einen Groß- 
teil der Likud-Partei, der sogenannten 
rechtskonservativen Partei Israels. 
Daraus erklärt sich, dass man jetzt im 
Grunde genommen lieber die Intifada 
hat, mithin durch sie den Anlass er- 
hofft, hart durchgreifen zu dürfen, an- 
statt die notwendige Friedenslösung 
voranzutreiben. Ariel Scharon hätte 
schon längst ein Friedensangebot ma- 
chen können, sogar unter seinen ei- 
genen Vorstellungen und Vorausset- 
zungen. Scharon weigert sich, diesen 
Frieden anzubieten, weil er genau 
weiß, dass seine Koalition innerhalb 
von einer Woche auseinanderfallen 
würde. Andererseits kann er es sich 
unter dem Blick der „Welt“, Europas 
und Amerikas, nicht leisten, die Paläs- 
tinenser total zu zerschlagen. Scharon 
reagiert entsprechend, indem er sagt, 
solange die Palästinenser Terror ma- 
chen, wird es keine Friedensgespräche 


geben. Und die Palästinenser argu- 
mentieren, es wird so lange Terror ge- 
ben, wie wir keine Aussicht auf Frie- 
den haben. 


Arafat, der Fuındamentalismus 
und die Aussichten eines palä- 
stinensischen Nationalstaates 


Die Palästinenser befinden sich 
in einer Phase historischer Konsolidie- 
rung. Festmachen lässt sich dies an der 
Verfestigung ihres nationalen Be- 
wusstseins und ihrer nationalen Bewe- 
gung. Dabei stellt sich heraus, dass die 
säkulare politische Bewegung, ähnlich 
dem Zionismus zu seiner Zeit, von 
vornherein den Fundamentalismus in 
Form des islamischen Dschihad und 
der Hamas in sich trägt. Diese Bewe- 
gungen halten Arafat in Schach. Will er 
in der Tat eine Friedenslösung voran- 
bringen, muss auch er im Extremfall 
mit bürgerkriegsähnlichen Situatio- 
nen rechnen. 

Das zweite Problem, mit dem 
sich Arafat auseinander zu setzen hat, 
ist die Tatsache, dass er in dem Mo- 
ment, in dem er den Friedensschluss 
mit Israel akzeptiert, zwar nominell ei- 
nen souveränen Staat bekommen 
kann, aber einen Staat, der mehr oder 
minder gesellschaftlich und ökono- 
misch vor einem infrastrukturellen 
Nichts steht. Die große Frage, die sich 
dann für die Palästinenser ergeben 
würde, lautet: Wofür haben wir hier 
gekämpft? Geht es wirklich nur darum, 
dass wir hier endlich eigene Briefmar- 
ken kleben und eine eigene Fahne 
schwenken dürfen, oder steigert sich 
damit auch der Lebensstandard? Ohne 
massiven Kapitalimport aus Europa 
und Amerika wird ein Friedensschluss 
in der Region nicht möglich sein. Und 
wie dieser Staat dann die Zwischen- 
phase bis hin zur Schaffung einer funk- 
tionstüchtigen Infrastruktur überbrü- 
cken will, ist ganz und gar nicht raus. 

Selbst die Zeit, die benötigt 
würde, um sich konzeptionell mit Auf- 
bauplänen zu beschäftigen, ist ein sehr 
unsicherer Faktor. Arafat ist nicht 
mehr der Jüngste, auch nicht mehr der 
Gesündeste, aber er ist im Moment 
noch die Zentralfigur, die in der Welt 


als der anerkannte politische Führer 
der Palästinenser gesehen wird. Sollte 
Arafat abtreten, indem er sein Amt auf- 
gibt oder stirbt, dürfte im palästinen- 
sischen Lager ein riesiger politischer 
Machtkampf entbrennen, der dazu 
führen könnte, dass ein Friedens- 
schluss mit den Palästinensern noch 
weiter in die Ferne rückt. Genau dies 
ist allerdings der Grund, warum viele 
Israelis darauf hoffen, dass Arafat ab- 
tritt oder anderweitig nicht mehr da ist. 


Gibt es also bei diesem Stand 
des Israel-Palästina-Konfliktes keine 
Aussicht auf eine politische Lösung? 
Ich würde folgendes sagen. Auch 
wenn viele Fakten derzeit in eine Sack- 
gasse weisen, darf man sich in ihr den- 
noch nicht einrichten. Zumindest die 
Prinzipien eines möglichen Auswegs 
müssen immer wieder verdeutlicht 
und verteidigt werden. Zu diesen 
Schritten gehört meiner Meinung 
nach, dass die Palästinenser in einer 
ersten Phase zum Aufbau eines Natio- 
nalstaates befähigt werden. Nur so 
kann ihre historische Konstituie- 
rung als Kollektivsubjekt auf einer 
friedlicheren Ebene zu einem gewis- 
sen Abschluss kommen. 

Dieser Staat wird ohne Hilfe 
Europas und Amerikas nicht zu ma- 
chen sein. Für meine Begriffe 
wird er darüber hinaus auch 
noch lange Zeit von Israel, 
was den Arbeitsmarkt und an- 
dere ökonomische Fragen — 
wie z.B. die Wasserversorgung 
— betrifft, abhängig bleiben. In 
einer zweiten historischen Phase 
muss es zu einer konföderativen 
Struktur zwischen Israel und Palästina 
unter Einbeziehung von Jordanien 
kommen. Denn auch in Jordanien le- 
ben eine ganze Menge Palästinenser. 
Es würde im Prinzip bedeuten, dass 
man eine Zone schafft, die unter fried- 
lichen Voraussetzungen versucht, Pro- 
bleme dieser Region, nicht nur poli- 
tisch, sondern auch ökonomisch, 
kulturell und gesellschaftlich zu lösen. 

Eine Sache sollte klar sein — das 
gilt für die Israelis wie für die Paläs- 
tinenser. Eine Trennung, wie sie heu- 
te von den zionistischen Linken, der 


top story 


Meretz- und Arbeitspartei nach dem 
Motto vorgeschlagen wird — „Lasst sie 
ihren Staat haben, aber dann wollen 
wir damit nichts mehr zu tun haben.“ 
— eine solche Trennung ist heute un- 
ter den gegebenen gesellschaftlichen, 
demographischen und kulturellen 
Interaktionen nicht mehr denkbar. 


Perspektive Frieden 


Israel muss eine Generalent- 
scheidung treffen. Was will es von sich 
selber? Will es weiterhin ein Okkupa- 
tionsregime blei- 
ben, dann 
wird der 
Terror 
nicht ein- 
fach so 
aufhören. 
Der 


Was sehen Sie in diesem 
Tintenkleks? 

a) Israel 

b) Palästina 

c) New York 


Terror ist in diesem Fall die Kampf- 
waffe der Armen, der Unterlegenen, 
der Verfolgten. Für meine Begriffe 
wird Israel bei Aufrechterhaltung einer 
solchen Situation längerfristig keine 
Möglichkeit zum Fortbestehen haben. 
Israel kann nicht ewig im Kriegszu- 
stand existieren. Es ist schon wahr, 
dass Israel den ganzen Nahen Osten in 
Schutt und Asche legen kann, dabei 
würde aber auch Israel selber in Schutt 
und Asche gelegt werden. 

Das ist keine besonders ange- 
nehme Perspektive, die man Kindern 
bzw. Jugendlichen anbieten kann. 
Israel muss sich mit den strukturellen 
Problemfeldern des Konflikts anders 
konfrontieren als bisher. Gerade in 
der derzeitigen Situation sieht man die 
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inneren Widersprüche und Gegen- 
sätze gelöst, indem es sozusagen wie- 
der einen neuen Feind von außen gibt. 
Sie wissen ja, erstes Gesetz der Sozial- 
psychologie: Will man eine Gruppe zu- 
sammenbringen, will man sie konsoli- 
dieren, muss man einen äußeren 
Feind schaffen. Solch ein Feind ent- 
stand durch die von den Palästinen- 
sern angefangene Intifada. In dem 
Moment, als die Intifada für Israel ei- 
ne Bedrohung darstellte, als sie im 
Alltagsleben Opfer von Terroranschlä- 
gen forderte, in dem Moment rückte 
sozusagen die gesamte jüdische Bevöl- 
kerung zusammen. 

Ich kann ihnen heute weinen- 
den Auges berichten, dass es die isra- 
elische Linke kaum noch gibt. Sie ist 
nach und nach in die Mitte gerückt. 
Eine ganze Menge ehemaliger Linker 
aus der „Peace Now“-Friedensbewe- 
gung sagen heute: „Wir sind ernüch- 


tert, jetzt haben wir endgültig erkannt, 
was die Palästinenser sind, so wie der 
Westen erkannt hat, was der Islam ist.“ 
Essentielle Wesensbestimmungen, sei 
es in Bezug auf die Palästinenser, sei es 
in Bezug auf den Islam, werden heute 
immer öfter gebrauchte und weniger 
hinterfragte politische Argumente. 
Der Krieg gegen die Palästinenser 
führt aber in eine Sackgasse. Von da- 
her meine ich, dass unter den realen 
politischen Bedingungen eine Ein- 
mischung von Außen unabdingbar ge- 
worden ist. Ohne eine gesteigerte Ein- 
mischung von Amerika — und dies sage 
ich als ein linksradikaler, nicht-zioni- 
stischer israelischer Intellektueller — 
und die Einmischung der europäi- 
schen Union ist ein Frieden gegen- 
wärtig nicht zu machen. Vielleicht hat 
ja der „Kampf gegen den Terror“, der 
von den USA und den westlichen 
Verbündeten geführt wird, wenigstens 
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den positiven Nebeneffekt, dass eine 
Friedenslösung im Nahen Osten vor- 
angetrieben wird. Vielleicht treten die 
Amerikaner ähnlich wie nach dem 
Golfkrieg 1991 an die Israelis heran 
und sagen: „Ihr seid ein Moment der 
Unruhe in dieser Region. Wir können 
es uns aus geopolitischen Gründen 
nicht erlauben, dass man alle paar 
Jahre einen regionalen Krieg entbren- 
nen lässt. Macht jetzt Frieden.“ In die- 
ser Hinsicht ist in der Tat der israe- 
lisch-palästinensische Konflikt 
paradigmatisch für die neue Weltord- 
nung geworden. Ob die Amerikaner 
das auch so durchziehen und ob die 
Europäer dazu fähig sind, steht auf ei- 
nem anderen Blatt geschrieben. 


Moshe Zuckermann 


M LINKEN 


ANTISEMITISMUS von Stephan Grigat 


Darf man über linken Antisemitismus 
schreiben, wenn man weiß, dass die 
Rechte die Existenz solch eines Antise- 
mitismus zur Entschuldigung und 
Verharmlosung der eigenen, mal im- 
pliziten, mal expliziten Vernichtungs- 
drohungen gegenüber Jüdinnen und 
Juden benutzt? Herbert Lackner hat 
diese Frage im Österreichischen Nach- 
richtenmagazin „profil“ in einer Re- 
zension einer Studie über das Ver- 
hältnis der österreichischen Linken zu 
Israel aufgeworfen. Er meint, die Wie- 
ner Zeithistorikerin Margit Reiter be- 
gebe sich mit ihrer Veröffentlichung 
auf dünnes Eis, da der FPÖ-General- 
sekretär Peter Sichrovsky regelmäßig 
versuche, den Antisemitismus Jörg 
Haiders mit dem Hinweis auf die 


Existenz eines linken Antisemitismus 
zu behübschen. Auch Haider selbst hat 
in einem Gastkommentar für die re- 
gierungsnahe Tageszeitung „Die 
Presse“ gemeint, niemand habe das 
Recht, ihn einen Antisemiten zu nen- 
nen und gleichzeitig zu den Aussagen 
des früheren SPÖ-Innenministers Karl 
Blecha, der heute Präsident der 
Gesellschaft für Österreichisch-Arabi- 
sche Beziehungen ist und sich in jüng- 
ster Zeit durch verbale Angriffe auf 
Israel und „den Zionismus“ hervorge- 
tan hat, zu schweigen. 

Lackner weist damit auf ein rea- 
les Problem hin. Linke Kritik an der 
Linken ist nie davor gefeit, von der 
Rechten instrumentalisiert zu werden. 
Das kann aber nicht zum Vorwand ge- 
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nommen werden, diese Kritik zurück- 
zuhalten. Linke Kritiker und Kritikerin- 
nen können derartigen Instrumen- 
talisiercungen zumindest partiell 
vorbeugen. Zum einen dadurch, dass 
sie sich bei aller sachgemäßen Polemik 
in der Kritik am Antisemitismus in der 
Linken über die zwar nicht immer, 
aber doch in der Regel vorhandenen 
Differenzen zum Antisemitismus der 
Rechten bewusst bleiben; zum ande- 
ren dadurch, dass die Gründe für den 
linken Antisemitismus in einer man- 
gelnden Radikalität der linken Gesell- 
schaftskritik ausgemacht werden. Ers- 
teres schafft Margit Reiter in ihrer 
Studie mit dem etwas reißerischen 
Titel „Unter Antisemitismus-Verdacht“ 
sehr gut, zweiteres kaum. 

Die Masche von Haider, Sich- 
rovsky und Co, mit dem Hinweis auf 
antisemitische Tendenzen in der Lin- 


ken den eigenen Antisemitismus zu 
entschuldigen, ist keineswegs neu. 
Reiter führt in ihrer Studie ähnliche 
Beispiele aus den siebziger Jahren an, 
als der den Nationalsozialismus ver- 
harmlosende und antisemitische 
Kolumnist Staberl in der Boulevard- 
Zeitung „Krone“ die antizionistische 
Diktion linker Gruppierungen geißel- 
te und von „Faschisten in der SPÖ“ 
sprach. 

Dass es Reiter weder um simple 
Denunziation der Linken noch um ei- 
ne Instrumentalisierung der Beschäfti- 
gung mit Antisemitismus in sich selbst 
als emanzipatorisch verstehenden 
Kreisen geht, wird in ihrer Arbeit mehr 
als deutlich. Sie skizziert das Verhältnis 
der österreichischen Linken zu Israel 
entlang der zentralen politischen Er- 
eignisse im Nahen Osten. Von der 
Staatsgründung 1948 bis zum Golf- 
krieg und dem sogenannten Friedens- 
prozess in den neunziger Jahren 
werden die Veränderungen und Ambi- 
valenzen in diesem Verhältnis vor dem 
Hintergrund der nationalsozialisti- 
schen Vergangenheit heraus gearbei- 
tet. Die KPÖ, deren Antifaschismus 
bereits in der unmittelbaren Nach- 
kriegszeit dadurch konterkariert wur- 
de, dass sie die Vernichtung der Gau- 
akten forderte, damit, wie es hieß, „für 
die große Masse der ehemaligen klei- 
nen Nazimitläufer ein Schlussstrich 
unter die Vergangenheit“ gezogen 
werden könne, findet ebenso Beach- 
tung wie die Neue Linke, autonome 
Gruppierungen und Antiimps mit ih- 
rer fast schon gewohnheitsmäßigen 
Gleichsetzung der israelischen Politik 
mit dem nationalsozialistischen Mas- 
senmord. Die KPÖ hatte, den sowjeti- 
schen Vorgaben stets treu Folge 
leistend, 1948 die israelische Staats- 
gründung kurzzeitig unterstützt, was 
Reiter zufolge allerdings weniger als 
Parteinahme für Israel gewertet wer- 
den kann, sondern sich eher gegen 
den britischen und amerikanischen 
Imperialismus richtete. Bis 1967 exi- 
stierte bei der KPÖ noch eine gewisse 
Distanz zur PLO, nach Reiter allerdings 
nicht so sehr wegen deren israelfeind- 
lichen Positionen, sondern eher we- 
gen der in den Augen der KP zu aus- 


geprägten Orientierung an China. Von 
den siebziger bis in die neunziger 
Jahre hinein waren die Parteikommu- 
nisten dann, trotz ihres vergleichswei- 
se konsequenten Engagements gegen 
offenen Antisemitismus in der öster- 
reichischen Gesellschaft, eine der zu- 
verlässigsten antizionistischen Kräfte 
in Österreich. 

Bei der SPÖ fällt es schwer, ver- 
allgemeinerbare Aussagen bezüglich 
ihres Verhältnisses zu Israel zu ma- 
chen, da die Sozialdemokraten 
sowohl einen pro-palästinensi- 
schen als auch einen pro-israeli- 
schen Flügel 
in der Par- 
tei haben 
und SPÖ- 
Mitlieder in 
der Gesellschaft 
für Österreichisch- 
Arabische Beziehun- 
gen ebenso eine zentra- 
le Rolle gespielt haben und 
spielen wie in der Öster- 
reichisch-Israelischen Freund- 
schaftsgesellschaft. Reiter ver- 
sucht, die unterschiedlichen 
Kräfte in der SPÖ kenntlich zu 
machen und verweist auf eine 
Tradition eines sozialdemokratischen 
Antisemitismus in der Zeit vor dem 
Nationalsozialismus. Eines der ein- 
drucksvollsten Beispiele für solch eine 
Tradition ist der sogenannte Sever- 
Erlass, mit dem der sozialdemokrati- 
sche Landeshauptmann Albert Sever 
1919 versuchte, die Ausweisung von 
osteuropäischen jüdischen Kriegs- 
flüchtlingen voranzutreiben - ein Ver- 
such, gegen den damals nur die 
weitgehend marginalisierten Kommu- 
nisten und Kommunistinnen ernsthaft 
protestierten. 

In der Studie werden die Verän- 
derungen beschrieben, die sowohl der 
Zionismus als auch der Antizionismus 
im 20. Jahrhundert durchgemacht ha- 
ben. Reiter verweist auf Auschwitz als 
historische Zäsur und zitiert in diesem 
Zusammenhang dankenswerterweise 
Isaac Deutscher, lange Zeit neben 
Erich Fried einer der beliebtesten 
Kronzeugen antizionistischer Linker in 
Deutschland und Österreich, der in 
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den fünfziger Jahren notierte: „Meinen 
Antizionismus, der auf meinem Ver- 
trauen in die europäische Arbeiter- 
bewegung basierte, oder, allgemeiner, 
auf meinem Vertrauen in die eu- 
ropäische Gesellschaft und Zivilisa- 


Was sehen Sie in diesem Tintenkleks? 


a) Einen lachenden Israeli 


b) Einen lachenden Palästinenser 
c) Einen schimpfenden Österreicher 


tion, habe ich natürlich längst aufge- 
geben, denn diese Gesellschaft und 
diese Zivilisation haben es Lügen ge- 
straft. Wenn ich in den zwanziger und 
dreißiger Jahren, statt gegen den Zio- 
nismus anzugehen, die europäischen 
Juden aufgefordert hätte, nach Paläs- 
tina zu gehen, hätte ich womöglich ge- 
holfen, einige Menschenleben zu ret- 
ten, die später in Hitlers Gaskammern 
ausgelöscht wurden.“ 

Reiter ist in ihren Ausführun- 
gen, in die sich auch ein paar Unge- 
nauigkeiten eingeschlichen haben, 
teilweise dermaßen um Differenziert- 
heit bemüht, dass einem ihre Kritik 
mitunter sehr zurückhaltend anmutet. 
Bei ihrem Bemühen, Gründe für die 
Existenz eines antisemitisch einge- 
färbten Antizionismus in der Linken 
anzugeben, kommt sie zwar auf die 
Mängel linker Faschismustheorien zu 
sprechen, schafft es aber kaum, einen 
Zusammenhang zwischen linkem Anti- 
semitismus und den vorherrschenden 
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linken Vorstellungen von Nation, 
Kapital und Staat herzustellen. 

Reiter hat Pech, dass sie ihr 
Buch vor der sogenannten Al-Aqsa- 
Intifada fertiggestellt hat. Natürlich hat 
die Eskalation in Israel auch in Öster- 
reich erneut zu einem Aufblühen anti- 
zionistischer Agitation geführt. Aller- 
dings können Gruppen wie die 
Antiimperialistische Koordination, die 
RKL oder die Universalismusgruppe, 


Was sehen Sie in diesem Tintenkleks? 
a) Eine Friedenstaube auf einem Zweig 
b) Einen Spatzen auf einem Zweig 

c) Einen österreichischen Bergsteiger 


die Israel mitt- 
lerweile sogar in 
Anführungszeichen 
setzen, wenn sie es adjek- 
tivisch gebrauchen, bei weitem 
nicht mehr auf so große Zu- 
stimmung hoffen wie noch in früheren 
Jahren — und insofern trifft Reiters 
Feststellung bezüglich der neunziger 
Jahre, dass „das oft geradezu leiden- 
schaftliche linke Interesse an Israel 
weitgehend nachgelassen“ hat, be- 
dingt auch für die aktuelle Situation 
zu. Dennoch ist es in Wien, das sich 
schon im Frühjahr 1971 mit der Abhal- 
tung der ersten Arbeitstagung von eu- 
ropäischen Palästinakomitees als 
Hochburg des Antizionismus zu eta- 
blieren versucht hat, nach wie vor 
möglich, dass Antiimps gemeinsam 
mit islamistischen Gruppen Anti-Isra- 
el-Demos durchführen, bei denen 
nach Augenzeugenberichten ein 
Transparent mitgeführt wurde, auf 
dem die Fragen aufgeworfen wurden: 
„Ziel der zionistischen Politik? Welt- 
herrschaft?!“ 


Die Funktion des Antizionismus 


Auch wenn einige Linke immer 
noch aus allen Wolken fallen, wenn 
man ihnen etwas über linken Antise- 
mitismus erzählen will, ist die Debatte 
darüber natürlich nicht mehr neu. 
Einer gewissen Aufmerksamkeit kann 
sich die Kritik am Antisemitismus in 
der Linken spätestens seit dem Golf- 
krieg 1991 sicher sein. Bereits damals 
wurde im Grunde alles notwendige 
zur Kritik des als Antizionismus da- 
herkommenden Antisemitismus ge- 
sagt, beispielsweise von der Initiative 
Sozialistisches Forum, die ihre Texte 
vom Anfang der neunziger Jahre in 
Buchform erneut veröffentlicht hat. 
Was bei Margit Reiter lediglich ange- 

deutet und eher von einem linkslibe- 

ralen als linksradikalen Standpunkt 

aus kritisiert wird, findet sich bei der 

ISF in ausgebreiteter Form: Die 

Gründe für den Antisemitismus in 
der Linken werden in erster Linie in 
der unzureichenden Ökonomiekritik 
und der kaum vorhandenen Staats- 
kritik der Linken ausgemacht: „Die 
‚Linke‘ ist nur insofern gegen den Anti- 
semitismus mindest immun und der 
Möglichkeit nach kritisch, als sie die 
Marxsche Kritik der politischen Öko- 
nomie als Kapital- und Staatskritik 
begreift - also weder als Kritik der 
Zirkulation durch die Produktion 
noch als Denunziation der Macht mit- 
tels der Menschenrechte, sondern als 
kritische Sabotage des Totalitätscha- 
rakters kapitalisierter Gesellschaf- 
ten.“ Gerade das, was der Linken of- 
fensichtlich am heiligsten ist, wird als 
Einfallstor des Antisemitismus gekenn- 
zeichnet — die Politik: „‚Die Linke‘ hat 
am Antisemitismus teil, insoweit sie 
den Ausbeutungscharakter der Öko- 
nomie mit politischen Mitteln aushe- 
bein will. Als schon staatstragende 
oder noch bloß staatswillige ‚Linke‘ 
erbt sie die kategorialen Bestimmun- 
gen und die objektiven Praxisformen 
von Staatlichkeit als solcher, deren 
erste und prominenteste: die Homoge- 
nität des Staatsvolkes und der 
Identifizierung der Individuen als 
Nationalstaatsbürger, zum funda- 
mentalen Bestand antisemitischer 
Agitation gehört.“ 
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Die ISF rechnet mit so ziemlich 
jedem Unsinn ab, der zur Grundaus- 
stattung der Linken gehört und erklärt 
den Zusammenhang dieses Unsinns 
mit dem Antisemitismus von links. Sie 
räumt mit rechten wie linken Mythen 
über die israelische Staatsgründung 
auf und rückt den Zionismus ins rich- 
tige Licht: „Der Zionismus ist die 
falsche Antwort auf den Antisemitis- 
mus, die sich, grauenhafterweise erst 
im nachhinein, als die einzige nach 
dem Zustand der Geschichte vorläufig 
angemessene erwiesen hat, während 
die immer noch richtige Antwort: 
Revolution für die staaten- und klas- 
senlose Gesellschaft, vom Stalinismus 
zur weltfremden Utopie abseitiger 
Spinner erniedrigt worden ist.“ Dem- 
entsprechend gibt es auch einen zen- 
tralen Unterschied zwischen der anti- 
nationalen Kritik israelischer Linker 
und dem Antizionismus insbesondere 
österreichischer und deutscher Lin- 
ker, die im jüdischen Nationalismus 
im vollen Einklang mit Adolf Hitler 
den „Feind aller Völker“ erblicken: 
„Wenn die israelische Linke gegen den 
Nationalismus in Gesellschaft und 
Staat angeht und das Antizionismus 
nennt, entspricht das der Tradition 
und ist ein bloßer Name für diese 
Kritik. In Deutschland und unter den 
Freunden des homogenen Volkstums 
generell dagegen ist ‚Antizionismus' 
Anzeichen der Projektion und daher 
kein Name für eine Sache, die viel- 
leicht auch ganz anders heifsen könn- 
te, sondern vielmehr eine Chiffre und 
ein Code.“ 

Die Texte der ISF zeugen vom 
Bewusstsein über die Grenzen von 
Aufklärung. Zugleich geben sie sich 
Mühe, eine Kritik zu favorisieren, die 
auf die Sache zielt, nicht vorrangig auf 
das Individuum, auch wenn die Eigen- 
heiten des Individuums keine Ent- 
schuldigung für die von ihm vertrete- 
ne Sache sein können: „Nach der Seite 
der Gesellschaft hin betrachtet sind 
Antisemitismus und Antizionismus 
ideologiekritisch nur zu brechen und 
praktisch nur zu kritisieren, wenn der 
gesellschaftliche Gehalt der antisemi- 
tisch-antizionistischen Agitation 
nicht subjektivistisch reduziert und 


durch die ‚gute Absicht‘ entschuldigt 
oder relativiert wird. Nur den Einzel- 
nen gegenüber kann - privat - ange- 
nommen werden, dass nicht das ge- 
meint wurde, was zum Ausdruck 
kam, mag es auch widerlich genug 
sein; dem Agitator dagegen muss, als 
öffentlicher Person, das Gesagte als 
wirklich Gemeintes auf den Kopf zu- 
gesagt werden.“ 

In den siebziger, achtziger und 
frühen neunziger Jahren hatte der 
Antizionismus in der BRD eine dreifa- 
che Funktion: „Erstens war er die ob- 
‚Jektive Agentur des Antisemitismus im 
Lager der Linken, einer Linken, die 
eben dadurch (...) ihre Zugehörigkeit 
zum nationalen Kollektiv demon- 
strierte. (...) Zweitens war der Antizio- 
nismus die Repräsentanz des durch 
die Sowjetunion (...) dargestellten 
Hegemonialanspruchs des Marxis- 
mus-Leninismus über die Linke. (...) 
Im Antizionismus gestand die Linke 
ihre fundamentale Unfähigkeit zur 
Kritik der traditionellen Arbeiterbe- 
wegung wie zur Kritik der Vergesell- 
schaftungsweise sowjetischen Typs 
ein. Und drittens erlaubte der Antizio- 
nismus, unterm Vorwand internatio- 
nalistischen Engagements, die Wie- 
deraneignung der Idiotie von Volk, 
Vaterland und Muttersprache. Volk, 
der Inbegriff der Konterrevolution, 
Volk, die antiemanzipatorische Kate- 
gorie schlechthin und also der Gegen- 
begriff zu Gesellschaft (...) stieg auf 
zur zentralen Kategorie des Inter- 
nationalismus.“ 

Im heutigen Deutschland von 
Schröder und Fischer hat sich diese 
dreifache Funktion weitgehend erü- 
brigt: „Die antizionistische Linke hat 
sich erledigt, ihr Auftrag - mit Hilfe 
des Antizionismus die deutsch-völki- 
sche Kontinuität zu wahren und die 
Nation zu entschulden - ist erfüllt. 
(...) Da die ehemals antizionistische 
Linke nun ihr nationales Projekt 
Deutschland hat, kann sie ihre Identi- 
fikation mit den unterdrückten Völ- 
kern aufgeben und sich anschicken, 
die ‚Diktatoren‘ und ‚unbelehrbaren 
Nationalisten‘ dieser Welt unmittel- 
bar, mit der geballten Macht des 
„Modells Deutschland‘ im Rücken, zur 


Räson zu bringen.“ Es deutet sich be- 
reits jetzt an, dass in Zukunft auch is- 
raelische Politiker und Politikerinnen 
zu jenen „unbelehrbaren Nationalis- 
ten“ gerechnet werden, die nur noch 
durch deutsche „Friedenstruppen“ auf 
den rechten Weg zurückgeführt wer- 
den können. 

In Österreich verhält sich alles 
etwas anders. Zum einen ist man der 
Entwicklung hin zum zivilgesellschaft- 
lichen Menschenrechtsfanatismus mal 
wieder ein wenig hinterher, was sich 
aber durch eine gar nicht so unwahr- 
scheinliche zukünftige rot-grüne Ko- 
alition in rasantem Tempo ändern 
könnte. Zum anderen ist die Kons- 
tellation in Österreich tatsächlich eine 
andere, wenn auch wohl nur eine ver- 
schobene. Dort arbeiten oppositionel- 
le antiimperialistische Volksfreunde 
von links sowie an der Regierung be- 
teiligte irakbegeisterte und Gaddafi 
hofierende postfaschistische Radikal- 
demokraten von der FPÖ von verschie- 
denen Seiten an der Transformation 
des sowohl im linken wie im rechten 
Flügel der demokratischen Volksge- 
meinschaft latent vorhandenen Antise- 
mitismus hin zu einem zur Tat schrei- 
tenden. 


Gefühl statt Kritik 


Die ISF und andere Kritiker und 
Kritikerinnen aus dem Spektrum der 
antideutschen und antinationalen Lin- 
ken sahen sich Anfang der neunziger 
Jahre mit ihren Polemiken gegen den 
linken Antisemitismus noch einer wild 
um sich schlagenden Abwehrfront ge- 
genüber. Inzwischen ist die Beschäfti- 
gung mit Antisemitismus in der Linken 
in weiteren Kreisen zu einer Selbst- 
verständlichkeit geworden. Sie ist of- 
fenbar sogar dermaßen selbstverständ- 
lich, dass sie ohne großes Nachdenken 
auskommt. Das Buch „Wir sind die 
Guten“ dokumentiert, wie die Kritik 
des Antisemitismus, die sich zunächst 
einen Begriff von ihrem Gegenstand 
zu machen hätte (was nicht mit der in- 
zwischen in Teilen der Linken chic ge- 
wordenen pseudokritischen Attitüde 
zu verwechseln ist, anstatt von Antise- 
mitismus von „Antisemitismen“ zu 
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sprechen), durch einen gefühlvollen 
Sumpf aus Befindlichkeit, Selbstmit- 
leid und Verdruckstheit ersetzt wer- 
den kann. Dem Herausgeber und der 
Herausgeberin, die sich die radikale 
Linke zu einem an ein nationales Kol- 
lektiv erinnerndes „wir“ konstruieren, 
scheint es nicht mehr um eine Über- 
windung des Antisemitismus zu 
gehen, sondern um ein besseres Aus- 
kommen mit ihm: „Unser Antisemitis- 
mus ist nicht schlimmer oder harmlo- 
ser als der anderer gesellschaftlicher 
Gruppen, wir sollten uns mit unserem 
Antisemitismus jedoch besser ausken- 
nen.“ Einen anderen Satz in der Einlei- 
tung des Buches muss man erst drei- 
mal lesen, bevor man glaubt, dass er 
wirklich dort steht. Es geht dem He- 
rausgeber und der Herausgeberin dar- 
um, den „Antisemitismus in den eige- 
nen Kreisen zu enttabuisieren“. Und 
so berichtet dann auch der Beitrag von 
Willi Bischof von „Entdeckungen und 
Erfahrungen bei dem Versuch“, eben 
jenen Tabubruch, für den ansonsten 
ganz andere Figuren zuständig sind, in 
die Tat umzusetzen. Mag sein, dass es 
sich hierbei nur um unglückliche For- 
mulierungen handelt. Aber auch als 
solche verraten sie den Willen, sich 
über Antisemitismus bloß keinen 
ernsthaften Gedanken zu machen. 

In den meisten Beiträgen des 
Bandes, der allein dadurch, dass sich 
in ihm beispielsweise auch ein halb- 
wegs brauchbarer Text zur autono- 
men Antifa in der BRD findet, nicht 
besser wird, ist man mit persönlichem 
Geschwätz zu Antifaaktionen, mit pri- 
vaten Details zur Kinderbetreuung in 
autonomen Zusammenhängen und al- 
lerlei anderem langweiligem Zeug 
konfrontiert, das zum Verständnis des 
Antisemitismus rein gar nichts bei- 
trägt, aber eindrucksvoll das Elend der 
unter Autonomen nach wie vor so be- 
liebten Politik in der ersten Person il- 
lustriert. So begrüßenswert es auch ist, 
dass sich Personen aus der autonomen 
Familie des Themas annehmen und 
versuchen, dadurch eine breitere De- 
batte anzuregen — das Ergebnis ist ein- 
fach ein schlechtes Buch. 

Der Verlag freut sich inzwischen 
über zahlreiche positive Rezensionen 
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seiner Publikation. Offenbar bedient 
sie ein Bedürfnis nach einer Auseinan- 
dersetzung mit linkem Antisemitis- 
mus, die eher auf eine Art alternative 
Vergangenheitsbewältigung inklusive 
Generationengespräch hinausläuft, 
anstatt dem Antisemitismus in der 
Linken mittels Ideologiekritik jegliche 
Grundlage zu entziehen. 

Wie notwendig solch eine Ideo- 
logiekritik wäre, zeigen die gespreiz- 
ten Äußerungen der Linken zur mo- 
mentanen Lage in Israel. Gerade die 
neuerliche Eskalation des Konfliktes in 
Israel und die Reaktionen der Linken 
darauf haben gezeigt, dass die Aus- 
einandersetzung mit Antisemitismus 
in der Linken zwar einige der schlimm- 
sten Auswüchse beispielsweise linker 
Volkstümelei oder Blut- und Boden- 
Romantik weitgehend zum Verschwin- 


den hat bringen können, dass man 
aber dennoch keineswegs gewillt ist, 
Konsequenzen aus dem zumindest 
halb Erkannten zu ziehen. Dass man 
das Existenzrecht des Staates der 
Shoah-Überlebenden nicht in Frage 
stellen kann, haben die meisten Lin- 
ken mittlerweile gelernt. In der Regel 
ist das Bekenntnis dazu aber ein reines 
Lippenbekenntnis, da allzu oft gleich- 
zeitig aberwitzige Forderungen an die 
israelische Regierung gestellt werden, 
die, würden sie erfüllt werden, eben 
gerade die Existenz Israels gefährden 
würden. 


Stephan Grigat 


Margit Reiter: Unter Antisemitismus-Verdacht. 
Die österreichische Linke und Israel nach der 
Shoah. Studien-Verlag, Innsbruck 2001, 515 
Seiten, 84,- DM 
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DES ÜBERWACHUNGSSTAATS 


Im Gegensatz zu Israel oder den 
USA ist in den europäischen Län- 
dern und in Deutschland „Terro- 
rismusbekämpfung“ nicht Ziel, 
sondern zuallererst Vorwand. Die 
in die deutschen „Antiterror-Pa- 
kete“ eingeschnürten Maßnahmen 
stammen zum größten Teil von 
den Wunschzetteln der Behörden 
aus vergangenen Jahren. Kaum ei- 
ne von ihnen ist wirklich zur 
Abwehr terroristischer Anschläge 
geeignet. Fast schon albern wirkt 
etwa das Beispiel Frankreichs, wo 
im mit Eiltempo beschlossenen 
Anti-Terrorgesetz auch die schär- 
‚fere Verfolgung illegaler Techno- 
parties enthalten ist. 


Mit dem Antiterror-Paket II, das 
am 21.Dezember 2001 den deutschen 
Bundesrat passierte und am 1.Januar 
2002 in Kraft getreten ist, wurden die 
Befugnisse für eine staatliche Überwa- 


chung erheblich ausgeweitet. Eine öf- 
fentliche Diskussion der Sicherheits- 
pakete war nicht erwünscht, die Geset- 
zesvorlagen waren z.B. lange Zeit auch 
für JournalistInnen nicht zugänglich. 
Aber auch mit den vorhandenen Infor- 
mationen wurde nur sehr oberfläch- 
lich berichtet, was hinter den Antiter- 
ror-Paketen steht. 

Betroffen von den neuen Rege- 
lungen sind in erster Linie und am här- 
testen Flüchtlinge und Asylbewerber- 
Innen. Von Asylsuchenden wird eine 
Sprachanalyse angefertigt, „identitäts- 
sichernde“ Maßnahmen werden über 
zehn Jahre gespeichert. Polizeibehör- 
den und Geheimdienste haben Zugriff 
auf die Daten aus dem zentralen Re- 
gister, das zu einer Visa-Entschei- 
dungsdatei ausgebaut wird. Für Aus- 
reise und Aufenthalt gelten künftig 
schärfere Bestimmungen. Verbots- 
gründe für ausländische Vereine wer- 
den ausgeweitet. 
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Initiative Sozialistisches Forum: Furchtbare 
Antisemiten, ehrbare Antizionisten. Über Israel 
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Stephan Grigat gehört in Wien zu der Gruppe 
„Cafe Critique“, die sich auf Grund unüber- 
brückbarer Gegensätze in der Einschätzung 
von Nationalsozialismus und Antisemitismus, 
von Nation, Krise und postfaschistischer 
Gesellschaft, von Israel und dem Massenmord 
im World Trade Center vom „Kritischen Kreis“, 
in dem bis vor kurzem unterschiedliche 
Richtungen einer an Marx und der Kritischen 
Theorie orientierten wertkritischen und anti- 
nationalen Gesellschaftskritik vereinigt waren, 
abgespalten hat. 


Kontakt:cafe.critique@gmzx.net 


Das BKA und der VS erhalten 
zudem mehr Befugnisse. So darf das 
BKA künftig auch in Fällen von „Daten- 
netzkriminalität“ ermitteln und kann 
unter bestimmten Umständen bereits 
tätig werden, ohne dass überhaupt 
eine Straftat vorliegt. Auch die 
Landesämter für VS haben nun die 
Möglichkeit, Kundendaten bei Kredit- 
instituten, Post- und Kommunika- 
tionsdienstleistern und Luftverkehrs- 
unternehmen abzufragen. Die 
Kennung und der Standort eines Han- 
dys dürfen jetzt rechtlich abgesichert 
mit dem umstrittenen IMSI-Catcher er- 
mittelt werden. Und ein Bundesgesetz 
soll irgendwann die zusätzlichen bio- 
metrischen Merkmale regeln, die in 
Pässe und Ausweise auch in verschlüs- 
selter Form aufgenommen werden 
können. 


Apparat und andere Akteure. 


Die aktivste Rolle bei der Ver- 
schärfung der aktuellen Sicherheits- 
lage spielen staatliche Institutionen, 


vor allem das Innenministerium. Die 
seit Dezember Gesetz gewordenen Än- 
derungen stammen zum größten Teil 
aus den Schubladen polizeistaatlicher 
Institutionen. Ihnen zugrunde liegt 
der Irrglaube von der Möglichkeit ab- 
soluter Kontrolle über alle Bereiche 
der Gesellschaft, die — in welcher 
Form auch immer — von Interesse für 
die Polizei- und Geheimdienstarbeit 
sein könnten. 

Dieser Wille zur Kontrolle von 
Seiten staatlicher Institutionen, der 
durchaus einen im eigentlichen Sinne 
totalen Anspruch hat, ist dabei auch 
völkisch-rassistisch geprägt: Im Visier 
stehen primär Menschen, die quasi 
per Blutsrecht, weil über ihre „Her- 
kunft“ und die ihrer Eltern, als Auslän- 
derInnen definiert werden, egal ob 
mit oder ohne Aufenthaltserlaubnis, 
Greencard oder Pass. Die Aktivität der 
Behörden beschränkt sich aber durch- 
aus nicht nur auf die völkische 
Komponente. Bei der nach dem 11. 
September eingesetzten Rasterfahn- 
dung wurden in einigen Bundeslän- 
dern die Daten nicht nur muslimischer 
Studenten aus bestimmten Ländern, 
sondern die aller Studenten eines ge- 
wissen Alters zur Auswertung angefor- 
dert. 

Aus dem Kontrollanspruch er- 
geben sich mehrere Ziele staatlicher 
Institutionen: Es sollen umfassend 
Personendaten aller EinwohnerInnen 
und aller ins Land Kommenden (am 
liebsten bis zum genetischen Fingerab- 
druck) sowie alle relevanten Kommu- 
nikationsdaten erfasst werden. Weite 
Bereiche öffentlicher und privater 
Räume sollen darüber hinaus unter 
permanente Überwachung gestellt 
werden, um Kontrollmechanismen zu 
etablieren, die jede Form von staatli- 
chen Interessen eventuell abträglichen 
Aktivitäten z.B. durch soziale Nor- 
mierung bereits im Vorfeld verhindern 
können. Bei all diesen Tätigkeiten 
wünschen die Sicherheitsorgane, sich 
nicht nur möglichst eng mit den 
Kolleginnen in den anderen EU-Län- 
dern zu vernetzen, sondern wollen da- 
bei idealerweise überhaupt nicht mehr 
durch lästige juristische oder parla- 
mentarische Hemmnisse behindert 


werden. Kurzum: Der Apparat be- 
kommt im Moment wirkungsmächtige 
Instrumente in die Hand. 

Wenn an der Spitze des Innen- 
ministeriums mit Otto Schily nun ein 
Ex-Grüner, ehemaliger RAF-Anwalt 
und Sozialdemokrat steht, heißt das 
erstmal gar nichts. Denn erstens wäre 
es mit einem bisschen Kenntnis in 
Zeitgeschichte unsinnig, sich von der 
deutschen Sozialdemokratie eine we- 
niger heftige Verteidigung des „star- 
ken Staats“ zu erhoffen als von ande- 
ren Volksparteien. Und zweitens spielt 
es eine weniger als marginale Rolle, 
welche Person den Posten des 
Innenministers bekleidet. Personali- 
sierte Schuldzuweisungen haben also 
auch bei den hier behandelten Prozes- 
sen keinen Sinn. 

Wie jeder Apparat, der mit dem 
Mittel exekutiver Macht ausgestattet 


top story 


ist, ist auch der bundesdeutsche Poli- 
zei- und Geheimdienstapparat immer 
auf die Erweiterung seiner Eingriffs- 
möglichkeiten aus. Das liegt in der 
Eigendynamik derartiger Institutio- 
nen. Doch es existiert dafür momen- 
tan auch Unterstützung aus dem 
gesamten staatstragenden Politikbe- 
reich. Dazu zählen letztlich, wie die 
Abstimmung über die Terrorpakete im 
Bundestag vergangenen Dezember ge- 
zeigt hat, alle parlamentarischen Par- 
teien, auch wenn sich in ihren Reihen 
noch einige vereinzelte KritikerInnen 
aufhalten (dürfen). Mit Ausnahme der 
PDS, die aus der Opposition heraus 
durchaus (noch), aber verhältnismä- 
Big konsequenzenlos Kritik üben kann. 

Neben der Erfüllung der Be- 
dürfnisse des Polizeiapparats geht es 
dabei offensichtlich vielen AkteurIn- 
nen der Partei-Politik immer noch dar- 


Die EU-Inneminister: 
Rauchen gefährdet ihre Freiheit 


enemy country 


um, die völkisch-nationalstaatliche 
Identität gegenüber der Zuwanderung 
und schwindenden nationalen Gren- 
zen zu behaupten. Dazu wird das ur- 
alte Bild des prinzipiell verdächtigen 
Fremden zementiert und nach der or- 
ganisierten Kriminalität und den 
Kampfhunden ein weiteres Mal das 
Gefühl von Unsicherheit verbreitet. 
Dabei spielt es keine Rolle, auf welche 
Weise MigrantInnen ausgegrenzt 
gehalten werden sollen: Ganz kapita- 
listisch als Gastarbeiterin mit Rückflug- 
ticket oder Multi-Kulti als netter Im- 
bissbudenbetreiber. Und es spielt 
auch keine Rolle, ob kontingentiert 
ein paar zehntausend Hochqualifizier- 
te ins Land geholt werden sollen. Die 
Hauptsache bleibt, sie sind alle gründ- 
lich erfasst und unter Kontrolle. Und 
vor allem soll die darüber hinausge- 
hende Zuwanderung streng kontrol- 
liert werden. Mit den jetzt verabschie- 
deten Verschärfungen ist es einfacher, 
Leute gar nicht erst einreisen zu las- 
sen, etwa durch Visa-Verweigerung, 
und es ist ebenfalls einfacher, ihnen 
den Aufenthalt in Deutschland unter 
Berufung auf Terrorismusgefährdung 
zu verweigern bzw. sie auszuweisen. 

Auch bei den staatsnahen Polit- 
akteuren gibt es neben den Ausländer- 
Innen natürlich noch andere Feindbil- 
der. Und so kommt es nur zu recht, im 
Rahmen der vermeintlichen Terrorbe- 
kämpfung die einen oder anderen in- 
dividuellen Freiheiten grundsätzlich 
abzubauen. Denn schließlich erhält 
man damit unschätzbare Instrumente 
zut Kaltstellung jeglicher Systemoppo- 
sition. 

Eine etwas schwankende Rolle 
nimmt die Wirtschaft ein. Einerseits 
hat sie massiven Anteil an der Verbrei- 
tung und Normalisierung von Über- 
wachung und Kontrolle, andererseits 
sollen die staatlichen Maßnahmen in 
diesem Bereich ihre Interessen nicht 
beeinträchtigen. So ist es der privaten 
Wirtschaft zuzuschreiben, dass Über- 
wachungskameras zum Alltag der 
Menschen zu gehören scheinen, dass 
am Arbeitsplatz größtenteils minutiö- 
se Kontrolle der Angestellten herrscht, 
dass Unmengen an Daten über Men- 
schen angehäuft werden, um Kunden- 


profile erstellen und verkaufen zu 
können und dass viele „Big Brother“ 
nicht mehr mit der Schreckensvision 
der totalen Kontrolle, sondern mit 
einer Daily Soap verbinden. Aber es 
ist auch dem Einspruch der Wirt- 
schaft zu verdanken, dass starke 
Kryptographie in den meisten Län- 
dern heute nicht verboten ist oder 
dieses Verbot wieder aufgehoben 
wurde, dass — entgegen dem völ- 
kisch kodierten Protest — Zuwande- 
rung nach Deutschland, wenn auch 
selektierte, in Form von Greencards 
unterstützt wird oder dass lange um 
die Telekommunikationsüberwa- 
chungsverordnung gestritten werden 
musste, da die Provider nicht die Mil- 
lionenkosten der Überwachungstech- 
nik tragen wollten. 

Falsche Hoffnungen auf das 
Protestpotential der Wirtschaft 
braucht sich allerdings niemand zu 
machen. Beide Seiten wissen um ihre 
gegenseitige Abhängigkeit, und in 
Gremien wie dem ETSI funktioniert 
die Zusammenarbeit wunderbar. Das 
ETSInstitute erarbeitete einen euro- 
päischen Standard für Telekommuni- 
kations-Überwachung. Abgesehen da- 
von kann und müssen sich staatliche 
Institutionen auf die Vorarbeit privater 
Firmen verlassen. Sie betreiben die 
Abschiebeknäste, entwickeln die Über- 
wachungskameras und Gesichtserken- 
nungssoftware, und sie stellen mit ih- 
ren unzähligen, dezentral verwalteten 
Datenpools aus allen Lebensbereichen 
eine ideale Informationsquelle dar. 


Grenzenlos überwachen: 
Die europäische Ebene 


2001 sind verschiedene Rege- 
lungen auf europäischer Ebene durch 
die Entscheidungsgremien der EU ge- 
gangen. Dabei üben sich die einzelnen 
Staaten immer wieder in dem Trick, 
sich erst auf europäischer Ebene auf 
neue Regelungen zu einigen, um dann 
unter Verweis auf die EU-,„Vorgabe“ 
angeblich gezwungenermaßen natio- 
nale Gesetze erlassen zu müssen. 

Exemplarische Fälle sind die 
ENFOPOL-Vorlagen der Arbeitsgruppe 
„Polizeiliche Zusammenarbeit“ des 
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Rates der Innen- und Justizminister, 
die eine lückenlose Überwachung al- 
ler Arten von Telekommunikation er- 
möglichen sollen, die im Herbst ver- 
abschiedete Cybercrime-Convention 
oder die Ausweitung der Europol-Be- 
fugnisse. Für ausführlichere Beschrei- 
bungen verweisen wir auf unsere und 
andere Webseiten. 

Mit der CyberCrimeConvention 
wurde sich auf eine Reihe von strafba- 
ren computerbezogenen Verbrechen 
geeinigt. Darin wird die Kommunika- 
tionsüberwachung auf internationaler 
Ebene geregelt und der Datenaus- 
tausch sowie die engere Zusammenar- 
beit bei der Verfolgung festgeschrieben. 

Eine Einigung innerhalb der EU 
fand auch betreffs der weiteren Spei- 
cherung von Informationen zur Iden- 
tifikation potentieller Randalierer bei 
Großveranstaltungen wie in Genua 
und das Aussprechen von Reiseverbo- 
ten statt. Wichtigen Einfluss wird 
ebenso die von der EU erheblich aus- 
gedehnte Definition von Terrorismus 
haben. 

Schon diese kleine Auswahl 
zeigt, wie aus einem fast undurchsich- 
tigen Netz von Gesetzen, sowohl na- 
tional als auch international, Tatsa- 
chen geschaffen werden, von denen 
die meisten Menschen nichts wissen 
und die politische Handlungsmöglich- 
keiten weiter einschränken werden. 
Einen Vorgeschmack gaben die Ausrei- 
severbote für politisch Aktive im ver- 
gangenen Sommer wegen solcher 
„Verbrechen“ wie dem, bei einer De- 
monstration in Gewahrsam genom- 
men worden zu sein. Seit Dezember 
kann es EU-weit als Terrorismus ver- 


folgt werden, eine leere Straßenbahn 
umzuwerfen oder eine Kreuzung zu 
blockieren. Sofern es sich dabei nicht 
um gewerkschaftliche oder globalisie- 
rungskritische Aktionen handelt, diese 
beiden Ausnahmen wurden in zwei 
Zusatzartikel zur neuen Terrorismus- 
definition aufgenommen. 

Und das Internet, als freie Kom- 
munikationsmöglichkeit gedacht, wird 
somit etwa zum Fangnetz für alle mög- 
lichen Arten von Informationen für so 
viele mögliche Behörden und Dienste, 
dass der Umgang sowohl mit persön- 
lichen als auch politischen Informatio- 
nen immer unter diesem Blickwinkel 
betrachtet werden muss — einer sich 
vernetzenden omnipräsenten Sicher- 
heitspolitik. 


Kritikpotential und: 
Was bleibt zu tun? 


Momentan können die Kritiker- 
Innen der Antiterror-Pakete an einer 
Hand abgezählt werden. Es sind dies 
z.B. DatenschützerInnen, JuristInnen, 
KünstlerInnen und BürgerrechtlerIn- 
nen. Hauptargument ist hier oft das 
mangelnde Demokratieverständnis 
und der Trend zum totalen Staat. Da- 
rüber hinaus gibt es noch Cyber- 
aktivistInnen, die im Besonderen die 
Überwachung und Einschränkung der 
freien Meinungsäußerung im Internet 
kritisieren. Allen gemeinsam ist, dass 
sie entweder selbst in bzw. als Protest- 
bewegungen tätig sind oder als solche 
wahrgenommen werden oder aber als 
Minoritäten nicht den gesellschaftli- 
chen Mainstream repräsentieren. 

Kritik gab es selbst systemimma- 
nent, wenn die meisten „Sicherheits- 
experten“, die im Innenausschuss des 
Bundestags zum Antiterror-Paket II an- 
gehört wurden, sich einig waren, dass 
das Gesetz nicht zur Terrorismusbe- 
kämpfung tauge, sondern dass es an- 
gepasstes, unkritisches Verhalten för- 
dere und in weiten Teilen nicht mit 
dem Geist des Grundgesetzes verein- 
bar sei. 

Eine Kritik an dem sicherheits- 
politischen Konzept kann und darf 
sich natürlich nicht auf Demokratie 
und die Anrufung des Rechtsstaates 


beschränken, sondern muss sich ei- 
nerseits auf die kapitalistische Verwer- 
tungslogik, die auch die Verwertung 
von Informationen einschließt, ande- 
rerseits aber auch auf die gesellschaft- 
liche Realität („Wer nichts zu verber- 
gen hat, den braucht die Kamera nicht 
zu stören...“) beziehen. Die Mehrheit 
der Bevölkerung ist eben nicht für die- 
ses Thema mobilisierbar. Und mit dem 
Ruf nach einem starken Staat lassen 
sich auch heute prima Wahlen gewin- 
nen. Eine politische Intervention ist 
hier geboten, da der gesamte politi- 
sche Widerstand betroffen ist. Aber 
auch in der Linken stößt das Thema 
Überwachung nach wie vor auf ziem- 
lich mäßiges Interesse. 

Was ist zu tun? Erst einmal muss 
mensch wissen, wie die Kontroll- und 
Überwachungstechniken eingesetzt 
werden. Möglichkeiten wie Kryptogra- 
phie müssen stärker genutzt werden — 
zumindest sollte mensch sich nach 
Möglichkeit mit der Verschlüsselung 
oder der Anonymisierung beim Sur- 
fen im Internet beschäftigen. Und es 
gibt auch in diesem Bereich Optionen, 
bestimmte für die Überwachung oder 
zum Datensammeln eingesetzte Tech- 
niken sich selbst zu nutze zu machen. 

Natürlich: Das Handeln sollte 
nicht nur technisch orientiert sein. 
Viel wichtiger ist, dass in die Überwa- 
chungsgesellschaft eingegriffen wird. 
Mit der Angst und dem Ruf nach mehr 
Sicherheit war es für den Staat ein 
Leichtes, seine Überwachungsgesetze 
beinahe kritiklos durchzubringen. So- 
gar in der Linken lassen sich die Leute 
meist erst dann mobilisieren, wenn sie 
selbst zu den Betroffenen gehören, ih- 
nen etwa eine Kamera vor die Haustür 
gebaut wird oder sie zur Speichelab- 
gabe aufgefordert werden. Es könnte 
also eine Option sein, für mehr wahr- 
genommenes Betroffen-Sein im Sinne 
von Gemeint-Sein zu sorgen, und das 
nicht nur in den eigenen Reihen. 

Der sich selbst fütternde Un- 
sicherheitsdiskurs (4 la: Sicherheitsge- 
fühl braucht mehr Polizei — erhöhte 
Polizeipräsenz zeigt, dass „Verbre- 
cher“ da sein müssen = Unsicher- 
heitsgefühl) gehört in diesem Zusam- 
menhang ebenso angegriffen wie die 


enemy country 


national(staatlich)e Identität. Der Pro- 
zentsatz an Leuten, die eine grundsätz- 
lich ablehnende Haltung gegenüber 
staatlicher Autorität einnehmen, muss 
wieder zu- statt abnehmen. 


Als im Jahr 2000 die Leipziger 
Kampagne gegen Überwachungswahn 
ihren Höhepunkt hatte, wurde die 
Analyse der Überwachungsgesellschaft 
gegenüber dem Begriff des Überwa- 
chungsstaates stark gemacht. Es war 
höchste Zeit, den Tunnelblick über die 
staatlichen Überwachungsorgane hin- 
aus auf die gesamte Gesellschaft zu 
erweitern, nur so konnten die Ent- 
wicklungen verstanden werden (Vgl. 
unsere Texte aus dieser Zeit auf der 
Website). Im vergangenen Herbst hat 
nun der Akteur Kontroll- und Über- 
wachungsstaat fette Bonuspunkte ge- 
sammelt und seine Position in der 
Gesellschaft deutlich verstärkt. Doch 
es bleibt dabei: Man muss weiterhin 
von einer Überwachungsgesellschaft 
reden. 

Denn Überwachung und Kon- 
trolle stehen zwar im Zusammenhang 
mit dem Nationalstaat: Ihre selbstver- 
ständliche Präsenz im Alltag sorgt für 
die Disziplin und Autoritätshörigkeit, 
auf die dieser angewiesen ist. Im Ge- 
genzug liefert er die Rechtfertigungen 
für Überwachung und Kontrolle — 
Konstanz nationaler Identität und 
Integrität des Staates als Sicherheits- 
garant. Überwachung und Kontrolle 
stehen jedoch auch in Zusammenhang 
mit der kapitalistischen Vergesell- 
schaftung. Von allen Mitgliedern des 
Systems wird korrektes Funktionieren 
innerhalb der Verwertung erwartet — 
eine nötige Grundvoraussetzung für 
dessen Weiterexistenz. Und da die 
Rechtfertigungsmechanismen auf der 
Ebene von Überzeugung und Identität 
dafür nicht ausreichen, sind Überwa- 
chung und Kontrolle nötig, für dieses 
Funktionieren zu sorgen. Wer nicht 
freiwillig lohnarbeiten oder konsumie- 
ren will, muss halt Grünflächen pfle- 
gen, respektive die geheizte Shopping- 
Mall verlassen. 

AG Öffentliche Räume 
beim Bündnis gegen Rechts Leipzig 
[www.nadir.org/camera] 
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liegen. Vielmehr muss es darum ge- 


FILLTERS 
Die EU-Inneminister: 
Rauchen verursacht mehr 


Seit der Wiedervereinigung und 
dem Ende der Blockkonfrontation 
steht die Linke nicht nur in 
Deutschland recht hilflos vor der 
eigenen Marginalisierung. Spätes- 
tens mit den politischen Folgen des 
11. September wird aber schon die 
Darstellung der Verhältnisse zu ei- 
nem massiven Problem: Angesichts 
heftiger rassistischer Verschärfun- 
gen im Rahmen der „Inneren 
Sicherheit“, weltweiter Kriegsein- 
sätze und Phänomenen d la Ber- 
lusconi/Haider vor der Haustür 
fallen sachbezogene Mobilisierun- 
gen zu Themen wie Rassismus, 
Krieg oder Faschismus unter dem 
Motto „Es wird immer schlimmer“ 
der Verharmlosung zum Opfer. 


Das Problem scheint wesentlich 
darin zu bestehen, dass eine angemes- 


sene wie übergreifende Beschrei- 
bung deutscher Verhältnisse vor ei- 
nem Begriff steht, vor dem (noch) 
zurecht zurückgeschreckt wird: 
Faschismus. Dennoch ist eine Verän- 
derung des „Systems“ derzeit nicht 
anders vorstellbar, Kommunismus 
steht jedenfalls nicht an. Um der 
Entwicklung der BRD seit ’89, rot- 
grün und dem 11. September ge- 
recht zu werden ist es aber zwingend 
notwendig, eine qualitative Verände- 
rung deutlich zu machen. 

Hier soll nun auch keine neue 
Faschisierungsthese aufgemacht 
werden, sondern, sozusagen mit 
Blick auf Österreich, der Begriff Post- 
faschismus in den Blickwinkel rü- 
cken. Dieser bezeichnet historisch 
nicht ein Staatssystem, sondern eine 
gesellschaftliche Kontinuität, in der 
BRD das Fortleben von Nazis und ent- 
sprechenden Strukturen in der Nach- 
kriegszeit. Vom Nationalsozialismus ist 
hier zwar sauber zu trennen, von sei- 
nen Nachwirkungen muss aber ge- 
sprochen werden. 

Es geht sozusagen darum, Fa- 
schismus als gesellschaftliche und 
durchaus relevante Strömung in der 
bürgerlich-demokratischen Gesell- 
schaft nachzuweisen, und zwar jen- 
seits der Nazis und gerade im „Main- 
stream“. Anders gesagt, es geht um 
Tendenzen, die allerdings seit der Wie- 
dervereinigung Deutschlands bestän- 
dig zunehmende Wirkungsmächtig- 
keit erlangen. Gefasst werden sollen 
diese Tendenzen, wie gesagt, als Post- 
faschismus. Dabei soll der Blick weni- 
ger auf Personen wie etwa den ge- 
nannten Berlusconi oder Haider 
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hen, die Entwicklungen innerhalb der 
Politik, die durch besagte Personen 
repräsentiert werden, vor einem analy- 
tischen Hintergrund einteilbar zu 
machen. Denn dass besagte Entwick- 
lungen sich durchaus auch in Deutsch- 
land wiederfinden, ist sicher. 

Im folgenden soll versucht wer- 
den, den entsprechenden Hinter- 
grund materialistisch zu fassen, in der 
Hoffnung, in einer angemessenen Dar- 
stellung der politisch-ideologischen 
Verfasstheit der derzeitigen Verhält- 
nisse als Angriffspunkt für eine Antifa- 
bewegung münden zu können. 


Wir sind wieder Wer - 
Wer ist wieder was? 


Das „neue Selbstbewusstsein“ 
des Staates BRD muss nicht erst nach- 
gewiesen werden, es schallt einem von 
allen Ecken und Enden entgegen. Es 
in Kategorien zu fassen ist ungleich 
notwendiger angesichts einer Linken, 
die beständig vor neue Phänomene 
des erwachenden Deutschlands ge- 
stellt wird — zum Beispiel Kampfein- 
sätze der Bundeswehr — und an der 
Sache selbst höchstens den Anstands- 
wauwau machen kann, der die Grü- 
nen wieder vor eine neue Zerreißpro- 
be stellt. 

Tatsächlich hat Schröder guten 
Grund, seiner Regierung eine völlig 
neue Grundlage zu attestieren. In 
Politik und Ökonomie hat sich einiges 
getan. Mit dem Ende der Blockkon- 
frontation wurde, erstmals nach dem 
zweiten Weltkrieg, endlich wieder die 
politische Zurichtung eines eigenen 
wirtschaftlichen Hinterhofes im Ost- 
block möglich. Das Projekt wurde 
schon von der Regierung Kohl mit 
Vehemenz betrieben, insbesondere 
mit der Aufspaltung Jugoslawiens, 
kam aber erst unter Rot-Grün so rich- 


tig in Fahrt. Zum einen wurde die 
Militärische Fortsetzung der eigenen 
Außenpolitik im Inneren überhaupt 
erst durchgesetzt. Zum anderen wur- 
de mit der Teilnahme an der Anti- 
Terror Allianz der Spielraum für diese 
Art des deutschen Engagements po- 
tentiell auf Weltniveau befördert. 

Die Bedeutung, die das für den 
deutschen politisch-ökonomischen 
Rahmen hat, kann kaum überschätzt 
werden. Die exportorientierte deut- 
sche Wirtschaft hatte der BRD schon 
lange den Rufals „political Dwarf, eco- 
nomical Giant“ beschert. Und sie 
krankte beständig an der mangelnden 
politischen Interessensicherung als 
„deutsches“ Kapital, insbesondere ge- 
genüber dem „amerikanischen“, das 
die sogenannte Globalisierung we- 
sentlich stärker prägte. 

Mit der hegemonialen Stellung 
in der EU sind die europäischen 
Konkurrenten im internationalen 
Wettbewerb der Staaten ausreichend 
eingegliedert, und es kann davon aus- 
gegangen werden, dass die herkömm- 
lichen Methoden von Wirtschaftspoli- 
tik als Interessenvertretung eines 
deutschen Kapitals (Diplomatie, Wäh- 
rungspolitik...) wettbewerbsfähig und 
somit ausgereizt sind. Die kommende 
Wirtschaftspolitik wird sich daran mes- 
sen, inwieweit sie zur politisch-mi- 
litärischen Präkonditionierung mehr 
oder weniger ferner Regionen nach 
Vorbild der USA in der Lage ist. Erst 
der entsprechende Nachweis kann 
auch zu neuer Geltung im Rahmen in- 
ternationalerer Organisationen wie 
IWF oder NATO führen. Bis dahin sind 
es noch ein paar Schritte. 


Eine Nation mit Kapital! 


Ein Effekt lässt sich jedoch jetzt 
schon absehen, nämlich die wachsen- 
de Bedeutung des Staates. Abgesehen 
von etwa Ansehen oder Geltung ist ein 
wichtiger Punkt das sich ankündigen- 
de Wachsen des Staatskonsums, ins- 
besondere durch das Militär. Dies ist 
deshalb entscheidend, weil die ent- 
sprechenden Mehrausgaben des Staa- 
tes großteils eine Verwertungsgarantie 
für „treues“, soll heißen: deutsch ver- 


waltetes Kapital bedeuten. Gleichzei- 
tig stellt sich der Staat hier für deut- 
sche Kapitalverwalter zunehmend als 
sinnvolle Investition dar, in der be- 
zahlte Steuern sinnvoll verwandt wer- 
den. Eine entscheidendere Rückkopp- 
lung kann es für das Agieren als 
ideeller Gesamtkapitalist wohl kaum 
geben, die Bedeutung einer solchen 
Bindung von Nation und Kapital für 
den Währungs- und Staatshaushalt 
sind immens. Welches Potential die 
europaweit zentralisierte Rüstungsin- 
dustrie noch bereithält, kann dafür als 
Gradmesser gelten. 

Ein weiterer Hinweis muss hier 
— in aller Kürze — gemacht werden, 
und zwar auf die Kontinuität deut- 
scher Außenpolitik, gerade in der 
„normalisierten“ Situation als Welt- 
macht. Wenn die EU das Gelingen des- 
sen markiert, woran Deutschland laut 
Klaus Kinkel '94 „in diesem Jahrhun- 
dert zweimal gescheitert ist“, dann 
sind der Krieg gegen Jugoslawien und 
die jetzt anstehenden Einsätze wie 
auch die Außenpolitik im Allgemei- 
nen nachholende Normalisierungen 
im Rahmen des gleichen Versuches. 
So sind nicht nur viele Verbündete 
die Gleichen wie im gesamten letz- 
ten Jahrhundert, auch die grundle- 
gende Strategie hat sich kaum ver- 
ändert: Die Freundschaft zu den 
„jungen Völkern“ (notwendig unter- 
stützt von dazugehöriger völkischer 
Ideologie, die dann als Ethnologie 
auftritt), als Mittel zur Unterteilung 
bestehender Staaten nach „Ethnien“, 
wie an Jugoslawien vorexerziert. 
Diese Methode war schon unter 
Ribbentrop und Himmler Konzept. 
Dass die Kontinuität sich bis heute 
hält, ist zweifelsohne eher der ähnli- 
chen geostrategischen Situation ge- 
schuldet als bloßer Tradition. Nichts- 
destotrotz wird die vermeintliche alte 
Völkerfreundschaft gerne als solche 
verstanden, zuletzt von der UCK. 
Fischer wird kaum darum herumkom- 
men, damit auch Politik zu machen. 
Nur kann er es hierzulande noch nicht 
offen so darstellen. Aber die Betonung 
muss auf dem „noch“ liegen. 

Denn sowohl der Garant eines 
„Lreuebonus“ für bestimmte Kapita- 


system error 


lien als auch die Form der Interessen- 
vertretung durch die Außenpolitik die- 
ser Regierung stellen rationales Vor- 
gehen dar, und dennoch wird in ihnen 
ein ideologisches Moment sichtbar, 
mitunter ein spezifisch deutsches. 


Volk sein wollen 


So hat Kapital, und mit ihm zu- 
nächst auch die Kapitalistin, von sich 
aus keinerlei Bindung, etwa an eine 
Nation, was ja unter anderem als „Glo- 
balisierung“ oft genug festgestellt 
wird. Die Anpassung der nationalen 
Wettbewerbsstaaten an dieses Prinzip 
wird oft genug auch als Widerstand da- 
gegen ausgegeben, geht es doch in je- 
dem Fall um die oben beschriebene 
Bindung zwischen Staat und Kapital. 
Der Kitt, der diese Bindung herstellt, 
bedarf notwendig einer ideologischen 
Begründung, die eine Gemeinsamkeit 
zwischen Staat und bestimmten Kapi- 


talien überhaupt erst herstellt. So kön- 
nen einzelne Kapitalistinnen durchaus 
einen Wettbewerbsvorteil aus ihrer na- 
tionaltreuen Gesinnung ziehen. Ein 
Vorgang, der übrigens keineswegs auf 
das „große“ Kapital beschränkt bleibt, 
sondern gerade die Arbeit wie den 
(potentiellen) Arbeiter als Teil von Ka- 
pital miteinbeziehen muss. Diese — 
notwendig falsche — Ideologie ist 
grundsätzlich die nationale Identität, 
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I em nennen manner 
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die sich sowohl durch unterschiedli- 
che Methoden als auch mit unter- 
schiedlichem Erfolg konstituiert. Die 
allerdings durchaus immer ihren Nie- 
derschlag in der „materiellen Basis“ 
findet, womit wieder auf Deutschland 
zurückgekommen werden soll. 

Die hiesige Ausprägung der be- 
schriebenen „Notwendigkeit“ einer 
nationalen Identität kennzeichnet sich 
durch ihre enorme Umfassung gesell- 
schaftlicher Bereiche. Die Forderung 
nach Kooperation, dem Zurückste- 
cken eigener, spezifischer Interessen 
etwa als Arbeiter, Frau oder Linker zu 


Gunsten des höheren Wohls des Vol- 
kes, das auch gerne als Gesellschaft 
schlechthin bezeichnet wird. Die Maß- 
stäbe, die hier etwa durch das Bündnis 
für Arbeit gesetzt wurden, finden sich 
auch in anderen gesellschaftlichen Be- 
reichen wieder, etwa bei der Familien- 
und Sozialpolitik, die sich nach wie vor 
an der unerwähnten Idee vom gesun- 
den Volkskörper orientiert, in der je- 
des Milieu funktional zu sein hat für 
die Gesamtheit. Die deutsche Identität 
stellt sich als extrem geschlossen dar, 
was nicht zuletzt an diversen politi- 
schen Bewegungen deutlich wird, 
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auch und gerade den Linken. Interes- 
senvertretung kann so überhaupt nur 
unter dem ständigen Nachweis erfolg- 
reich sein, dass die jeweilige Klientel 
auch zu den Deutschen gehört und 
gehören will. Wo dies scheitert, kann 
auch keine Anerkennung von Interes- 
sen stattfinden, höchstens eine Art 
Faktenhandel um einen echten oder 
vermeintlichen Nutzen, der durch die 
betroffene Gruppe hergestellt werden 
kann. Die Debatten um Greencards 
und Zuwanderungsgesetze waren ein- 
drückliches Beispiel für einen solchen 
Anerkennungshandel, an dem unter 
anderem auch das spezifische Problem 
der „Ausländer“ deutlich wurde. 

Linke Bewegungen konnten 
sich, wie insbesondere die Atomkraft- 
gegner und die Friedensbewegung, 
immer dafür entscheiden, einen 
Kampf für ein besseres Deutschland zu 
führen, zum Beispiel eines ohne Atom- 
kraft. Wo diese Entscheidung ausblieb, 
ging bis jetzt noch jede Bewegung zu- 
grunde. Die mehr oder weniger betei- 
listen linksradikalen Kräfte mussten 
das Feld immer dann räumen, wenn 
diese Entscheidung erst einmal getrof- 
fen war. 

Was im deutschen Korporatis- 
mus nicht aufgehen will oder kann, 
hat zu verschwinden, was für die Be- 
troffenen derzeit vor allen Dingen 
Marginalisierung bedeutet. Dabei zei- 
tigt die deutsche Gesellschaft diese 
Prozesse mit einem ungeheuren Elan. 

Ob es nun um die Leistungen 
deutscher Schüler, Kampfhunde oder 
Nazis geht, die kollektive Betroffenheit 
mündet stets in einem ansehnlichen 
Mobilisierungspotential, das wesentli- 
cher Bestandteil der „großen“ Politik 
ist. Die Fähigkeit, die fast schon regel- 
mäßig durch Deutschland ruckenden 
Aufschreie etwa über den neuesten pä- 
dophilen Straftäter in Politik um- 
zumünzen, ist Trumpf und Vorausset- 
zung einer jeden ernstzunehmenden 
politischen Karriere. Diese Form von 
Politik mag etwas besonderes Deut- 
sches sein oder auch nicht, die Ge- 
schlossenheit, mit der das Zusammen- 


spiel von Politik, Medien und den oft 
als „Stammtische“ verharmlosten 
Volksmassen funktioniert, ist in ihrer 
Normalität genau der Punkt, an dem 
sich eine qualitative Entwicklung deut- 
lich machen lassen kann. Die Frage, 
die sich stellt angesichts eines neuen 
deutschen „Selbstbewusstseins“, das 
durchaus auf neuen Objektivitäten 
fußt, also einer Verschiebung in der 
Ideologie nationaler Identität lässt sich 
hier vielleicht am besten verdeutli- 
chen. 


Vom Damals ins Danach 


Es ist Spekulation, ob die sich in 
der Angst vor Milzbrand und Ulrikes 
Mörder zusammenfindende Volksmas- 
se der Option Stoiber bedarf oder 
nicht, wenn auch womöglich eine in- 
teressante. Sie könnte den Überschlag 
markieren von Postfaschismus in de- 
mokratischen Faschismus. Die sozial- 
demokratische Regierung schafft die 
„Einheit“ über den Ethos der (implizit 
immer deutschen) Arbeit und lässt die 
ausgrenzenden Momente dieser Ge- 
meinschaftsherstellung im Kopf des 
Rezipienten. Die christdemokratische/ 
soziale Variante wird hier expilizit, et- 
wa mit der „Überfremdung‘, was 
durchaus einen Unterschied machen 
könnte, wenn sie sich erst einmal im 
Chefsessel findet. 

In jedem Fall verweist der 
Verlauf von Politik in Deutschland 
überall da, wo Gemeinschaft erkannt 
oder verlangt wird, auf die völkische 
Mobilisierung und damit auf den 
größten Erfolg derselben: den Natio- 
nalsozialismus. Hier liegt auch die 
Vergleichbarkeit der deutschen und 
österreichischen Verhältnisse, wobei 
Haiders Explizität sogar schon den 
vorsichtigen Verweis auf die „gute, al- 
te Zeit“ nicht mehr scheut. 

Und die Zustände sind seit dem 
11. September in beschleunigter Be- 
wegung, und der oben erwähnte Elan 
kommt mit dem Erlangen eines neuen 
Selbstbewusstseins nicht etwa zum 
Erliegen, sondern findet um so dring- 
licheren Handlungsbedarf vor, seien 
es die Bedürfnisse des deutschen Hee- 
res oder die noch weitergehende Ver- 


dächtigung Nichtdeutscher im Zei- 
chen der Inneren Sicherheit. Wohl je- 
de einzelne Klausel der Otto-Kataloge 
kann als Erklärung an den guten Deut- 
schen gelesen werden, als jemand, der 
sich nichts vorzuwerfen hat, dringend 
Schutzbedürftig zu sein. 

Eine Saturiertheit kann die 
deutsche Gemeinschaft allem An- 
schein nach gar nicht erlangen, sie fin- 
det zueinander in der großen Aufgabe 
oder auch im Angesicht der großen Be- 
drohung, oft genug ist beides eh das 
Gleiche. 

Angesichts der Massivität dieser 
Entwicklung läuft jede politische 
Bewegung Gefahr, mit- und wegge- 
spült zu werden. Um einen radikalen 
Bruch überhaupt noch möglich zu ma- 
chen, ist der Verweis auf den Ursprung 
der derzeitigen Form von Politik als 
Verweis auf die immer noch bestehen- 
den Voraussetzungen von Faschismus 
und eben auch Auschwitz notwendig. 
Der Begriff vom Postfaschismus soll 
genau dies leisten. Einer Antifa oder 
auch einer antifaschistischen Linken 
kann gar keine andere Möglichkeit 
mehr offen bleiben, wenn sie sich al- 
lein die theoretische Möglichkeit auf 
Widerstand im Angesicht des „Auf- 
stands der Anständigen“ bewahren 
will. Dies wird nicht automatisch zu ei- 
ner neuen gesellschaftlichen Wahr- 
nehmbarkeit oder gar Relevanz füh- 
ren, aber es bietet die Möglichkeit 
einer Wiedergewinnung von Subversi- 
vität, oder anders gesagt, die Volksge- 
meinschaft da zu pieksen, wo es weh 
tut. 

Eine Intervention etwa, wie 
jüngst auf einer Walser Veranstaltung, 
zielt hier genau in die richtige Rich- 
tung, wie der Rahmen der Möglichkei- 
ten für praktische Kritik allgemein 
vorerst bei den Wortführern der Nor- 
malisierung liegen wird, solange eine 
größere Mobilisierung gegen die Ritu- 
ale der nicht so neuen deutschen Na- 
tion nicht in greifbare Nähe rückt. 
Wenn es eine Notwendigkeit für eine 
Antifa als Bewegung gibt, dann ist sie 
hier zu suchen. 
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antira 


Der kurze, aber heiße Anti-Nazi 
Sommer der Bundesregierung, die 
daraus folgende Konfusion einiger 
Teile der Antifa-Bewegung und die 
Selbstauflösung der Antifaschisti- 
schen Aktion/ Bundesweite Organi- 
sation haben eine lange schwelen- 
de Diskussion, die über den 
sogenannten revolutionären Anti- 
faschismus, wieder einmal ent- 
‚facht. Angesichts der passierenden 
und sich noch in Planung befin- 
denden Schweinereien und einer 
in weiten Teilen (noch?) Konzep- 
tions- bzw. relativ wirkungslos 
agierenden radikalen Linken in 
der BRD und anhand einer Kritik 
des revolutionären Antifaschismus 
(rA) in einem Artikel aus der letz- 
ten Phase 2, wollen wir erläutern, 
warum wir den Ansatz des rA für 


allener an 


nix HÖRT Aur! 


KRITIK DER KRITIK: 


EIN PLÄDOYER FÜR DIE POLITIK 
ODER WARUM EINE GESELLSCHAFTS- 
KRITIK, DIE DIESE CESELLSCHAFT 
NUR AN IHREN IDEALEN KRITISIERT, 
AUSSCHLIEBLICH ZUM BESSER 


WISSEN TAUCGT - 


AM BEISPIEL DES "REVOLU- 
TIONÄREN ANTIFASCHISMUS". 


richtig und die vorgetragene Kri- 
tik an ihm in ziemlich vielen Punk- 
ten für ziemlich falsch halten. 


Um sich nicht ständig im Kreis 
zu drehen, ist es nötig, eine Definition 
dessen zu geben, was zumindest im 
Grossen und Ganzen mit dem Begriff 
„Revolutionärer Antifaschismus“ ge- 
meint sein kann. 

Revolutionärer Antifaschismus 
ist der Versuch, die Trennung zwi- 
schen dem Ansinnen, revolutionä- 
re/radikale Inhalte zu verbreiten und 
zu vertreten, und dem Anspruch, in 
den gesellschaftlichen Diskurs einzu- 
greifen und gesellschaftliche Kräfte- 
verhältnisse direkt zu beeinflussen — 
also Politik zumachen -—, aufzuheben. 

Im Bewusstsein, dass sie, die ra- 
dikale Linke, Selbst ein Kind der Auf- 
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klärung ist, wird an positive Werte 
(Ideale) der bürgerlich-kapitalisti- 
schen Gesellschaft, die nichts anderes 
als eine grausame Mutation des zu- 
grundeliegenden Emanzipationsge- 
dankens ist, angeknüpft, um die herr- 
schende Realität durch die eigenen 
Widersprüche als Mutation aufkläreri- 
scher Gedanken zu demaskieren. 


Antifa - 
it's what you make of it 


Antifaschismus bietet sich an, da 
auf der einen Seite der Kampf gegen 
Faschismus die Grundvoraussetzung 
dafür ist, überhaupt den Spielraum für 
eine linksradikale Kritik der Verhält- 
nisse zu haben. Es also ganz platt um 
die Aufrechterhaltung der Geschäfts- 
grundlage geht. 

Auf der anderen Seite, weil ein 
konsequenter Antifaschismus sich 
eben doch gegen die Verhältnisse rich- 
ten muss, die faschistische bzw. fa- 
schistoide Bewegungen als Reaktion 
auf die Unfähigkeit der bürgerlich-ka- 
pitalistischen Gesellschaft, ihre 
Glücksversprechen (Freiheit, Gleich- 
heit, Brüderlichkeit) einzulösen, im- 
mer wieder hervorbringen. Ja, sie so- 
gar hervorbringen müssen, da der 
Kapitalismus seine Stabilität auf Krisen 
aufbaut. Dieser Widerspruch zwischen 
an sich erst einmal emanzipatorischer 
Theorie — Mensch als Subjekt, Frei- 
heit, Brüderlichkeit (...) — und der täg- 
lichen Praxis des bürgerlich-kapitalis- 
tischen Systems - Ausbeutung, 


Unterdrückung, Konkurrenzkampf — 
produziert immer wieder Bewe- 
gungen wie aktuell z.b. die Taliban, 
die aus der Nichteinlösung der bür- 
gerlichen Glücksversprechen flugs die 
Notwendigkeit der Vernichtung des 
„Glückes“, anstatt dessen konsequen- 
te Einlösung ableiten. Wer also das 
entstehen von im weitesten Sinne fa- 
schistischen Bewegungen verhindern 
will, der sollte sich um die direkte 
Umsetzung der Glücksversprechen 
der Aufklärung kümmern. Die Funk- 
tion des rA ist nun, bei jeder Gelegen- 
heit deutlich zu machen, dass dies 
nicht mit beispielsweise mehr Sozial- 
arbeit, sondern nur jenseits der be- 
stehenden Gesellschaftsordnung ver- 
wirklicht werden kann. 

Und Last but not least ist Antifa- 
Arbeit, nicht erst seit Rot-Grün, der 
einzige „Teilbereich“, in dem sich 
durch die, zwischen Radikaler Linker 
und bürgerlicher Gesellschaft schein- 
bar übereinstimmend bestehende, 
Ablehnung: faschistischer Bewegun- 
gen, der „extremen Barbarei“, die 
Möglichkeit ergibt, die organisierte 
Barbarei der kapitalistischen Gesell- 
schaft zu thematisieren. Dies bedeutet, 
in den Ring des gesellschaftlichen Dis- 
kurses zu steigen und die Widersprü- 
che des staatlichen Anti-Nazi-Kampfes 
bzw. des bürgerlichen Antifaschismus 
zuzuspitzen und, wie in der Parole 
„Nazis morden, der Staat schiebt ab — 
das ist das gleiche Rassistenpack“ so 
schön auf den Punkt gebracht, zu de- 
maskieren. Das heißt also, dieser Ge- 
sellschaft bei jeder Gelegenheit, in 
welcher Form auch immer, das Dik- 
tum „wer vom Kapitalismus nicht re- 
den will, der sollte auch zur Gewalt 
schweigen“ um die Ohren zu hauen. 
Das Einsteigen in den gesellschaftli- 
chen Diskurs bedeutet dann übrigens 
auch, den Kampf um die Definitions- 
hoheit über Begrifflichkeiten wie z.B. 
„Antifaschismus“ (wieder) aufzuneh- 
men. 

Antifaschismus an sich ist nicht 
revolutionär, er kann aber dazu ge- 
macht werden. Konkreter: die reine 
Verhinderung eines Naziaufmarsches 
ist nicht revolutionär. Dass es aber 
durchaus Möglichkeiten gibt, an die 


Situation angepasst revolutionäre Akti- 
vitäten zu entfalten, hat das BgR am 
1.9.01 in Leipzig in Ansätzen gezeigt. 

Der Vorwurf der Kritiker des rA, 
dass der Versuch, „Antifaschismus re- 
volutionär aufzuladen“ den Kampf ge- 
gen Faschisten fahrlässig schwächen 
und spalten würde, stößt nicht nur in 
die fragwürdige, normalerweise von 
Linksruck und Konsorten strapazierte, 
Einheitsfronttröte, sondern geht auch 
ob der momentanen gesellschaftli- 
chen Unbedeutung der Nazis weit ins 
Leere. Er offenbart jedoch den zu- 
grundeliegenden Dissens über das 
Machen von Politik innerhalb der 
Linken. 


All about the politics 


Wer diese Gesellschaft nur an 
ihrem Ideal kritisiert, analysiert zwar 
den formalen Aufbau der bürgerlichen 
Gesellschaft richtig, verkennt jedoch, 
dass die Ideale der bürgerlichen De- 
mokraten eben doch andere sind. Die 
anzustrebenden demokratischen Idea- 
le sind doch Individualität und Selbst- 
bestimmung, und deswegen leidet 
auch jeder echte Demokrat so unter 
dieser tiefen inneren Zerrissenheit an- 
gesichts der Toten an den Grenzen der 
Festung Europa, und auch Gefängnis- 
se findet keiner toll — nach dem bür- 
gerlichen Selbstverständnis sind sie 
nur leider notwendig. Die Funktion 
der radikalen Linken sollte es nun 
sein, lautstark deutlich zu machen, 
dass Gefängnisse, Kriege, staatliche 
Gewalt etc. eben nicht notwendig für 
den Menschen, sondern notwendig 
für die Aufrechterhaltung des kapitali- 
stischen Systems sind, und dass es an- 
dere, weil bessere, weil humanere 
Möglichkeiten gibt, die Gesellschaft zu 
organisieren. 

Ausgehend von dieser Analyse 
wäre es also notwendig, sich in das 
Gestrüpp des täglichen Erlebens der 
kapitalistischen Gesellschaft zu bege- 
ben und die Nöte und Sorgen der 
Menschen ernst zu nehmen und sich 
dazu zu verhalten - also Politik zu ma- 
chen. 

Wenn Widersprüche ein not- 
wendiger Teil der kapitalistischen 


phase zwı 


antifa 
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en Sachsen seit der „Asyldebatte“ von Anfang der 
neunziger Jahre zum ersten mal ein ein dr 
 Mobilisierungsthema hatte. 
Zum anderen konnten die Trampeltiere der 
NPD & Co eine vorher nicht gekannte Mobilisierung 
auf der Straße hinlegen. Diese bescherte fast jeder 
Großstadt einen Naziaufmarsch. Diese fanden nun 
auch in vermeintlich linken Hochburgen statt, und 
I boten uns viel Fläche, sich mal wieder auf der Stra- 
2... ‚ße richtig einzubringen, jenseits der üblichen Orte 
0 und Termine (1.Mai, Gorleben, ...) unserer subver- 
siven Praxis. 


vinz-CDUler mal die Möglichkeit sein reaktionäres 
Geschichtsbild in der Lokalpresse zum Besten zu ge- 
ben. Wogegen findige Antifas gut polemisieren und 
agitieren konnten 


Im Jahr 2001 ff alles Anders 


Die sogenannte „Stahlbelmfraktion“ der CDU 
und andere Reaktionäre hatten sich von kleinen 
Ausnahmen abgesehen nicht in Berlin, der ersten 
Station der neuen Wehrmachtsausstellung zu Wort 
‚gemeldet. Scheuen sie sich vielleicht mit den „Extre- 
misten von Rechts“ nach dem „Aufstand der An- 
ständigen“ in einem Boot zu rudern? So kann es 
auch an der besonderen Situation in Berlin liegen 


dass sie hier mehr Skrupel haben mit ihrem revisio- 


und durch Spendenskandale eb schon politisch 

schwer angeschlagen war. So hat hier die CDU an- 

dere Problemen nach der verlorenen Wahl als sich 

mit so einem Randgruppenthema zu beschäftigen, 

wo die Fronten ohnehin schon klar sind. 

Die Stiefelnazis konnten trotz. intensivster 

Mobilisierung zu ihrem Aufmarsch am 1. Dezember 

nur die Hälfte ihres Erfolges von München vor knapp 

fünf Jahren verbuchen und zeigen, dass sie durch 

verschiedene Faktoren bedingt ihren Zenit schon 

lange überschritten haben. Auch wenn es sie noch 

als politisch handelnde Kraft auf der Straße auftre- 

| ten können, 
| 
l 


| 
| 
nistischen Geschichtsverständnis offen aufzutreten, 
ı 
| 


Diese Nazi-Aufmärsche bieten die Möglichkeit 
für Antifa und andere Reste der Bewegungslinken, 
oder wer auch immer Interesse daran hat, Aufruhr 
und Unfrieden zu verbreiten. Denn zu diesen Anläs- 
sen lässt sich ein größeres interessiertes Potenzial 
mobilisieren als sonst beim allwöchentlichen Worch 
& Jünger Aufmarsch in sonst wo und zwar aufge- 
| brachte junge Leute. nicht in die Jahre gekommene 
| Linke und umherreisende Desperados und schlichte 
Polithooligans. 


Grobi, phase zwei, Berlin 


nn 
‚von Alfred reisen (cDU) bis zu den hässli- 


Auch gab die Ausstellung so manchem Pro- | 


Gesellschaft sind, wäre es eine mehr 
als fahrlässige Aktion, sich aus Angst 
vor der Gratwanderung zwischen Re- 
formismus und Revolution (auf die 
sich Politik in dieser Gesellschaft im- 
mer begeben muss) aus den täglichen 
gesellschaftlichen Auseinandersetzun- 
gen - in denen sich auch immer der 
Wahnsinn des Systems spiegelt — raus- 
zuhalten. Widersprüche bzw. Teilbe- 
reiche wie Rassismus, Sexismus, Fa- 
schismus, Umweltzerstörung etc. sind 
an sich zwar nicht notwendige Folgen 
der bürgerlichen Demokratie, und ein- 
zelne Widersprüche lassen sich auch 
mehr oder weniger auflösen — siehe 
Atomkraft — aber die Systematik der 
sinnlosen Widersprüche lässt sich 
nicht Überwinden, ohne das sinnlose 
System zu Überwinden. Genauso, wie 
deutlich gemacht werden muss, dass 
eine kapitalistische Gesellschaft nie ih- 
re Versprechen einlösen kann, muss 
revolutionärer Antifaschismus deut- 
lich machen, dass das immer abge- 
fuckte Metaphysiker produziert, die 
von Glück und Emanzipation über- 
haupt nix mehr wissen wollen und 
deshalb eine andere Welt nicht nur 
möglich, sondern auch bitter nötig ist. 
Wer also der bürgerlichen Gesellschaft 
nicht mehr ihre selbst eingeräumten 
Fehler vorwirft und so nicht versucht, 
die Zusammenhänge sichtbar zu ma- 
chen, überlässt gerade dieser (der bür- 
gerlichen Gesellschaft) unnötig das 
Feld und wird zum Theoretiker, der 
höchstens noch die Gewissheit des 
Besserwissens über den formellen 
Aufbau der Gesellschaft hat. Dies hat 
jedoch weder Bezug zur gesellschaft- 
lichen Realität, noch bietet es eine 
Perspektive auf Veränderung eben die- 
ser. Und eine radikale Linke, die aus 
der angestrebten Negation der Ver- 
hältnisse eine Negation der Politik 
macht, ist schon keine mehr. Politik 
machen — das sich Begeben in und das 
Beziehen auf aktuelle Auseinanderset- 
zungen und deren Vermittlung — ist 
auch ohne konstruktives Mitarbeiten 
im System möglich und gerade da nö- 
tig. Den einen „Historischen Sprung‘, 
hin zu einer besseren Gesellschafts- 
form, wird und kann es nicht geben. 
Eine bessere Gesellschaftsform wird 
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nur durch viele kleine Schritte erreich- 
bar sein. Es ist also notwendig, Politik 
zu machen, um die gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisse zu verschieben und 
aufzuzeigen, dass eine andere Welt 
nicht nur nötig ist, sondern auch, wie 
sie vielleicht möglich sein könnte. Mit 
revolutionären Antifas wird dabei 
dann auch kein Staat zu machen sein 
— sehr wohl aber Politik. 


Motive - Organise... 


Die Ereignisse der letzten Zeit, 
vom Krieg bis zur Notwendigkeit der 
Weiterentwicklung der Globalisie- 
rungsbewegungen, schreien geradezu 
nach einem neuen Organisierungs- 
versuch. Das Ziel dieses Versuches 
müsste es dann auch dementspre- 
chend sein, aktiv in die gesellschaftli- 
chen Auseinandersetzungen — und das 
nicht nur lokal/punktuell, sondern ko- 
ordiniert — einzugreifen, um dem 
Wahnsinn der Verhältnisse den Spie- 
gel vorzuhalten. Richtig verstandener 
revolutionärer Antifaschismus bietet 
dafür einen guten Ausgangspunkt. 
Unter welchem Label dann letztend- 
lich Politik gemacht wird, ist dabei 
egal. Wichtig ist jedoch die revolutio- 
näre Perspektive — das Einnehmen der 
3. Person im täglichen Überleben. Und 
die sollte Mensch nicht so einfach auf- 
geben. 

AK MAX (Rhein-Main) 


Über Kritik an dieser Kritik der 
Kritik freuen wir uns natürlich. 


Erreichbar über: 

Antifa HG : c/o Cafe Exzess 
Leipzigerstrasse 91 

60325 Frankfurt/Main 
e-mail: //hg.antifa.net 


Schwarze Falken m 


DER HIMMEL VERDUNKELT SICH. 


DER PLAN COLOMBIA, DIE FARC 


UND POSTTWINTOVERTIMES 


Caguan (Kolumbien). In Kolum- 
bien landen auf irgendeinem 
Militärflughafen der Regierungs- 
streitkräfte die letzten 14 Black- 
hawk-Hubschrauber. Insgesamt 
hat die us-amerikanische Rüs- 
tungsindustrie 63 Blackhawk und 
Huey Hubschrauber bis zu diesem 
9. Januar 2002 geliefert. 

Gleichzeitig werden in der 
entmilitarisierten Zone Calguan, 
die eine Größe von 42.000 km? 
misst und damit etwas größer als 
die Schweiz ist, die Friedensver- 
handlungen zwischen einem Ver- 
treter der kolumbianischen Regie- 
rung und der Revolutionären 
Streikräfte Kolumbiens — FARC-EP 
abgebrochen. Kolumbiens Präsi- 
dent Andres Pastrana fordert die 
FARC auf, bis zum Abend des 14. 
Januar 2002 die seit drei Jahren 
von der Guerrilla kontrollierte 
und verwaltete Zone zu räumen. 
Im kolumbianischen Fernsehen 
hat man offentsichtlich an der 
Form der Wochenschau der Nazis 
Gefallen gefunden, denn der Ab- 
bruch der Verhandlungen wird in 
den Nachrichten mit Bildern von 
Panzerkolonnen und Marschmu- 
sik angereichert, als ob es sich um 
eine Generalmobilmachung han- 
delt. 

Am gleichen Tag wird im 
Norden Ecuadors in der Provinz 
Sucombios ein neues Militärbatal- 
lion eröffnet. Auch Ecuadors Prä- 
sident Noboa verkündet in diesem 
Zusammenhang den Kampf gegen 
die Drogen und die Gürilla. 

Direkt nach dem Abbruch 
der seit drei Jahren laufenden Ver- 
handlungen versuchen Vertreter 
der UNO doch noch eine Brücke 
zwischen der Guerillaorganisa- 
tion und der neoliberalen Regie- 
rung zu schlagen. Vier Stunden vor 
Ablauf des Ultimatums scheint der 
Plan der UNO-Vertreter aus 11 


Staaten und der katholischen Kir- 
che, die die Kommission gebildet 
haben, aufzugehen. Sie erreichen 
einen Aufschub des Ultimatums bis 
zum 20. Januar 2002. 


Posttwintowertimes - 
welcome home 


Nach dem 11. September 2001 
steht die Bekämpfung des Terrorismus 
offiziell aufder Tagesordnung. Eine al- 
te, fast totgeglaubte politische Formel 
erlebt dieser Tage ihr Comeback in 
Form von Sicherheitspaketen in ver- 
schiedenen Ländern und in Form von 
Militärinterventionen vermutlich 
ebenfalls in verschiedenen Ländern. 
Im Rahmen der sogenannten Anti- 
terrorismusbekämpfung hat sich auch 
die offizielle Ausrichtung des von der 
US-Regierung forcierten und mit 1,6 
Milliarden Dollar finanzierten „Plan 
Colombia“ verschoben. War seit sei- 
nem Beginn im Jahre 1999 zunächst 
die Drogenbekämpfung der Vorwand 
für die gigantische Militärhilfe, so wird 
der Plan nun offen zur Bekämpfung 
der kolumbianischen Guerrillabewe- 
gungen FARC und ELN in die Tat um- 
gesetzt. Dabei handelt es sich beim 
mehrphasigen Plan Colombia „ledig- 
lich“ um die militärische Vorhut von 
dem, was die Länder Südamerikas in 
den nächsten Jahren erwartet; die 
FTAA (Free Trade Area America). Die 
FTAA bildet den ökonomischen und 
geostrategischen Hintergrund für das 
mittelfristige Ziel der Bekämfung der 
Guerrilla, denn langfristig geht es dem 
Wirtschaftsblock Nordamerikas unter 
der militärischen Führung der USA um 
die kontrollierte Einflussnahme auf 
ihren „Hinterhof‘. Langfristiges und 
schwerwiegendstes Ziel ist die Kon- 
trolle des Amazonasgebietes als Liefe- 
rant der wichtigsten Rohstoffe der 


Gegenwart und Zukunft. Das Amazo- 
nasgebiet ist das größte Süsswasser- 
reservoir (Trinkwasser) der Erde, ist 
Regulator des Klimas (Regenwald), 
Erdöllieferant sowie zukünftiges Ge- 
biet für Biodiversität. Die FTAA soll be- 
reits im Jahre 2005 verwirklicht sein. 


Befreite Gebiete 


Rund um das Gebiet der FARC 
im Süden des Landes, das nach dem 
Namen seiner größten Stadt stets als 
Caguan bezeichnet wird, wartet die 
kolumbianische Armee weiterhin auf 
den Befehl zum Generalangriff. Eben 
diese Umzingelung und Kontrolle der 
befreiten Zone seit Oktober 2001 wa- 
ren Anlass, die Verhandlungen abzu- 
brechen. Denn eine zentrale Forde- 
rung der FARC bestand in der 
Aufhebung des Militärgürtels. 

Pastrana hingegen forderte eine 
unmittelbare Waffenruhe als Zeichen 
des guten Willens, woraufhin die FARC 
entgegenhalten, dass zunächst eine of- 
fizielle Bekämpfung der Paramilitärs 
beschlossen werden solle. Weitere 
Voraussetzungen für einen Waffenstill- 
stand sind für die FARC eine Abkehr 
vom neoliberalen Wirtschaftsmodell 
der Regierung Pastrana, die Einstel- 
lung der Auslandsschuldenzahlungen 
sowie eine umfassende Steuerreform 
zu Gunsten der Unterschicht. 

Das strategische Ziel der FARC 
ist, seit ihrer Gründung vor 37 Jahren, 
die Machtübernahme in Kolumbien 
für den Aufbau des Sozialismus. Die 
Finanzierung der fast 20 000 Guerril- 
leros und Guerrilleras zählenden Or- 
ganisation, die in 70 Fronten (Einhei- 
ten) im ganzen Land operiert, speist 
sich hauptsächlich aus der Besteu- 
erung von Erdölfirmen und Drogenba- 
ronen sowie aus Lösegeldzahlungen, 
die bei der Freilassung von entführten 
Angehörigen der Oberschicht fällig 
werden. Diese von den Medien als 
„Entführungsindustrie“ angepranger- 
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te Praxis basiert auf einem der zwei 
landesweit geltenden Gesetze der 
FARC, nach dem sich Personen mit 
mehr als einer Million US-Dollar Ei- 
gentum bei der Guerrilla melden müs- 
sen, um eine Steuerzahlung zu verein- 
baren. Melden sie sich nicht, dann 
steht die FARC bei ihnen vor der Tür. 

Innerhalb der letzten 10 Jahre 
haben die FARC einen stetigen Zu- 
wachs an Mitgliedern zu verbuchen, 
und die offizielle Erklärung der kolum- 
bianischen Streitkräfte, die einen mili- 
tärischen Sieg gegen die Guerrilla vor 
wenigen Jahren als unmöglich be- 
zeichnete, führte in Bogota und Wa- 
shington zu Aufregung und Besorgnis. 
Als Antwort auf diese Entwicklung 
wurde der Plan Colombia entworfen 
und der schmutzige Krieg (guerra su- 
cia) der Todesschwadronen und Para- 
militärs gestärkt.? 


Die aus den Reihen des Miltärs 
entsprungenen Paramilitärs sind ver- 
antwortlich für zahlreiche Massaker an 
der sozialen Basis der Guerrilla, der 
unbewaffneten Landbevölkerung; ge- 
nerell sind sie Teil der Gesamtstrategie 
der Aufstandsbekämpfung. Ihre direk- 
ten Kontakte zu den Militärs und zur 
Drogenmafia sind offenkundig und 
mehrfach dokumentiert, während auf 
der anderen Seite kein Mitglied der 
Guerrillaorganisationen jemals wegen 
Drogenhandel belangt werden konn- 
te. 

Der vom Antidrogenzar der 
USA, General Barry Mc Cafrey, gepräg- 
te und von den Medien dankbar über- 
nommene Begriff der „Drogenguerril- 


la“ ist der Teil der ideologischen 
Kriegsführung gegen die Guerrillas/os. 
Obwohl die Politik der FARC die Be- 
steuerung der (Drogen)Mafia beinhal- 
tet, haben beide Guerrillas, FARC und 
ELN, in den Gesprächen mit dem ko- 
lumbianischen Staat schon mehrfach 
konkrete Vorschläge und Programme 
zur Substituierung des Cocaanbaus 
präsentiert. Diese Programme enstan- 
den u.a. in den in der entmilitarisier- 
ten Zone gebildeten Foren zur Diskus- 
sion s0Zio- sowie kulturell-politischer 
Fragen. Eine basisdemokratische 
Struktur, die es außerhalb der von der 
FARC kontrollierten Zone nicht gibt. 
Im restlichen Land hingegen geht der 
Krieg weiter. Auf der einen Seite die 
Guerrilla, auf der anderen die Militärs 
unterstützt durch Paramilitärs, liefern 
sie sich fast täglich Kämpfe. Übergriffe 
und Massaker gegen die Landbevölke- 
rung von Seiten der Paramilitärs gehen 
ebenfalls weiter. 


Verhandlungen 


Aber trotz der erneuten zeitli- 
chen Verschiebung macht die langfri- 
stige militärische Vorbereitung auf die 
Beendung des Friedensprozesses 
deutlich, wie wenig ernst es der Regie- 
rung ist, eine politische Lösung des 
Konfliktes zu erreichen. Obwohl Pas- 
trana die Präsidentschaftswahlen vor 
vier Jahren unter anderem gewann, 
weil er den Dialog der militärischen 
Konfrontation medienwirksam vor- 
208, ist seine heutige Linie orientiert 
an der ökonomischen und militäri- 
schen Unterstützung durch die USA 
und folgt der Logik der „Vietnamisie- 
rung“. 

Die Haltung der FARC hingegen 
ist bestimmt durch die Erfahrungen re- 
volutionärer Bewegungen in Mittel- 
amerika wie den Sandinisten in Nica- 
ragua und den FMLN aus EI Salvador, 
deren Geschichte der Entwaffnung 
und Verhandlung gleichzeitig das En- 
de progressiver Entwicklungen in den 
Ländern waren. Die eigene Geschichte 
der FARC zeigt ebenfalls, dass die al- 
leinige Ebene der Verhandlung oder 
aber die Schaffung eines parlamenta- 
rischen Armes beispielsweise zur Teil- 
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nahme an Wahlen allenfalls eine 
selbstmörderische Variante darstellt. 

Als die FARC zwischen 1984 
und 1990 versuchte mit der Union 
Patriotica (UP) am kolumbianischen 
Parlamentarismus teilzunehmen, ko- 
stete das in diesem Zeitraum 5000 
AktivistInnen und Parteimitgliedern 
sowie 3 Präsidentschaftskandidaten 
das Leben. Die Initiative wurde in den 
Gewehrkugeln von Militär und Para- 
militärs erstickt. 

Die FARC tut gut daran, diesen 
Part der eigenen Geschichte nicht zu 
wiederholen. 

‚phase zwei, Göttingen 


1 Die Bekämpfung der Paramilitärs, die auch 
in Ecuador schon durch Attentate und politi- 
sche Morde in Erscheinung getreten sind, 
steht nicht auf dem Programm der ecuadoria- 
nischen Streitkräfte, sondern sie werden als 
Verbündete im Kampf gegen die „Drogenguer- 
rilla“ bewertet (El Comercio; Quito; 10.1.'02) 
2 Insgesamt beinhaltet der Plan Colombia 7,5 
Milliarden US- Dollar, von denen 4 Milliarden 
von Kolumbien und die restlichen 3,5 Milliar- 
den von der internationalen Gemeinschaft ge- 
tragen werden sollen. Von den 1,6 Milliarden, 
die bereits investiert wurden, sind 93,3 % zur 
Aufrüstung und Schulung von Militär und 
Polizei bestimmt (G. Navarro; Plan Colombia; 
Ed. Zitra; Ecuador; 2000). 

3 In diesem Kontext hat Raul Reyes, politischer 
Sprecher der Guerrilla, in Interviews auf das 
Steuermodell in Schweden Bezug genommen. 
4 www.farc-ep.org/ Leyes/ Ley 002. In der 
Praxis liegt die Eigentumsgrenze zur Besteue- 
rung auch oft unter einer Million Dollar. Das 
zweite Gesetz der FARC bezieht sich auf die 
Bestrafung von Korruptionsvorfällen in Wirt- 
schaft und Politik. 

5 In direkten Kontakten zwischen dem State 
Department und den Paramilitärs der soge- 
nannten „Vereinten Selbstverteidigungsgrup- 
pen Kolumbiens“ (Autodefensas Unidas de 
Colombia, AUC), bot Madeleine Albright dem 
Chef der AUC, Carlos Castano, Waffen und 
Geld für die Mitarbeit im Plan Colombia, wenn 
dieser seine Drogengeschäfte einstelle. E. Alfa- 
ro; Revista Economia y Politica, Nr. 8; Ecuador; 
2001. 

6 Die AUC haben offiziell angegeben, dass 90% 
ihrer Einnahmen aus dem Drogenhandel stam- 
men. (H. Dietrich; ebd.) 


Im folgenden dokumentieren wir ein 
im November 2001 auf Cuba enstan- 
denes bisher unveröffentlichtes Inter- 
view mit einem Sprecher der FARC, 
Marcelo Leon Calarca. 

Das Interview führte ein eucuadoria- 
nischer Genosse. 


«UND DESHALB SAGEN WIR, DASS 


DAS RECHT Rebell j; on 


AUSGCEÜBT WERDEN MUSS 


Interview mit Marcelo Leon Calar- 
ca, Sprecher der Internationalen 
Kommission der FARC — EP. Ha- 
vanna, Cuba, November 2001. 


Die FARC kämpfen seit mehreren Jahr- 
zehnten, und ihre Aktionen sind 
hauptsächlich auf das Land be- 
schränkt. In anderen Guerrillas La- 
teinamerikas war die städtische Kom- 
‚bonente stärker betont. Seid ihr eine 
Landguerrilla? Wie ist eure Präsenz in 
den Städten? 


Die Organisierung des Kampfes in den 
verschiedenen Ländern richtet sich im- 
mer nach den konkreten Bedingun- 
gen vor Ort. Ihren Ursprung haben die 
FARC auf dem Land, unter den Bauern 
und der Landbevölkerung, aber es wä- 
re falsch zu sagen wir seien eine Land- 
oder gar Bauernguerrilla. Die FARC ist 
in ganz Kolumbien präsent. Aber als ir- 
reguläre Guerrillaarmee ist ihr Gebiet 
notwendigerweise hauptsächlich auf 
dem Land. Aber die FARC ist auch in al- 
len größeren Städten vertreten und es 
gibt Guerrillaaktionen in allen Städ- 
ten. Da gibt es einen wichtigen Unter- 
schied zwischen der FARC vor 20 
Jahren, die ausschliesslich auf dem 
Land operierte, und der jetztigen Situ- 
ation, in der unsere Aktionen sowohl 
auf dem Land wie auch in den Klein- 
und Vorstädten und in den großen 
Metropolen stattfinden. Aber in der 
Rolle, die den Massenmedien in die- 
sem Krieg zugedacht ist, berichten die- 
se nicht über solche Dinge, um den 
Vormarsch der Guerrilla zu verschwei- 
gen und zu leugnen. Also, im Ur- 
sprung und in der Aktualität ist unser 
Zentrum und Hauptaktionsfeld nicht 
in den Städten, das ist klar. Aber dort 
ist es, wo wir hin wollen, worauf wir 
abzielen, denn in der Stadt sitzt das 
Zentrum der Macht, und dort findet 
die Machtübernahme statt. Und zu- 
sammen mit dem kolumbianischen 
Volk sind wir dabei, diese Machtüber- 
nahme zu organisieren. 


Aber das kolumbianische Volk, die 
Zivilgesellschaft, steht im Schussfeld 
der Paramilitärs, die alle vernichten 
wollen die in irgendeiner Form, und 
sei es nur als soziale Basis mit der 
FARC in Verbindung gebracht werden 
können. Auf welche Massenbewegung 
zählt ihr in einen Land wie Kolum- 
bien, das durch die Gewalt der Mili- 
tärs und Paramilitärs absolut ge- 
branntmarkt ist? Und bezüglich der 
Machtübernahme, diese kann viel- 
leicht militärisch erfolgreich sein, 
aber ohne eine breite Unterstützung 
der Massen gestaltet sich das doch et- 
was kompliziert. 


Darüber sind wir uns absolut im Kla- 
ren, und niemals haben wir der Welt- 
öffentlichkeit gesagt, dass wir die 
Macht übernehmen werden, alleine. 
Wir haben stets betont, dass die Macht- 
übernahme mit dem kolumbianischen 
Volk und für das kolumbianische Volk 
geschehen muss. Mit diesem Volk, von 
dem wir ein integraler Bestandteil 
sind, glauben wir, dass der Volks- 
aufstand möglich ist. Daran arbeiten 
wir. Bezüglich der Unterstützung der 
Massen wird oft behauptet, dass wir 
ein Problem hätten und isoliert vom 
Volk wären; dass wir die Menschen- 
rechte missachten, und beides stimmt 
nicht. An erster Stelle macht es keinen 
Sinn, dass wir die Menschenrechte des 
Volkes missachten, von dem wir ein 
Teil sind. Zweitens muss man sich fra- 
gen, wie sich die Welt erklärt, dass, 
wenn die FARC isoliert ist von den 
Massen, sie sich gleichzeitig hält und 
weiter wächst. Es ist allgemein be- 
kannt, dass der Schützengraben der 
Guerrilla die Volksmassen sind, und 
ohne Volksmassen würde die Guerrilla 
notwendigerweise aussterben. Und 
genau das ist die Politik der sogenann- 
ten Paramilitärs, die nichts anderes 
sind als eine Ausweitung des schmut- 
zigen Krieges der offiziellen Streit- 
kräfte. Die Paramilitärs für sich, ohne 


die Regierungsstreitkräfte, existieren 
nicht. Das haben wir mehrfach aufge- 
zeigt und Tatsachen und Beweise vor- 
gelegt, wie die Soldaten der National- 
armee die Uniformen wechseln und in 
den sogenannten Selbstverteidigungs- 
gruppen (AUC) der Paramilitärs ope- 
rieren. Warum? Um den Terror unter 
der Bevölkerung zu sähen. Aber sie ha- 
ben es nicht geschafft, dieses kolum- 
bianische Volk zu brechen, das weiter 
kämpft, um ein neues Kolumbien auf- 
zubauen, ein souveränes Land, in dem 
Gerechtigkeit und Frieden herrscht. 
Durch die Politik der Paramilitärs ist 
Kolumbien weltweit bekannt gewor- 
den als ein terroristischer Staat. Der 
Staatsterrorismus übt seine Macht 
durch blanken Terror aus. Aber sie ha- 
ben nicht geschafft, was sie erreichen 
wollten. Deshalb nun die Idee, dem 
Fisch das Wasser zu entziehen, wie es 
die Gringos in Vietnam genannt ha- 
ben, die soziale Basis der Guerrilla 
auszulöschen. In Vietnam haben sie 
das nicht geschafft, und deshalb ge- 
wannen die Vietnamesen. In Kolum- 
bien haben sie es nicht geschafft und 
deshalb sind die FARC nach wie vor 
die prinzipielle Kraft der politischen 
Opposition zum System in unserem 
Land. 
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Die Armee und die Paramilitärs be- 
baupten ebenfalls einen grossen Teil 
der Zivilbevölkerung hinter sich zu 
haben, besonders die Paramilitärs be- 
anspruchen für sich die Zivilbevölke- 
rung zu vertreten. Wie steht es mit 
diesem Teil der Gesellschaft, der Zivil- 
bevölkerung die die Paramilitärs un- 
terstützt? 


Diese Zivilbevölkerung gibt es nicht; 
oder anders gesagt: was ist Zivilbevöl- 
kerung? Wir beanspruchen den Begriff 
Zivilbevölkerung, denn nach der klas- 
sischen Definition sind Zivilbevölke- 
rung all jene, die nichts mit dem Staat 
zu tun haben. Wir sind bewaffnete und 
organisierte Zivilbevölkerung. Und es 
gibt unbewaffnete und organisierte 
Zivilbevölkerung, und dann gibt es 
noch Zivilbevölkerung, die leider den 
größten Teil der kolumbianischen 
Gesellschaft ausmacht, die unbewaff- 
net und unorganisiert ist. Wir stehen 
nicht außerhalb der Zivilbevölkerung, 
des Volkes. Außerdem ist es nicht rich- 
tig, dass es Zivilbevölkerung gibt, die 
die Paramilitärs unterstützen, denn 
die Paramilitärs sind kein politisches 
Projekt, sie stellen keinerlei politische 
Forderungen. Wer sie unterstützt, das 
sind Teile der traditionellen politi- 
schen Parteien, Teile der Oligarchie 
und der Bourgeoisie, die ihre Aktivitä- 
ten finanzieren, weil sie selber phy- 
sisch nicht in der Lage sind in den 
Krieg zu ziehen. In keinem Fall kann 
behauptet werden, dass ein paar hun- 
dert Leute, die als Paramilitärs operie- 
ren, eine soziale Basis hätten, denn sie 
kämpfen ja, weil sie bezahlt werden; 
sie sind Söldner der offiziellen Streit- 
kräfte und eine sehr kleine Gruppe. 


Die militärische Stärke der Paramilitärs 
kommt von der kolumbianischen 
Armee. 


Nach den Geschehnissen vom 11. Sep- 
tember in den USA ist der Terrorismus 
und seine Bekämpfung zum interna- 
tionalen Hauptanliegen geworden. 
Die FARC stehen auf der Liste inter- 
nationaler terroristischer Orga- 
nisationen, und der Plan Colom- 
bia tritt in eine neue Phase. Wie 
beurteilt ihr die Situation und 
die Möglichkeit einer unmittel- 
bar bevorstehenden Intervention 
der USA in Kolumbien? 


Es ist ja nicht erst seit September 
und den Vorfällen mit dem Penta- 
gon und dem World Trade Center 
so, dass eine Intervention und 
der Plan Colombia organisiert 

wird. Schon seit sehr langer Zeit in- 
tervenieren die USA in Kolumbien. Im 
militärischen Aspekt sind zur Zeit 
mehr als tausend us-amerikanische 
Militärberater im Land, die militäri- 
sche Schulungen betreiben und ande- 
re Dinge die verschieden verkleidet 
werden. Aber mit einer direkten Inter- 
vention sind sie bislang gescheitert, 
denn es ist ihnen nicht gelungen ihre 
berühmte multinationale Streitkraft 
aufzustellen. Durch die Vorfälle vom 
11. September ist es wahrscheinlich 
das sich die Zeit ein bisschen verkürzt. 
Aber was wir uns fragen, ist, wenn sie 
in Kolumbien direkt intervenieren, ei- 
nem Land das eine total abhängige 
und untertänische Regierung den USA 
gegenüber hat, gegen wen interve- 
nierten sie denn dann? Das wäre eine 
militärische Besatzung, die den Krieg 
auf eine andere Ebene heben würde, 
in der andere soziale Sektoren in den 
Krieg reingezogen würden. Dann geht 
es ja nicht mehr um den Kampf für die 
Machtübernahme, sondern um den 
Kampf gegen eine Besatzungsmacht, 
um den Kampf für die Befreiung von 
einer ausländischen Armee. Das wür- 
de undenkbare Dimensionen einneh- 
men und für niemanden von Vorteil 
sein. Deshalb glauben wir, dass es sehr 
kompliziert ist, dass die Gringos eine 
solche Entscheidung fällen, denn hier 
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werden sie nicht ihren Computerkrieg 
spielen können, hier müssen sie 
Infantrie reinschicken, und dann gibt 
es Tote aufbeiden Seiten. Und das hält 
das us-amerikanische Volk nicht aus, 
wenn sie anfangen, zu sehen wie ihre 
Söhne in einem Krieg sterben der 
überhaupt nichts mit ihnen zu tun hat, 
denn die Interressen sind ja aus- 
schließlich die der großen transnatio- 
nalen Unternehmen, um die es geht. 
Also, es ist eine komplexe Angelegen- 
heit. Wir glauben, dass es eine Ver- 
rücktheit wäre, aber wir wissen auch, 
dass sie in der Lage sind Verrückt- 
heiten auszuführen und deshalb be- 
reiten wir uns auf diese mögliche 
Situation vor. 


Aber wenn man die ganzen Bemühun- 
gen um eine internationale Interven- 
tionsarmee berücksichtigt, die 
gemeinsamen Manöver lateinameri- 
kanischer Streitkräfte zur Interven- 
tion, wie die Übungen von Cabanas in 
Argentinien. Klar scheint, dass die 
USA militärisch nicht direkt selber in- 
tervenieren, das haben sie aus Viet- 
nam gelernt, aber eine andere Form 
der Intervention wie die einer inter- 
nationalen Armee scheint doch wahr- 
scheinlich. Glaubst Du nicht, dass ihr 
diesbezüglich ein bischen zu optimi- 
stisch seid? 


Nein. Ich habe nicht gesagt, dass es 
keine Intervention geben wird, wir 
glauben, dass sich diese Art der Inter- 
vention, die Du beschreibst, sehr kom- 
pliziert gestaltet. Und gleichzeitig ru- 
fen wir die Völker der Welt auf sich 
gegen die Formierung einer multina- 
tionalen Interventionstruppe in 
Kolumbien zu stellen. Aber die argen- 
tinische Armee, die ecuadorianische 
Armee, die peruanische Armee, die 
chilenische und die brasilianische Ar- 
mee, also sämtliche Armeen Latein- 
amerikas, befinden sich nicht in den 
Konditionen, Tote in einem Krieg zu 
stellen mit dem sie absolut nichts zu 
tun haben. Und selbst die Bourgoisien 
dieser Länder weigern sich, diese To- 
ten zu stellen. Nicht weil sie auf einmal 
ein weiches Herz bekommen hätten, 
oder weil sie in letzter Zeit plötzlich zu 
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netten Leuten geworden wären, son- 
dern weil sie keine Vorteile von die- 
sem Krieg haben. Den Gewinn hat das 
Imperium und die Transnationalen. 
Also, weil sie keinen direkten Nutzen 
daraus ziehen, weigern sie sich auch, 
sich für ein solches Unternehmen zu 
verpflichten. Außerdem sind die Be- 
dingungen in den verschiedenen Län- 
dern Amerikas stark von den sozialen 
und politischen Kämpfen des Volkes 
geprägt, und diese Kämpfe erlauben 
es nicht, solche Entscheidungen zu 
treffen, die den inneren Protest noch 
verstärken. In den schwierigen Bedin- 
gungen unter denen die Leute leben, 
gibt es schon genug Gründe, um zu 
protestieren, und. das geschieht ja 
auch und gestaltet sich für die herr- 
schenden Schichten als immer schwie- 
riger. Deshalb wollen die Ober- 
schichten es auch nicht riskieren der 
Bevölkerung noch einen Grund zum 
Protest zu geben, der unter Umstän- 
den das Fass zum Überlaufen bringen 
kann. 


In der Geschichte der Guerrillabewe- 
gungen in Lateinamerika hat es große 
und öffentliche Prozesse internatio- 
naler Solidarität gegeben, wie im 
Falle von EL Salvador und bei den 
Sandinisten. In Kolumbien, wo der 
Kampf über Jahrzehnte hinweg ge- 
führt wird gibt es internationale 
Solidarität auf dieser Ebene nicht. 
Was sind die Gründe dafür? Wird das 
bei Euch analysiert? 


Es gibt Gründe dafür, und uns besorgt 
das auch. An erster Stelle etwas zu den 
Zeiten; die FARC stehen jetzt seit 37 
Jahren im Kampf, aber erst seit 1995, 
also erst seit 6 Jahren, erscheinen sie 
auf der internationalen Bildfläche. Wir 
waren eine Bewegung ..., wir sind 
nicht an der Sache der Propaganda in- 
terressiert. Das, was wir sagen und was 
wir versprechen und das was wir zei- 
gen, ist das, was wir sind. Wir sind kei- 
ne Propagandaleute und darin unter- 
scheiden wir uns von vielen anderen 
Kräften. Aber wir sagen auch, dass un- 
sere Verantwortung die kolumbiani- 
sche Revolution ist, als erster Schritt. 
Und deshalb widmen wir unsere Kräf- 
te dem Aufbau und der Entwicklung 
dieser Stärke, und wenn wir auf natio- 
naler Ebene präsent sind, dann gehen 
wir nach außen. Es gibt eine große Un- 
kenntnis über die FARC, und da den- 
ke ich müssen wir auch selbstkritisch 
mit umgehen und vielleicht haben wir 
uns geirrt. Aber auch wegen zwei 
Dingen auf internationaler Ebene; 
zum einen den Sturz des sogenannten 
Realsozialismus in Osteuropa, die gan- 
ze Phase des Postmodernismus, und 
der große ideologische Ansturm des 
Kapitalismus, der die Leute glauben 
lässt, dass der Aufbau des Sozialismus 
nur ein Traum ist, der nichts mit der 
Realität zu tun hat, der verkündet, dass 
der Kampf für eine gerechte Gesell- 
schaft, für eine Gesellschaft die die 
Interessen, die Gefühle und die Wün- 
sche aller Kolumbianer beantwortet, 
eine Sache ist, die der Vergangenheit 
angehört. Was viele Leute glauben 
macht, dass der Guerrillakampf etwas 
Romantisches ist, nicht etwas Reales, 
das für ganz konkrete Dinge antritt 
und sich auf objektive Gründe beruft. 
Und solange diese Gründe nicht be- 
hoben sind, kann der Krieg nicht zu 
Ende sein. Wir als Guerrillabewegung 
sind nicht der Grund für die Gewalt 
und für den Krieg. Wir sind die Konse- 
quenz einer Politik der Gewalt, die die 
USA, der kolumbianische Staat und 
seine Regierung unserem Land aufer- 
legt haben. Das hat auch mit der feh- 
lenden Solidarität zu tun; zum einen 
die Desinformation, und zum anderen 
diese Ernüchterung und Enttäu- 
schung, diese ganze Etappe, die alle 
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revolutionären Bewegungen der Welt 
durchleben mussten, und die jetzt erst 
langsam wieder anfangen, sich stärker 
zu artikulieren, weil klar ist, dass eine 
Veränderung der Gesellschaften nötig 
ist, dass der Aufbau des Sozialismus 
nötig ist. Die Verleumdungskampag- 
ne, die unseren Kampf für Gerechtig- 
keit diffamiert, läuft auf vollen Touren 
und ist sehr gut organisiert und ver- 
breitet, was leider auch bei einigen 
Teilen der Bevölkerung angeschlagen 
hat, sogar bei Teilen die sich Linke 
nennen, die uns als Drogenterroristen 
und Menscherechtsverletzer bezeich- 
nen. Und nichts davon ist richtig. Wir 
haben absolut keine Beziehung zum 
Terrorismus, und auch nicht mit dem 
Drogengeschäft. Genauso wenig ver- 
letzen wir die Menschenrechte der 
Bevölkerung, unseres Volkes für das 
wir doch kämpfen. Diese internationa- 
len Pressekampagnen gegen die FARC, 
in denen ganze Flüsse von Tinte ver- 
schwendet werden, schaffen nicht nur 
eine Desinformation sondern auch ei- 
ne gezielt falsche Information, und das 
ist noch schlimmer. Damit müssen wir 
umgehen, und andere Guerrillabewe- 
gungen waren dem in diesem Maße 
glücklicherweise nicht so ausgesetzt. 
Aber hier stehen wir, und deshalb ist 
es für uns auch so wichtig, diese Art 
von Möglichkeiten zu nutzen, die uns 
alternative Medien bieten, um unsere 
Realität aufzuzeigen, um zu zeigen, 
wer wir wirklich sind und wenigstens 
in etwas dieser grossen Desinforma- 
tionskampagne der monbolitischen 
Presse zu widersprechen. Also, ich sa- 
ge in etwas, nicht weil wir nicht allem 
widersprechen, sondern weil der Ein- 
fluss und Radius der alternativen 
Medien noch sehr klein ist, aber er ist 
wichtig, weil er die konsequenteren 
Leute erreicht, die sich engagieren 
können, und in der Tat ist es auch das, 
worum wir bitten, nämlich dass sie 
sich einsetzen und sich in Reprodu- 
zenten dieser Realität verwandeln, 
oder dass sie wenigstens die Informa- 
tion von beiden Seiten haben, das sie 
ihr Recht auf freie Meinungsbildung 
ausüben. 


Wie beurteilt ihr die Präsenz der an- 
deren starken Guerrillagruppe, der 
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ELN, nachdem es mit der Coordinado- 
ra Guerrillera Simön Bolivar einen 
Prozess der Einheit der Guerrillas ge- 
geben hat der offensichtlich geschei- 
tert ist? Zur Zeit sieht es eher so aus als 
ob sich die Einheit nicht auf der Ebene 
der beiden Organisationen als solche 
ergibt, sondern punktuell und lokal 
in verschiedenen Regionen Kolum- 
biens. Wie können die beiden Guerril- 
las zusammenarbeiten? 


Es ist ja nicht so, dass sich das nicht auf 
der Ebene der Organisationen ergibt. 
Die Demonstrationen der Einheit, die 
gemeinsamen Aktionen, die Forderun- 
gen nach gemeinsamen Aktionen wer- 
den von den Organisationen gemacht. 
Wir haben eine landesweite Politik, 
und niemand kann in irgendeiner be- 
liebigen Region des Landes einfach 
machen was ihm gerade einfällt, ohne 
die Zustimmung unserer nationalen 
Leitung zu haben, dem Sekretariat. Ich 
glaube, das ist wichtig klarzustellen. 
Das heißt es ist der Ausdruck dessen, 
was die FARC als strategisches Ziel vor- 
gibt: die Einheit. Aber das muss eine 
reale Einheit sein, das soll heißen, dass 
es uns nichts bringt davon zu reden 
das wir vereint sind wenn wir es nicht 
sind. Die Coordinadora Guerrillera 
Simön Bolivar war eine positive Erfah- 
rung, aber wie Du sagst, ist sie ge- 
scheitert. Aber wir sind weiterhin in 
diesem Prozess und dabei, diese Ein- 
heit aufzubauen, da gehen wir Schritt 
für Schritt. Wir sagen nicht, dass wir 
morgen eine einzige Kraft bilden, das 
ist nicht zu schaffen. Es ist unser Ziel, 
und die Politik der FARC wertet die 
Einheit als strategisch vital. Leider ist 
diese Angelegenheit objektiv und 
nicht subjektiv, es ist nicht einfach so, 


dass wir die Einheit wollen und uns 
vereinen. Es gibt Punkte, die müssen 
wir klären und diskutieren. Aber un- 
sere Politik ist, diese Diskussion nicht 
öffentlich zu führen, weil wir glauben 
all diese Probleme öffentlich auszutra- 
gen, hilft dem Prozess der Verständi- 
gung, der das wichtigste ist, kein Stück 
weiter. Es gibt Komunikationskanäle, 
es gibt Diskusionen, es gibt die Kons- 
truktion der Einheit, und lassen wir 
zu, dass diese Kanäle funktionie- 
ren. 


= Wie beurteilt ihr die Entwicklung 
in Venezuela und die bolivaria- 
nische Revolution von Hugo Cha- 
vez, der beschuldigt wird, die 
Guerrillabewegungen in Kolum- 
bien zu unterstützen? 


Sieh mal, wir haben eine Politik 
und die halten wir auch ein. So 
wie es uns nicht gefällt, dass an- 
dere kommen und sagen, was wir zu 
tun haben, weder öffentlich noch pri- 
vat — und wir akzeptieren konstrukti- 
ve Kritik an den Orten, wo sie gemacht 
werden soll—, so machen wir das auch 
nicht mit anderen Kräften. Aber was 
ich sagen kann, ist das, Präsident 
Chavez und seine politische Bewe- 
gung nicht die FARC finanzieren. Die 
FARG ist selbstfinanziert und autark 
und deshalb gegenüber anderen 
Machtzentren auch unabhängig in ih- 
rer politischen Konzeption. Weder die 
Sowjetunion noch Kuba hat uns fi- 
nanziert, und ebensowenig finanziert 
uns Chavez, oder wir uns durch den 
Drogenhandel, das ist die Grundvo- 
raussetzung für unsere politische Un- 
abhängigkeit. Das nur zur Klärung, Wir 
haben politische Beziehungen zu den 
Parteien in Venezuela, so wie auch zu 
vielen Regierungen; natürlich. Aber 
das sind Beziehungen eines Staates 
der entsteht, und den die FARC reprä- 
sentiert. Die Tatsache, dass wir diese 
Beziehungen haben, heißt nicht, dass 
sie uns helfen die FARC aufzubauen. 


Aber noch mal zu Venezuela: die Re- 
gierung Chavez ist für das Imperium 
äußerst unbequem. Wie seht ihr den 
Widerstand in Lateinamerika, und 
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kann Venezuela als Wegbereiter für 
andere Prozesse analysiert werden? 


Nein. Wir glauben, dass die Politik des 
Imperiums jegliche Opposition be- 
kämpfen will. In diesem Sinne geht die 
Blockade gegen Kuba weiter, die seit 
40 Jahren versucht die kubanische 
Revolution wirtschaftlich zu ersticken 
und in politische Probleme zu verwi- 
ckeln. Das ist genau das selbe, was sie 
jetzt mit Chavez machen. Chavez kann 
weder ja noch nein sagen, weil ihm al- 
les uminterpretiert und in Widersprü- 
che getrieben wird, seine Beziehun- 
gen zu uns, usw. Das Imperium will 
die Völker Lateinamerikas seinen In- 
teressen unterwerfen. So steht es zum 
Beispiel in den Dokumenten von San- 
ta Fe 4, wo es ganz klar heißt, dass die 
natürlichen Resourcen Lateinamerikas 
den nationalen Interressen der US- 
Wirtschaft dienen müssen. Für sie ist 
Lateinamerika nach wie vor ihr Hinter- 
hof, als Lieferant billiger Arbeitskräfte, 
Bodenschätze, Nahrungsmittel, und 
allem, was sie brauchen, während an- 
dere Länder kein Recht auf Selbstbe- 
stimmung, Souveränität und Würde 
haben, und ihre Menschen nicht frei 
sein können. 


Der Plan Colombia ist ein Plan, der 
nicht nur Kolumbien, sondern auch 
die gesamte Andenregion betrifft, und 
Ecuador ganz im Speziellen. Wie seht 
ihr den Widerstand gegen den Plan, 
der über die kolumbianischen Gren- 
zen hinausgeht? 


Wir haben den Plan Colombia von An- 
fang an als einen Kriegsplan denun- 
ziert, der sich an erster Stelle gegen 
Kolumbien und seine Bevölkerung 
richtet und an zweiter Stelle gegen La- 
teinamerika und die Karibik. Denn der 
Plan Colombia geht in Kolumbien los, 
aber sein Ziel ist Lateinamerika und 
die Karibik, das Objektiv ist die Amazo- 
nasregion. Also sagen wir, dass der 
Kampfgegen den Plan Colombia mehr 
ist als eine Solidarität mit dem kolum- 
bianischen Volk, für die wir uns bedan- 
ken, denn der Kampf und die Aktionen 
gegen den Plan Colombia in den an- 
deren Ländern ist Bestandteil der je- 


weiligen nationalen Kämpfe. Denn der 
Plan Colombia ist Teil der imperialen 
Mandate, die darauf abzielen, die geo- 
strategische Position der USA zu 
zementieren, durch die Rekolonisie- 
rung. Nicht dass unsere Länder irgend- 
wann mal unabhängig gewesen sind, 
aber in dieser globalisierten Welt, wie 
sie es nennen, in diesem Wettstreit der 
Wirtschaftsblöcke auf der einen Seite 
die USA, auf der anderen Deutschland 
mit seiner Europäischen Union, und 
außerdem Japan und dem asiatischen 
Teil, müssen die USA sozusagen die 
Reihen schließen und ihre Herrschaft 
reorganisieren, weil sie sehen, dass in 
kürzester Zeit, andere mit ihnen um 
die Vormachtstellung konkurrieren. 


Teil, genauso wie der Plan 
Puebla Panama, der ALCA und 
die Dollarisierung der Wirtschaft 
in Ecuador und El Salvador. Und 
ein weiterer Teil davon ist die 
Transnationalisierung des 
Rechts, was heißt, dass die 
Rechtssprechung der Gringos 
die Rechtssprechung für alle ist, 
ohne unser Recht und unsere 
Souveränität anzuerkennen. Es 
ist die Aberkennung unseres 
Rechtes als Nationen selbstbe- 
stimmt zu sein. Und deshalb sa- 
gen wir, dass das Recht auf Re- 
bellion ausgeübt werden muss, denn 
es ist notwendig Gesellschaften aufzu- 
bauen, die den Interressen und der 
Urteilskraft ihrer Bevölkerung. ent- 
sprechen. Und darum muss gekämpft 
werden, in welcher Form auch immer, 


global action 


che Bedingungen vorhanden sind, ge- 
gen den Plan Colombia, gegen den 
Plan Puebla Panamä, gegen den ALCA 
und gegen jede Form der Herrschaft 
des Imperiums über unsere Länder. 


Und davon ist der Plan Colombia ein je nach dem, wie man denkt und wel- | 
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INTERVIEW MIT DEM ANTIRACIST ANTISEXIST 
SUMMERCAMP PROJECT 


Vom 17.-20. Januar 2002 fand in 
Bremen die Crossover-Conference 
statt. Die vorbereitende Antiracist 
Antisexist Summercamp-Project- 
Gruppe aus Berlin, Bremen und 
Warschau hatte ursprünglich be- 
reits für den Sommer 2001 ein ein- 
wöchiges Camp ins Auge gefasst. 
Das Camp ist nun für dieses Jahr 
angesetzt, der Kongress ist somit 
eher eine Vorbereitungsveranstal- 
tung. Die Summercamp-Gruppe ist 
2000 auf einem Grenzcamp ent- 


standen und kommt damit schon 
aus einem Rahmen, der relativ vie- 
le Berührungspunkte für verschie- 
dene Linke Gruppen bot. Erklärtes 
Ziel der Conference ist es folglich 
auch, verschiedene Spektren wie- 
der einmal oder auch erstmals zu- 
sammenzubringen und eine Ver- 
bindung zwischen universitärem 
Diskurs und Bewegungspolitik zu 
schaffen. Im Vorfeld der Conferen- 
ce hat phase zwei mit deren Initia- 
torinnen gesprochen. 


Das Sommercamp-Projekt ist im Som- 
mer 2000 auf einem antirassistischen 
Grenzcamp entstanden. Wie stark 
seht ihr euch diesem Hintergrund ver- 
bunden? 


Zunächst einmal: Wir sind eine ziem- 
lich kleine aber sehr heterogene Grup- 
pe aus drei verschiedenen Städten. 
Nicht für alle war das Grenzcamp der 
zentrale Ansatzpunkt, einige sind erst 
später dazugekommen, weil sie von 
den sexistischen Strukturen ihres „Sze- 
nealltags“ angenervt waren und im 
Projekt eine sinnvolle Betätigung da- 
gegen gesehen haben. Für die Initia- 
torInnen des Projekts waren es aber 
vor allem die sexistisch-rassistischen 
Vorfälle auf den letzten beiden Grenz- 
camps, die den Ausschlag dafür gege- 
ben haben, sich Gedanken um neue 
Interventionsformen zu machen. Ob 
diese dann auf dem nächsten Grenz- 
camp in Thüringen angewendet wer- 
den oder ob es ein eigenes antisexis- 
tisch-antirassistisches Camp geben 
wird, wird sich wahrscheinlich im Out- 
put der Conference zeigen. 


Grob zusammengefasst: Was sind eu- 
re wichtigsten Kritikpunkte an den 
linken, bewegungsorientierten Grup- 
ben, aus denen ihr hervorgegangen 
seid? 
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Die meisten Gruppen beschäftigen 
sich halt nur mit der Analyse und dem 
Kampf gegen ein Herrschaftsverhält- 
nis, meist Rassismus oder Sexismus 
oder Kapitalismus. D.h., dass blinde 
Flecken übrig bleiben, wie sie auf den 
Grenzcamps sichtbar wurden. Die Fra- 
ge ist, wie Verknüpfungen aussehen, 
und wie der Tisch beschaffen sein 
muß, an dem sich die unterschiedli- 
chen Leute dann zusammen finden 
können. Das fängt bei der Frage nach 
einer für alle verständlichen Sprache 
an, geht über Sprachverhalten, das je 
nach Dominanz oder Atmosphäre ei- 
nige Leute abschreckt, bevor wir über- 
haupt inhaltlich reden können, wo es 
dann wichtig wird, welches Wissen, 
welche theoretischen und praktischen 
Erfahrungen denn stillschweigend vo- 
rausgesetzt werden, was dann weitere 
Ausschlüsse produzieren kann... 

Die theoretische Verknüpfung 
der Analyse von Herrschaftsverhältnis- 
sen ist ja schon älter, wie z.B. feminis- 
tischer Marxismus oder der postkolo- 
niale feministische Diskurs. In der 
Praxis bestehen aber nur wenige An- 
sätze. Es geht uns darum, den analyti- 
schen Blick so zu verinnerlichen, dass 
wir in der Lage sind, Unterdrückung 
zu erkennen und die weiße, heterose- 
xuelle, deutsche Normalität anzugrei- 
fen. Das kann über Sprache funktio- 
nieren oder darüber, dass z.B. 
sexistische Sehgewohnheiten gestört 
werden. Oder über provokative Stra- 
ßenaktionen wie PinkSilver. Sicher ist 
es unbequem und nicht besonders 
„hip“, sich Gedanken über die eigene 
Identität zu machen, über die eigenen 
Privilegien als WeißeR oder körperlich 
„normal“ FunktionierendeR oder als 
männlich kategorisiertes Subjekt. Es 
verunsichert halt, was in einer Welt, 
wo immer alles eindeutig und stark zu 
sein hat, eher uncool ist. Es gibt in 
großen Teilen der Linken noch sehr 
wenig Sensibilität für Brüche. Gerade 
im Antifabereich erscheinen in den 
Publikationen häufig stereotypisierte 
(vereinheitlichte?) Geschlechterbilder, 


wie z. B. in eurem zweiten Heft die 
anatomische Darstellung von Frau- 
Mann-Mädchen-Junge. Wo sind die In- 
tersexuellen, Transgenders etc.? Und 
wo geht aus so einer Darstellung her- 
vor, dass geschlechtliche Zuweisung 
genau so ein Konstrukt ist wie Hautfar- 
be? Auch das Abfeiern des männlichen 
antifaschistischen Kämpfers 4 la Cap- 
tain America (Comicheld) haut in die- 
selbe Kerbe. Auch Antifas weinen... 


Unter eurem Kongress-Flyer steht „An- 
tiracist Antisexist Summercamp Pro- 
Jject“. Bezieht ihr euch auf eine be- 
stimmte Rassismus/Sexismus-Analyse? 


Unser Konzept ist, unterschiedliche 
Ansätze zusammen zu bringen. Die Be- 
hauptung der einen, wahren Analyse 
würde diesem Konzept widerspre- 
chen. Zentral ist das Hinterfragen der 
eigenen Identität: Welche Identitä- 
t(en) hab ich, wie viele brauch ich, wo 
kommen die her, wie stelle ich die her? 
Und vor allem: Wo produzieren die 
Ausschlüsse, z. B. gegenüber Frauen, 
Nicht-Weissen, anders gekleideten 
Personen? 

Was den theoretischen Hinter- 
grund angeht, beziehen sich viele von 
uns auf (de)konstruktivistische Ansät- 
ze. Übrigens durchaus auch kritisch: 
Für uns geht es nicht an, zu sagen: 
„Juchhe, Geschlecht und den ganzen 
Kram gibt's ja nicht, ist alles nur kon- 
struiert, und somit brauchen wir auch 
das Definitionsrecht der Frau im Ver- 
gewaltigungsfalle nicht mehr.“ Diese 
Argumentation ist zu weit weg von den 
gesellschaftlichen Rahmenbedingun- 
gen, und dass auch in der Postmoder- 
ne als Frauen kategorisierte Subjekte 
weiterhin aufgrund ihres zugeschrie- 
benen Geschlechts Diskriminierungen 
erfahren, läßt sich für uns nicht von 
der Hand weisen. Was uns noch ver- 
bindet, sind verschiedene Kritikpunk- 
te an Identitätspolitik: Identitäten sind 
für uns ein Teil von Herrschaft, sie pro- 
duzieren Aus- und Einschlüsse und 
machen Unterschiede zu einem be- 
stimmten Zweck unsichtbar. Durch ei- 
nen dominanten Diskurs wird eine 
Identität konstruiert, z. B. wie eine 
linksradikale Identität auszusehen hat 


oder wie eine politische Praxis „gear- 
tet“ sein muss. Der organisierte Ideal- 
Antifaschist ist eher keine Tunte, und 
die Ideal-Lesbe geht nicht mit Perso- 
nen ins Bett, die einen Penis haben. 
Und wenn du es anders handhabst, 
fällst du halt auf. Es gibt also eine 
„Normalität“, die bestimmte Hierar- 
chien produziert. Die gilt es, sichtbar 
zu machen und anzugreifen, weil sie 
dafür sorgen, dass eine weiße, männ- 
liche, heterosexuelle Herrschaft stabi- 
lisiert wird. Das heißt, dass es sich ei- 
gentlich widerspricht, Männlichkeit 
nicht zu hinterfragen, aber gleichzeitig 
wirkungsvolle antirassistische Politik 
machen zu wollen. Entweder wird der 
eigene Sexismus zugunsten eines an- 
deren ausgeblendet („Die Taliban un- 
terdrücken ihre Frauen.“) oder ein Un- 
terdrückungsverhältnis (Rassismus) 
wird als wichtiger als ein anderes (Se- 
xismus) erachtet, und eine Verknüp- 
fung findet nicht statt. 


Trotz dieser Kritik wollt ihr keine Er- 
weiterung akademischer Debatten 
sein, sondern praxisbezogen arbeiten. 
Gibt es Bewegungslinke, in deren 
Strukturen ihr hinein wirken möch- 
tet? Oder seid ihr eher der Ansicht, 
dass völlig neue Praxisansätze ent- 
wickelt werden müssen, um eurer 
Kritik Rechnung zu tragen? 


Beides wäre schön bzw. bedingt sich. 
Aber erstmal geht es uns darum, eine 
Debatte anzustoßen und neue Praxis- 
formen zu entwickeln. Die Konferenz 
ist dabei der Anfang eines Entwick- 
lungsprozesses. Einige Workshop- 
leiterInnen haben sich Gedanken dar- 
über gemacht, wie sich 
Zweigeschlechtlichkeit und Krieg zu- 
sammen denken lassen. Oder Behin- 
derung und Feminismus. Das muss ich 
erst mal denken lernen, und dann 
kann ich schauen, wie ich damit Nor- 
malitäten angreife. So wird ein Be- 
standteil der Conference Kopfrockerei 
sein, die Begegnung untereinander 
und die Auseinandersetzung mit Pra- 
xisformen Anderer. Es wird sicherlich 
in Bremen einiges an Aktionen ge- 
schehen, der Raum dafür ist jedenfalls 
da. Zudem gibt es im Workshopplan 
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einen Open-Space-Block, wo alles 
Platz hat, was wir nicht abgedeckt ha- 
ben, wo Leute auch spontan was an- 
zetteln können. 


Wie geht's nach Kongress und Som- 
mercamp weiter? Versteht ihr euch als 
Vorbereitungskomitee für diese Initia- 
tiven oder könnt ihr euch vorstellen, 
auch weiterhin in diesem Zusammen- 
hang politisch aktiv zu sein? 

Die Vorbereitungsgruppe sind 12 
Leute aus Berlin, Münster und Bre- 
men. Nicht alle werden nach der Kon- 
ferenz dieselben Projekte weiter ver- 
folgen, zumal wir hoffen, dass in der 
Folge der Konferenz neue Projekte 
entstehen. Wir planen aber ein Nach- 
bereitungswochenende im Frühling in 
Berlin und haben die Idee des Som- 
mercamps. Das läuft vielleicht in Ko- 
operation mit unseren polnischen Ge- 
nossInnen. In Polen wird es am 8. 
März in Warschau Aktionen geben, 
und es besteht von dort aus großes In- 
teresse an einer Beteiligung deutscher 
Linker. Für einige von uns ist nach wie 
vor klar, auch auf dem nächsten anti- 
rassitischen Grenzcamp mit antisexi- 
stischer Kritik und Intervention prä- 
sent zu sein. 


Vielen Dank fürs Interview. 
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REZEPTION SUMMERCAMP-INTERVIEWS 


Der Kongresstitel deutet an, was 
das inhaltlich-theoretische Haupt- 
anliegen der Crossover Conference 
ist: Macht- und Herrschaftsverhält- 
nisse sollen in ihren Verschrän- 
kungen gedacht werden, für die 
praktische Politik sind entspre- 
chende Konsequenzen angestrebt. 
Womit der Anspruch gegeben ist, 
Patriarchat, Heteronormativität, 
Antisemitismus, Rassismus, Kapi- 
talismus und all die anderen Is- 
men nicht nur als Teilbereiche 
einer übergeordneten revolutio- 
nären Theorie und Praxis zu 
bestimmen und entsprechend ab- 
zuhandeln. Vielmehr ginge es da- 
rum, Spannungen zwischen den 
unter Linken gemeinhin von- 
einander abgegrenzten Dis- 
kursen fürs eigene Handeln 
nutzbar zu machen. Dieses 
Anliegen könnte sich aus 
einer _dekonstruktivis- 
tischen Gesellschaftsana- 

Iyse ergeben. Eine 

Position, die von der so- 

zialen  Konstruiertheit 

von Identitäten und Wirk- ® 
lichkeiten ausgeht, würde ® 
damit die Notwendigkeit 
betonen, eben wegen ihrer 
fortdauernden Konstruiert- 
heit Identitäten und Wirk- 

lichkeiten ernst zu nehmen 
und Ansprucb auf ihre 
Destruktion und Neukonstruk- 
tion zu erheben. Das klingt extrem 
nach akademischem Diskurs, ist es 
auch - und vor allem in diesem 
Fall ist es Anliegen des Summer 
Camp Project, Grenzen neu zu be- 
stimmen, zu „overcrossen“. Was 
könnten also die Versprechen sein, 
die eine Konfrontation von Bewe- 
gungspolitik und akademischer 
Linker bereithält - und für wen 
sind diese Versprechen? Die fol- 


genden Abschnitte dieses Artikels 
geben weder die Kritik der Kon- 
gressveranstalterInnen an der ra- 
dikalen Linken wieder, noch sol- 
len sie als Abrechnung mit ihr 
verstanden werden. Vielmehr han- 
delt es sich um Vorschläge für 
kritische Blickwinkel einer Selbst- 
betrachtung im Rahmen identi- 
tätskritischer Konzepte, wie sie 
auch auf der Crossover Con- 
ference verhandelt werden sollen. 


Feel 
the difference 


Dass identitäre Positionen be- 
stenfalls problematisch sind, hat sich 
mittlerweile auch bei so mancher 
Antifa herumgesprochen. Unter den 
ersten Positionen, die von der ent- 
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sprechenden Kritik unter Feuer ge- 
nommen wurden, war die liebevolle 
identitäre Verschmelzung mit nationa- 
len Befreiungsbewegungen im Trikont 
— nicht nur der positive Bezug auf ein 
nationales Kollektiv lieferte den Kriti- 
kerInnen Munition, auch die 
Festschreibung rassistisch/kulturalisti- 
scher Kategorien müssen die Vor- 
kämpfer internationaler Solidarität mit 
ausgebeuteten „Ureinwoh .ner .In 
„nen“ sich durchaus zurecht vorhalten 
lassen. Jeder „Befreiungskampf“ birgt 
das Unbehagen, dass das zu befreien- 
de Subjekt immer schon problema- 
tisch, weil konstruiert ist und damit 
niemals so homogen, wie es erscheint. 
Noch dazu läuft seine Postulierung 
selbst Gefahr, nicht nur einen ge- 
sellschaftlichen Diskurs abzubil- 
den sondern ihn gleichsam mit 
herzustellen. Wer die ideel- 
le„Dritte-Welt-Frau“ als aus- 
gebeutetstes und damit 
revolutionärstes Subjekt or- 
tet, bastelt mit an einem 
Weltbild, das die Mensch- 
> heit in „Zivilisierte* und 
„Zurückgebliebene* teilt. 
Ein ähnliches Dilem- 
ma gilt auch für die Veror- 
tung revolutionärer Antifas: 
Deren _ Selbstinszenierung 
kann, solange sie konsistent da- 
herkommen will, immer nur zwi- 
schen den zwei Polen umschla- 
gen, die bürgerliche Demokratie ihr 
eröffnet: Entweder als ihr wohlmei- 
nender Kritiker oder aber als ihr 
äußeres Anderes, das sich am ein- 
drücklichsten in Militanz (Gewalt & 
Randale) niederschlägt. So wie die 
Rezeption der EZLN unter europäi- 
schen Linken unweigerlich in die vor- 
gefertigte Grobstruktur von deren 
Identifikationswünschen fließt, füllt 
der schwarze Block die Erwartung des 
bürgerlichen Subjekts an die Präsenz 
radikaler Antithesen. Die Wahrnehm- 
barkeit dieser Antithesen (Linke Prä- 
senz in den Medien) ist damit auf kei- 


nen Fall per se ein Angriff auf die herr- 
schende Gesellschaft, sondern poten- 
tiell ihre Bestätigung. 

In linken Aktionszusammen- 
hängen bedeutet die Rezeption einer 
Kritik an identitärer Politik zumeist, zu 
erklären, mensch mache jetzt eben 
„strategische Identitätspolitik“. Fak- 
tisch heißt das für gewöhnlich, dass 
die Konstruiertheit auch eigener Iden- 
titätskonzepte anerkannt wird, man 
aber keine anderen hat und deshalb 
weitermacht wie bisher. Eine konse- 
quentere Praxis wäre es, die Antifa- 
Identität auch öffentlich zu brechen. 
Die diffuse Idee Pop-Antifa hat schein- 
bar leider eher das Gegenteil erreicht: 
Ihre Mainstream-Affirmation bestätigt 
letztlich, was jeder anständige Linksli- 
berale geahnt hat: Radikale haben 
schon immer zu einer ordentlichen 
Gesellschaft gehört, und Pop war im- 
mer schon irgendwie radikal. 


Ein Hauptwiderspruch 
beißt sich durch 


Die LeserIn mit diesen depri- 
mierenden Überlegungen erst einmal 
im sauren Regen der Postmoderne ste- 
hen lassend, lässt sich der Blick noch 
einem anderen monströsen Verspre- 
chen von Crossover-Betrachtungswei- 
sen zuwenden. Die Rede ist von der 
schon angesprochenen Verschrän- 
kung und Durchdringung von Macht 
und Herrschaft. Konsequent gedacht 
stellt sich damit die Frage der Priorität 
von Politikfeldern, konkret gesagt: die 
Erklärungshoheit des und scheinbare 
Radikalitätsgewährleistung durch Anti- 
kapitalismus. Zwar ist die Hauptwider- 
spruchsthese weitgehend diskredi- 
tiert, gleichzeitig bestimmt sie aber 
nach wie vor den linksradikalen Blick- 
winkel, der jedes gesellschaftliche 
Machtverhältnis auf Verwertungslogik 
zurückzuführen geneigt ist. Es lässt 
sich zwar kaum abstreiten, dass öko- 
nomische Diskurse wohl alle anderen 
gesellschaftlichen Verhältnisse kreu- 
zen und in sie einfließen — ähnliches 
gilt aber für Geschlechterdiskurse, Ra- 
ssismen und Kulturalismen. Präsent 
bleibt der Hauptwiderspruch somit als 
einzige Bezugsachse für die Analyse 


anderer gesellschaftlicher Verhältnis- 
se. Ein Ineinanderlesen von z.B. Hete- 
rosexismus und Rassismus oder Anti- 
semitismus und Fortschrittsideologie 
wird dagegen in der Bewegungslinken 
nicht angegangen. Stattdessen gilt 
Antikapitalismus nach wie vor als ulti- 
mative Markierung für linksradikale 
Positionen. Nicht weiter verwunder- 
lich erscheint in diesem Kontext das 
vielbeklagte Unvermögen vieler Lin- 
ker, Sexismus außerhalb von Katego- 
rien der marxistischen Analyse von 
Arbeitsteilung zu denken oder Rassis- 
mus als etwas anderes zu Analysieren 
denn als spalterische Strategie des 
Kapitals. 


Diffuses Licht am Ende des 
Tunnels? 


Kann die Bewegungslinke, ins- 
besondere die Antifa, sich mit diesen 
schlaglichtartig angerissenen Diskur- 
sen produktiv treffen? Nötig wäre da- 
für eine Auseinandersetzung, die be- 
reit ist, beide Seiten in Frage zu stellen, 
also sowohl identitätskritische Diskur- 
se auf ihre Tauglichkeit für politische 
Konzepte abzuklopfen als auch sich 
von eventuell liebgewonnener Praxis 
zu verabschieden. Die Crossover Con- 
ference kann und will in diesem Be- 
reich keine programmatische Leistung 
vollbringen, sie ist eher der Versuch zu 
einer überfälligen partiellen Zusam- 
menführung, die nicht mit dialekti- 
scher Synthese verwechselt werden 
sollte. „Die“ linke, identitätskritische, 
dekonstruktivistische und praxisfähige 
Struktur kann nicht geschaffen wer- 
den, sondern nur verhandelt. Für die 
Antifa würde eine ernsthafte Auseinan- 
dersetzung mit diesen Ansätzen eine 
Bereitschaft voraussetzen, sich in ein 
unabgeschlossenes, schwammiges 
Kontinuum einzubringen, das weder 
das Versprechen einer klaren Utopie 
noch eindeutiger politischer Hand- 
lungsanweisungen birgt. 
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ARBEITEN LASSEN. 


Vortrags- und Disksussionsreihe 
gegen die Arbeit (c) BgR Leipzig 


16101102 mit Ernst Lohoff. 


N) :sphärentrennung" = 
13102102 mit Roswitha Scholz. 


S "The final countdown" 
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13103102 mit Norbert Trenkle. 


S "Dauerkrise Arbeit" 
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10104102 mit Michael Heinrich. 


"Es gibt kein 
Recht, auf Arbeit" 
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24104102 mit BgR ReferentiInnen. 


"Freiheit und 
Wahn deutscher Arbeit" 
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15105102 mit Andrea Woeldike 
und Holger Schatz. 


Texte, Veranstaltungsorte, Updates auf: 


www.left-action.de/arbeit 


www.kweb.de Linke Plitik monatlich zum 
Einzelpreis von 4,20 € 


analyse & kritik 


Zeitung für linke Debatte und Praxis 


In der neuen Ausgabe 458: 


Schwerpunkt: 
Macht statt Recht? 


%* Milosevic in Den Haag 


%* Norman Paech zu 
Kriegsverbrechen der NATO 

%* Yehuda Bauer über Singularität 
und Vergleichbarkeit der Shoah 

%* SPD und PDS üben New Labour 

* Einwanderungspolitik der USA 


%* Hegemoniestrategien der Nazis 
in Mecklenburg-Vorpommern 


Probeabo bestellen: 


3 mal AR für 5 €* 


* Schein/Scheck beilegen! Verlängert sich zum Jahresabo, 
wenn nicht nach Erhalt der zweiten ak gekündigt wird. 
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ZUM SPANNUNCGSSFELD ZWISCHEN BEVÖLKERUNGS- 
POLITIK, IMPERIALISMUS UND BIOTECHNOLOCGIEN 


In der aktuellen Diskussion um 
Biotechnologie und Stammzellen- 
forschung rückt ein Thema wieder 
in den Vordergrund, welches von 
den radikalen Linken seit den 
80er Jahren kaum noch themati- 
siert wurde. Die Rede ist von Bevöl- 
kerungspolitik. Vor allem Frauen- 
zusammenhänge intervenierten 
zu der Zeit massiv in die Thematik, 
ihre Parteinahme drückte sich in 
Solidaritätsarbeit, der Finanzie- 
rung und dem Bau von Frauenge- 
sundbheitszentren v.a. im Trikont, 
aber auch in militanten Aktionen 
wie denen der RZ/Rote Zora aus, 
die mit Brand- und Sprengsätzen 
gegen die patriarchal-imperiali- 
stische Politik und Infrastruktur 
der Bevölkerungsplaner, Pharma- 
konzerne und Forschungslabore 
vorgingen. 

Aufgrund der Brisanz des 
Themas und seiner Wichtigkeit in 
der Entwicklung neuer Produk- 
tionsmöglichkeiten, definierte das 
BKA schließlich Ende der 80er 
Jahre die Themen Flüchtlings- und 
Bevölkerungspolitik, sowie Gen- 
technik zu „anschlagsrelevanten 
Themen“. Die Beschäftigung mit 
diesen Themen war fortan Grund 
für zahlreiche Ermittlungsverfah- 
ren. 

Heute hat die Bevölkerungs- 
politik über ihre gentechnische 
Verknüpfung hin zu den Biotech- 
nologien eine neue Qualität er- 
reicht, womit die Möglichkeiten 
der Veränderung und Verwertung 
von Bevölkerung sich enorm ver- 
größert haben. Selbst eine biologi- 
sche Neunormierung des 
Menschen scheint über die Bio- 
technologien denkbar [sog. Keim- 
bahnmanipulation)]. 

Das diesen „fantastischen“ 
technischen Erneuerungen Wider- 
stand entgegen gebracht werden 
muss, ergibt sich aus Beschreibung 


der historischen Entwicklung von 
Bevölkerungspolitik, deren Wir- 
kungsweisen und imperialisti- 
schen Implikationen vor allem in 
der Zeit nach 1945. Die aktuellen 
Entwicklungen im Bereich der em- 
bryonalen Stammzellenforschung 
und Biotechnologie stehen nicht 
nur in dieser Kontinuität, sondern 
werden die bevölkerungspoliti- 
schen Möglichkeiten enorm ver- 


größern. 


Bevölkerungspolitik - 
mal bunt mal braun 


Wenn von Bevölkerungspolitik 
die Rede ist, ist damit „der geplante, 
methodische Eingriff in das generati- 
ve Verhalten von Bevölkerungen oder 
Bevölkerungssegmenten“ ! gemeint. 
Bevölkerungspolitik liegt im Interesse 
jeder Form von Herrschaft. Bevölke- 
rungspolitik wird aus kapital- und/ 
oder staatlichen Interessen praktiziert 
— gegen die eigene Bevölkerung oder 
deren Teile oder aber gegen Bevöl- 
kerung[ssegmente] anderer Staaten. 
Was unter dem Strich steht ist einer- 
seits die Verwertbarkeit von Bevölke- 
rung als Ganzem [Wie viel Kosten pro- 
duziert Bevölkerung, wie viel bringt 
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sie für Staat und Kapital ?], oder die 
imperialistische Formung von Bevöl- 
kerung und Arbeitsmarkt nach kapita- 
listischen Kriterien in anderen Län- 
dern. Bevölkerungspolitik zielt dabei 
entweder auf qualitative oder quan- 
titative Veränderung von Eigenschaf- 
ten der Bevölkerung. 


Quantitative Bevölkerungspoli- 
tik zielt auf die Größe von Bevölke- 
rung und deren Regulierung ab. Diese 
wurde und wird in erster Linie im 
Trikont angewendet und ist dort auf 
das Verringern von Bevölkerung unter 
dem Schlagwort des „Bekämpfens von 
Überbevölkerung“ angelegt. Ebenso 
findet jedoch auch in den kapitalisti- 
schen Metropolen quantitative Bevöl- 
kerungspolitik statt, wenn auch unter 
anderen Vorzeichen und anderen Be- 
dingungen [beispielsweise betreibt 
die BRD eine pro-nataltische = gebur- 
tenförderliche Politik u.a. mit dem 
$218]. Die Instrumentarien zur Umset- 
zung quantitativer Bevölkerungspoli- 
tik sind verschieden: Sie reichen von 
der Beeinflussung von Familienzusam- 
mensetzung/ „Familienplanung“ und 
Ehe über die Betrachtung und Regulie- 
rung von Mortalität und Geburten[re- 
gelung], sowie der Ein- und Auswan- 
derung. 

Qualitative Bevölkerungspolitik 
hingegen zielt auf die Zusammenset- 


zung und Eigenschaften von Bevölke- 
rung ab. Qualitative Bevölkerungspoli- 
tik wird fast ausschließlich in den ka- 
pitalistischen Metropolen angewendet 
und ihre Instrumentarien sind eher 
wissenschaftlicher Natur: Dazu zählen 
Reproduktionstechniken wie die 
künstliche Befruchtung oder Prä-Im- 
plantations-Diagnostik (PID) genauso 
wie die aufs Engste damit verbundene 
Gen- und Biotechnologie. Auch die 
derzeitige Diskussion um die For- 
schung an embryonalen Stammzellen 
fallen in diese Sparte. Unter qualitati- 
ve Bevölkerungspolitik fällt jedoch 
auch die Einwanderung — Beispiele 
dafür sind die Green-Cards an IT-Spe- 
zialisten oder die Möglichkeiten für 
hochqualifizierte ausländische Men- 
schen, die mittels des neuen Einwan- 
derungsgesetzes die Chance gegeben 
werden soll für den deutschen Staat ei- 
nen Vorsprung in der internationalen 
Konkurrenz zu erringen. 


Die Anfänge von 
Bevölkerungspolitik 


Schon im Zeitalter des Kolonia- 
lismus und früher gab es Bevölke- 
rungspolitik zur Absicherung 
herrschender Interessen. Erste bevöl- 
kerungspolitischen Diskussionen gab 
es bereits in der 2. Hälfte des 18. Jh.. 
Der zentrale Grundgedanke der da- 
maligen sog. Populationisten war, dass 
eine steigende Bevölkerungsgröße die 
Bedingung für eine blühende Wirt- 
schaft und einen starken funktions- 
fähigen Staat sei. Im Verlauf des 19. 
Jahrhunderts mit dem entgültigen 
Durchbruch der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise, der Agglomeration von 
Bevölkerung in den Städten und der 
stetigen Ausdehnung der Produktion 
wie der Bevölkerung und den damit 
einhergehenden sozialen Problemen 
entwickelte dann Thomas Robert Mal- 
thus seine These von der „Überbevöl- 
kerung“ — nach der sich Menschen 
und Nahrungsmittel unterschiedlich 
vermehren würden und die Armen in 
Folge dessen als überzähliger Teile,ab- 
sterben“ müssten. Die Probleme wur- 
den dann auch entsprechend gelöst. 
Arme durften nicht mehr heiraten und 


große Teile der „Überzähligen“ wur- 
den in der 2. Hälfte des 19.Jh. nach 
Amerika verschifft. 

Insgesamt lässt sich feststellen, 
dass die jeweilige „positive“ (auf die 
Erhöhung von Bevölkerung ausgerich- 
tete) oder „negative“ (auf Verkleine- 
rung ausgerichtete) Art von Bevölke- 
rungspolitik schon immer Ausdruck 
der jeweiligen gesellschaftlichen Ver- 
hältnisse war. Die „positive“ mündete 
z.B. in die bismarksche Sozialversiche- 
rung zur Bindung der Arbeiterklasse 
ans System, die „negative“ weit vor 
dem Nazifaschismus in eine eugeni- 
sche Bewegung. 


Sozialdarwinismus und Eugenik 
im Kaiserreich 
und im Faschismus 


Wasser auf die Mühlen der Be- 
völkerungspolitiker brachte die von 
Ernst Haeckel Ende des 19. Jahrhun- 
derts ins Soziale umgedeutete Theorie 
Charles Darwins nach der die natürli- 
che Auslese nur die am besten Ange- 
passten überleben. Während Darwin 
seine Entwicklungsgeschichte auf das 
Tierreich bezog, bezog es Haeckel 
auch explizit auf die menschliche Ge- 
sellschaft. 

Im Kaiserreich dominierte der 
Sozialdarwinismus in der Phase des 
Imperialismus mit dem deutschen 
Streben nach „einem Platz an der 
Sonne“ den gesellschaftlichen Dis- 
kurs. Damals hieß es: „Die internatio- 
nale Politik ist die Kunst der gesell- 
schaftlichen Organismen, den Kampf 
ums Dasein auszutragen“. Am Vora- 
bend des ersten Weltkrieges forderten 
führende kaisertreue Eugeniker Bevöl- 
kerungspolitik „in den Dienst der 
Nation zu stellen“. Diese Forderung 
gipfelte erstmals 1920 in der Forde- 
rung von Wissenschaftlern „unwertes 
Leben“ zu töten. Während zu dieser 
Zeit weltweit die eugenische Bewe- 
gung ihren Höhepunkt erreichte, lag 
in Deutschland ihr Zentrum. Aus- 
drücke wie „Ballast-“ oder Defektmen- 
schen“ existierten lange vor den Nazis 
und erfreuten sich Beliebtheit bis weit 
in die Sozialdemokratie hinein. Inso- 
fern ist auch die von den Nazis umge- 
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setzte mörderische Praxis schon in 
Weimar von Politikern, Ärzten Juristen 
und dem Kapital gefordert worden. In 
diesem Punkt war damit die „Volks- 
gemeinschaft“ schon lange vor 1933 
beschworen. 

Die Nazipartei konnte also auch 
an diese Kontinuität bestens anknüp- 
fen. 1929 forderte Hitler „die Beseiti- 
gung der 700.000 bis 800.000... 
Schwächsten, ... die bei gleichzeitig 1 
Millionen Geburten sogar eine 
Kräftesteigerung für das deutsche 
Volk bedeuten würde. “2 Ab der Macht- 
übertragung an die Faschisten wurde 
dann auch zur Jagd, Sterilisierung und 
Ermordung von „Minderwertigen“ 
und „Asozialen“ geblasen — juristisch 
festgehalten auch im „Gesetz zur Ver- 
hütung erbkranken Nachwuchses“ am 
14. Juli 1933. Eugenik wurde Pflicht- 
fach an deutschen Universitäten und 
im Verlauf des sog. T4 Programms 
nach der Verabschiedung der Nürn- 
berger Rassegesetze wurden 70.000 
Menschen in Gaskammern ermordet, 
die nach „erfolgreichem“ Test in die 
östlichen Konzentrationslager expor- 
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tiert wurden. Das Euthanasiepro- 
gramm T4 war also ein Pilotprojekt, ei- 
ne Art Machbarkeitsstudie für den 
Holocaust. 


Startschuss zur planmäßigen 
Bevölkerungspolitik nach dem 
2. Weltkrieg 


Bevölkerungspolitik wandelte 
im Verlauf der letzten 55 Jahre ihren 
Begründungszusammenhang je nach 
den aktuellen Diskursen und auch die 
Intention _bevölkerungspolitischer 
Maßnahmen veränderte sich mehr 
oder weniger in diesem Zeitraum. 

Als wider Erwarten die Sowjet- 
union den 2. Weltkrieg überstand und 
die Systemkonkurrenz zum beherr- 
schenden Prinzip internationaler Poli- 
tik wurde, machte sich mit den auf- 
strebenden Befreiungsbewegungen 
gegen den Imperialismus in den kapi- 
talistischen Zentren - allen voran den 
USA- die Erkenntnis breit, dass Bevöl- 
kerungspolitik als präventives Mittel 
zur Niederschlagung von Revolutio- 
nen und kommunistischen Bewegun- 
gen unverzichtbarer Bestandteil der 
US-Außenpolitik werden müsse. Be- 
reits 1948 gründet sich die Dachorga- 
nisation verschiedener nationaler Fa- 
milienplanungsorganisationen IPPF> 
und 1952 wurde in den USA der Popu- 
lation Council (PC) gegründet, 1954 
der „Hugh-Moore Found“. Ihre Auf- 
gaben war vor allem die „Schaffung ei- 
ner respektablen wissenschaftlichen 
Basis für die Verwissenschaftlichung 
und Problemorientierung der Bevöl- 
kerungspolitik‘“* sowie die Verbrei- 
tung unterstützender Ideologie zur 
Bevölkerungsplanung. Besonders 
„engagiert“ zeigten sich diese beiden 
Organisationen — neben einer Vielzahl 
anderer internationaler Institutionen- 
vor allem in der Bekämpfung von sog. 
„Überbevölkerung“. Der Begriff „Über- 
bevölkerung“ tauchte Anfang der 60er 
Jahre erstmals auf und wurde 1962 
von der UNO zum „Weltproblem Nr.1* 
deklariert. „Überbevölkerung“ ist da- 
bei ein ausschließlich ideologisch zu 
verstehender Begriff, da unter den 10 
dicht besiedeltsten Ländern der Welt 
allein 5 europäische Staaten sind. Er 


ermöglicht die Vernichtung der Armen 
statt der Armut, eignete sich zur prä- 
ventiven ran und 
zur Begrenzung der Migration. 

Zudem ist der Hunger, der an- 
geblich mit den Bevölkerungs- [oder 
wahlweise auch Gentechnik-] Pro- 
grammen eingedämmt werden soll ein 
hausgemachtes Problem der imperia- 
listischen Staaten. Reichtum und Ar- 
mut ist immer eine Frage der Vertei- 
lung und Produktionsweise. 

Über die Zerschlagung der Sub- 
sistenzwirtschaft im Zuge der „Grünen 
Revolution“ der 60er Jahre, wurden 
die Menschen im Trikont als Arbeits- 
sklaven der Weltwirtschaft zugeführt — 
mit den Folgen, dass es überhaupt 
kein Interesse am Überleben einer in- 
dustriellen Reservearmee von Arbeits- 
sklaven gab und es lohnender war, 
ganze Landstriche verhungern zu las- 
sen. Aber der Hunger erwies sich auch 
als Gegenteil von gewünschter Stabi- 
lität in den Regionen. Guerillas und 
Hungerrevolten störten die geräusch- 
lose Verwertung. Die Lösung: Weg mit 
den — nach kapitalistischen Gesichts- 
punkten — „überzähligen* Menschen. 
Spätestens ab der Weltbevölkerungs- 
konferenz 1962 wurden Kredite oder 
Hungerhilfen nur noch im Tausch ge- 
gen „Strukturanpassungsprogramme* 
vergeben. Für die Menschen im Tri- 
kont hieß das einerseits das westliche 
Modell der bürgerlichen Kleinfamilie 
aufnehmen zu müssen und auch häu- 
fig: Essen gegen Sterilisation. Sterili- 
siert wurde oft und gerne, mit oder 
ohne Wissen der Frau, mittels Erpres- 
sung oder bei normalen Operationen. 
Sterilisation und Zwang zur Verhü- 
tung betraf im Trikont ausschließlich 
Frauen, wie auch generell in der pa- 
triarchalen Gesellschaft nach wie vor 
die Frau diejenige ist, die in der Haupt- 
sache für Verhütung und potentielle 
Kinder verantwortlich ist. Die Verhü- 
tungsmittel waren darauf ausgelegt 
möglichst langandauernd, wo möglich 
irreversibel zu sein und von den Frau- 
en nicht selbst kontrolliert werden zu 
können. 

Als diese Praktiken bekannt 
wurden und sich International Wider- 
stand von Frauen formierte, änderten 
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die Bevölkerungsplaner ihre Strategie. 
So hieß es dann in den 70er und 80er 
Jahren dass „Gesundheit, Frauenbil- 
dung und Emanzipation“ durch Fami- 
lienplanung vorangetrieben würden. 
Diese Veränderung des bevölkerungs- 
politischen Diskurses und das Abwei- 
chen von den brutalen und offensicht- 
lichen Praktiken der [Zwangs]-sterilisa- 
tion sorgte für Akzeptanz im Norden 
und öffneten den Weg für die Beteili- 
gung von NGOs und Lobbygruppen in 
die Bevölkerungspolitik. Auch ökono- 
misch lohnte sich diese Strategie der 
imperialistischen Staaten: es war ren- 
tabler Frauen Zugang zu Arbeit und 
Bildung zu ermöglichen, erstens funk- 
tionierte die Familienplanung viel rei- 
bungsloser als die Zwangsmittel zuvor 
und natürlich sind und waren Frauen 
verwertbar fürs Kapital. Am deutlich- 
sten zeigte sich das im Weltbevölke- 
rungsbericht 1992 unter dem Titel 
„Frauen — das verschwendete Kapital“. 
Zu diesem Zeitpunkt spaltete sich 
auch die feministische Strömung an 
der Frage des „Für“ oder „Gegen“ der 
Bevölkerungspolitik. In den Jahren 
seit 1992 ist es modern geworden den 
Komplex Bevölkerungspolitik über 
die Scheinalternative „Bevölkerung 
oder Umwelt“ zu konstruieren. Auch 
hier passte sich Bevölkerungspolitik 
den jeweiligen Diskursen an. 


Biotechnologie und Reprotech 


War im Trikont vor allem die 
quantitative Bevölkerungspolitik im 
Sinne einer Zurichtung von Bevölke- 
rung nach ökonomischen und damit 
imperialistischen Interessen, ergibt 
sich in den kapitalistischen Metropo- 
len ein anderes Bild. Die Bundesrepu- 
blik beispielsweise betreibt eine pro- 
natalistische, d.h. geburtenfördernde 
Politik. Beispiele dafür sind das Kin- 
dergeld oder der $218 ( Verbot der 
Abtreibung), der damit ebenfalls Ver- 
fügungsgewalt über Frauenkörper im- 
pliziert. Trotz dieser pro-natalistischen 
quantitativen Bevölkerungspolitik 
überwiegt in den hochentwickelten 
Industriestaaten die qualitative Bevöl- 
kerungspolitik. Bereits in den 80er 
Jahren sorgte die künstliche Be- 


fruchtung für Diskussionen in feminis- 
tischen Gruppen und der ganzen Ge- 
sellschaft. Die Einführung der künstli- 
chen Befruchtung kann aus heutiger 
Sicht als Startschuss für die moderne 
qualitative Bevölkerungspolitik in der 
BRD aber auch international gesehen 
werden. In der Folge entstanden „ge- 
netische Beratungsstellen“, die wer- 
dende Mütter auf „Missbildungen“ ih- 
res Kindes untersuchen, ihre Familie 
auf etwaige „Gendefekte“ und Erb- 
krankheiten abklopften und im Zwei- 
felsfall zur Abtreibung raten. In die 
selbe Kategorie gehören die umfang- 
reichen Voruntersuchungen der 
Schwangeren — auch hier wird nach 
Norm und Abweichung selektiert — 
der Standort wird's danken. 

Die neuen Möglichkeiten der 
Biotechnologie werden diese Selek- 
tion verschärfen und vergrößert zu- 
dem die Möglichkeiten der Bevölke- 
rungsplaner und Demographen. 

Wenn von biotechnologischen 
Möglichkeiten die Rede ist sind meist 
Manipulation der DNA (chemische 
Formel der Gene), künstliche Befruch- 
tung, Stammzellgewinnung Organ- 
transplantation und Klonieren, Gen- 
therapien, Retortenbabys aber auch 
gentechnisch hergestellte Nahrungs- 
mittel und Saatgut in der Landwirt- 
schaft gemeint. Gesellschaftlich disku- 
tiert wird heute davon jedoch nahezu 
ausschließlich das Für und Widers 
zum Klonieren und zur Embryonen 
Forschung. 

Die Embryonenforschung hatte 
notwendiger [,„technischer“] Weise 
die künstliche Befruchtung als 
Vorläufer, da bei dieser Art der Be- 
fruchtung „überzählige“ Embryonen 
anfallen. Doch während sich Ethik- 
kommissionen, Industrie und For- 


ewig gestrigen 
der Kirche und 
der Konservati- 
| ven über die 
„Würde des Em- 
bryos“ streiten 
geraten die weit- 
aus relevanteren 
Fragen nach Ide- 
ologie und Men- 
schenbild, 
welche im Kiel- 
wasser der Dis- 
kussion mitschwimmen, nicht in die 
Diskussion. 


Die Ideologie der bionomics 


Da dem Kapitalismus das Stre- 
ben nach totaler Verwertung inne 
wohnt, ist die Gentechnik dabei eine 
äußerste Konsequenz des modernen, 
warengesellschaftlichen Naturver- 
ständnisses und -verhältnisses, weil in 
ihr das Prinzip des Werts aufdie Spitze 
getrieben wird. Alle Formen des 
Lebens, ob es sich nun um Pflanzen, 
Tiere oder Menschen handelt, werden 
wie ein und dasselbe undifferenzierte 
genetische Material behandelt. Gen- 
techniker behaupten, dass jedes le- 
bende Wesen auf die DNA als zugrun- 
de liegendes biologisches Material 
reduzierbar ist, das man beliebig aus- 
einander nehmen und neu zusam- 
mensetzten kann. Von allen Unter- 
schieden und Besonderheiten wird 
also radikal abstrahiert. 

Trotzdem macht es keinen Sinn 
dem Phantom eines genetisch opti- 
mierten Übermenschen auf den Leim 
zu gehen, wie es nicht wenige Kritiker 
praktizieren, die bloß in negativer Be- 
setzung selber dem Machbarkeits- 
wahn der Betreiber der Biotechnolo- 
gie aufsitzen. Es muss eher darum 
gehen die immanenten Grenzen na- 
turwissenschaftlichen Größenwahns 
aufzuzeigen. Katastrophale Perspekti- 
ven ergeben sich weniger daraus, dass 
die gentechnologischen Hirngespinste 
der Betreiber eins zu eins Wirklichkeit 
werden könnten. Vielmehr ist die in 
der Gentechnik materialisierte Form 
der Naturbeherrschung in der Lage, je- 
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de Form des Lebenden auf die Stufe ei- 
nes mechanischen Baukastens bzw. 
Ersatzteillagers zu degradieren. Das 
Vorhaben der kapitalistischen Verwer- 
tung des biologischen Erbmaterials 
offenbart aber auch die gentechnolo- 
gische Eindimensionalität der kapita- 
listischen Wissenschaft. Alle Problem- 
stellungen in Sachen Krankheit, 
Hunger, Tod haben sich in treuer 
Wissenschaftsgläubigkeit ihren Heils- 
versprechen zu unterwerfen. So wie in 
der kapitalistischen Arbeitswelt das 
Individuum als bloßes Rädchen der 
„Maschine“ sein Leben fristet und sei- 
ne Arbeitskraft verkauft, so fordern 
Wissenschaft und Bioindustrie nun 
den Organismus selbst in seinen 
Einzelteilen als Wertobjekt ein. 


Brave new world 


Ebenso wenig wird die Frage 
nach der Ökonomie der Biotechnolo- 
gien thematisiert. Die kurz und lang- 
fristigen Folgen einer biotechnolo- 
gisch veränderten Ökonomie, die sich 
sozial und gesellschaftlich nieder- 
schlagen werden, sind ebenfalls nicht 
in der Diskussion präsent. 

Dabei ist eines so sicher wie das 
Amen in der Kirche: Kommen werden 
die neuen Bio- und Reprotechnolo- 
gien auf jeden Fall — nur um die Kon- 
ditionen wird noch gestritten, und ei- 
ne Lösung bahnt sich auch dort an, 
ähnlich wie in den USA, wo der Kom- 
promiss so aussah, dass verboten wur- 
de, was eh noch nicht technisch um- 
setzbar war bzw. ökonomisch nicht 
interessant war und auf der Gegen- 
seite massiv Gelder in die Bereiche in- 
vestiert wurde, die ökonomisch weg- 
weisend und profitabel erscheinen. 
Biotechnologie ist auch alles andere 
als die ferne Fiktion eines fetten 
Marktes: Allein in den USA betrug der 
Umsatz der Branche im Jahre 2000 
16,1 Milliarden US-Dollar. 

Bio- und Reproduktionstechno- 
logie werden ebenfalls imperialisti- 
sche Implikationen mit sich bringen — 
je nach aktueller Kapitalinteressenlage 
wird sich Reproduktion steuern las- 
sen, mit einem Mehr oder Weniger ge- 
wünschter Merkmale. Wer jetzt an fil- 
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mische Szenerien erinnert sieht oder 
glaubt Huxley vor sich zu haben liegt 
nicht ganz richtig — womöglich aber 
auch gar nicht falsch. 

Eine Selektion von Menschen in 
verschiedene Klassen scheint anhand 
der biotechnologischen Forschungen 
auch schon absehbar: Biotechnolo- 
gische „Aufrüstung“ könnte in nicht all 
zu fernerer Zukunft wohl Berufs- oder 
Versicherungskriterium werden. 


It's the end of the world 
as we know ist... 


Gentechnologie ist unter kapi- 
talistischen Bedingungen als Ganzes 
abzulehnen. Dafür bedarf es nicht je- 
des Mal des Nachweises, warum ihr 
jeweils jüngster Einfall katastrophale 
Folgen haben wird ohne als vermeint- 
liche Nutznießer jahrelang als Ver- 
suchskaninchen dienen zu müssen. Es 
genügt, die komplette Abhängigkeit 


von den Profiterwartungen der Bio- 
industrie zu betrachten sowie die völ- 
lige Unverantwortlichkeit, mit der 
Genetiker vorgehen und die Ausgren- 
zung derer, die grundlegende Zweifel 
an ihr äußern. 

Von positiven Auswirkungen 
der heutigen Bio-Technik oder Bevöl- 
kerungspolitik zu schwadronieren hat 
deshalb schon gar keinen Sinn. Denn 
kaum eines der Probleme, die heute 
die Welt und ihre Bewohner plagen, 
ist rein technologisch oder demogra- 
phisch lösbar. Denn es handelt sich 
schließlich um gesellschaftliche Pro- 
bleme. Genau darauf hinzuweisen 
und das für ihre Lösung Kapitalismus 
und Imperialismus als Ganzes abge- 
schafft werden müssen, ist Aufgabe der 
radikalen Linken. 
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BACK on TH]; Ver SCreeN 


DER KRIEC. KEHRT DAHIN ZURÜCK, 
WO ER HINCGEHÖRT AUF DIE LEINWAND 


Der Tag der Bestürzung ist vorbei, der 
Abend der Stammtische angebrochen. 
Das gilt auch für die wohl einfluss- 
reichste Stammtisch-Philosophen- 
Organisation der Gegenwart: Für 
Hollywood. Das betretene Schweigen 
der ersten Wochen nach dem 11. 
September 2001 ist gewichen: Da hat- 
te noch so mancher Regisseur ver- 
schämt-betroffen das Haupt gesenkt, 
dessen Zerstörungsvisionen den viel- 
fachen Mord scheinbar vorwegnah- 
men. Bruce Willis verkündet, nach 
dem realen schnellen Tod mehrerer 
Tausend amerikanischer Mitbürger 
aus Pietätsgründen demnächst nicht 
mehr virtuell langsam sterben zu wol- 
len. Die Vergleiche der Bilder einstür- 
zender Hochhäuser mit „Indepen- 
dence Day“-Szenarien ließ die 
Kino-Warlords vor der Realitätsmacht 
der eigenen Vision erschauern. Der 
Verdacht, das Terrorungetüm selbst 
miterschaffen zu haben, muss sich 
auch bei Produzenten wie dem Mega- 
Amerikaner Armageddon-Pearl-Har- 
bor-Jerry-Bruckheimer eingeschlichen 
haben. Doch hat ein solches Erschau- 
ern auch immer etwas wohliges, ist es 
doch eines vor der eigenen dämoni- 
schen Größe und Macht. Der schwere 
Schlag, den Hollywood moralisch weg- 
stecken musste, ist zugleich Bestäti- 
gung seiner übermenschlichen, über- 
historischen Größe und 
Wahrheitstiefe. 

Doch bevor die Verliebtheit ins 
teuflische Selbst aus guten Amerika- 
nern den entfesselten Doktor Fran- 
kenstein (nicht sein Monster, das ist 
ins WTC gekracht) machen oder seine 
schöpferische Kraft aus lauter Angst 
vor der eigenen Courage lähmen 
konnte, griff der politische Aufruf zu 
humanistischer Linientreue und Moral 
durch. Was Bush von der Filmindus- 
trie forderte, war nicht Pietät durch 
Schweigen sondern ein Beitrag im 
„Krieg gegen den Terror“. Dass das als 
Aufruf zu billiger Propaganda verstan- 
den werden kann, haben einige der 
aufgeforderten Schauspieler und Re- 
gisseure durchaus kritisch themati- 


siert. Konsens 
in Hollywood 
scheint jedoch 
zu sein, dass 
eine kritische 
Auseinanderset- 
zung mit „Ter- 
ror“ und ähn- 
lich schwerwie- 
genden 

Themen mehr 
denn je gefor- 
dert ist — und 
sei es nur des- 
halb, weil man a 
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nicht durch ein 
paar daherge- 
laufene fundamentalistische Flugzeug- 
entführer verderben lassen darf. In der 
reformierten Wiederaufnahme des 
Normalbetriebs liegt der Verdienst 
Hollywoods um den „Krieg gegen den 
Terror“: Mit ihm kehren Krieg und 
Gewalt auf die Leinwand zurück — zu 
dem Ort, wohin der bürgerliche Hu- 
manismus sie nicht nur exportiert hat, 
sondern wo er ihre Visionen erschaf- 
fen hat. Heute können Jerry Bruck- 
heimer, James Cameron und Ridley 
Scott („Die Akte Jane“) geläutert aus 
der Katharsis des 11. September 2001 
hervorgehen und aufrecht Seite an 
Seite mit der Zivilgesellschaft einher- 
schreiten. 


Das Tier im Manne 


Um das Schlingern der Holly- 
wood Warlords durch die Gewaltdis- 
kurse nachzuvollziehen, ist ein Blick 
auf ein paar ideologische Grundlagen 
der „westlichen Demokratie“ hilfreich. 
Deren aufgeklärtem Humanismus war 
Gewalt schon immer fremd und 
gleichzeitig unabdingbare Vorausset- 
zung ihrer selbst — und das nicht nur 
praktisch, sondern insbesondere ideo- 
logisch. Die Demokratie ist angetreten 


mit dem Versprechen, eine menschli- 
che Natur zu zügeln, die sie selbst als 
egoistisch und gewalttätig festge- 
schrieben hat. Der Zügelhalter des 
menschlichen Ur-Ungetüms ist die 
menschliche Kultur, die in der Lage ist, 
Natur zu erkennen und geeignete 
Maßnahmen zu ihrer Lenkung zu er- 
greifen. Das Bild vom wilden, zu zäh- 
menden Urwesen Mensch ist Ergebnis 
vielfacher Diskurse, die vom „Männer 
sind so“-Slogan des FHM rangieren bis 
zur naturwissenschaftlichen Theorie 
vom „egoistischen Gen“. Die Legitima- 
tion der bürgerlichen Gesellschaften 
ist es, menschlichste Repräsentation 
der ultimativen, gnadenlosen Wahr- 
heit des Fressen und gefressen Wer- 
dens zu sein — eine Wahrheit, die sie 
freilich selbst erfunden hat. Je vermit- 
telter, indirekter diese Wahrheit in ei- 
ner Gesellschaft zum tragen kommt, 
als desto zivilisatorisch fortgeschritte- 
ner wird sie betrachtet. 

Zivilisation kann damit niemals 
ihr Endziel erreichen, nämlich die von 
ihr imaginierte gewaltsame Natur des 
Menschen aufzuheben - denn erstens 
ist sie Natur und damit qua definitio- 
nem wesenhaft und unaufhebbar, 
zweitens müsste eine solche Aufhe- 
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INDEPENDENGE DAY 


bung die des Marktes einschließen als 
vermittelte Instanz des Naturprinzips. 
Wenn der Markt nicht mehr da wäre, 
um dieses Prinzip zu zügeln, müsste es 
dem aufgeklärten Glaubenssystem zu- 
folge aufs neue gewaltsam hervorbre- 
chen. Wieder bei den Stammtischen 
angelangt manifestiert dieser Glaube 
sich in der Weisheit „Der Mensch ist 
nicht fürs Paradies gemacht“. Wie wahr 
— die Frage ist nur: Was hat ihn nicht 
fürs Paradies gemacht? Der Stamm- 
tischphilosoph beißt sich selbst in den 
Schwanz (leider nicht wörtlich), denn, 
platt gesprochen: Er war's, zugegebe- 
nermaßen stellvertretend für den 
ideologischen Diskurs Neuzeit. 


Und das Kind im Manne 


Damit sind wir beim Dilemma 
der bürgerlichen Gesellschaft ange- 
kommen: Glaubt sie an ihre eigene 
Analyse des Natur/Kultur-Verhältnis, 
muss sie die Gewalt in sich haben. 
Glaubt sie an das eigene Versprechen 
der Aufklärung, muss sie die Gewalt 
aus sich verbannen. Wären solche in- 
neren Widersprüche ein Indiz für den 
Untergang einer Gesellschaftsord- 
nung, dann hätten die gewalttätigen 
Hände der Aufklärung ihrem vernünf- 
tigen Kopf schon in der Wiege das Blut 
abgedrückt (Das hätten wir wohl be- 
merkt). Gerade die innere Ambivalenz 
zur Gewalt gibt der westlichen Demo- 
kratie ihre Fähigkeit, diese glaubhaft 
bis zur Selbstüberzeugung zugleich 


abzulehnen und 
zu praktizieren. 
Vermittelte Ge- 
walt zügelt unver- 
mittelte Gewalt. 
Was als vermittelt 
gilt und was als 
unvermittelt, hat 
dabei weniger mit 
der realen Ausü- 
| bung zu tun als 
mit dem Grad an 
Zivilisation, der 
den Ausübenden 
zugesprochen 
wird. 

Doch letzt- 
lich kann auch 
größte „Zivilisiertheit“ nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die bürgerliche 
Gesellschaft sich Prämissen gesetzt 
hat, die ihr auf ewig das selbstgesetzte 
Ziel des Ausstiegs aus der eigenen Un- 
mündigkeit verwehren. Die Demo- 
kratie kann nie ganz erwachsen wer- 
den, und deshalb braucht sie 
Hollywood. „Mediengewalt“ ist ein 
Erinnerungsanker — der dem aufge- 
klärten Individuum sagt, dass Gewalt 
eben nicht nur da draußen bei den 
Arabern ist, die noch nicht ausrei- 
chend mit Zivilisation ausgestattet 
sind, sondern doch auch im eigenen 
Inneren — abgelehnt, ungeliebt, aber 
nicht zu leugnen. Die Gewalt ist das 
Versprechen, das die wohligen Schau- 
er erzeugt — die scheinbare Erkenntnis 
des schlummernden, tierischen Selbst 
und die Bestätigung, es zu kontrollie- 
ren. Dieses Selbst ist nicht vor der 
Zivilisation, sondern ist von ihr auf 
Leinwänden, zwischen Buchdeckeln, 
in Wissensproduktion und in sozialen 
Praxen hergestellt. So war auch der 
Anschlag aufs WTC kein rückständiger 
Akt einer Gesellschaft vor der Zivilisa- 
tion, sondern kam direkt aus ihrem 
schwarzen (weil fremden) Herzen. 


Alles wird wahr 


Doch obwohl der Exzess der 
Gewalt in der aufgeklärten Ideologie 
seinen Platz hat als menschliches Ur- 
sinnen (das durchaus praktisch ausa- 
giert werden kann und wird), war der 
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Anschlag auf das WTC ein Schock für 
ihr Selbstverständnis. Nicht, weil seine 
Opfer Amerikaner waren, sondern 
weil er eine Symbolsprache genutzt 
hat, die bislang Kennzeichen der als 
aufs äußerste vermittelten, im Holly- 
wood-Kino exerzierten virtuellen Ge- 
walt war. Letztlich war es die Ahnung 
von der Wirkmächtigkeit der eigenen 
Vision, die die Filmindustrie er- 
schreckt nach Luft schnappen ließ. 
Das Gewaltspektakel am 11. Septem- 
ber 2001 war insofern beispiellos, dass 
seine Spektakularität bislang nur in 
„Independence Day“ & Co. Vorbilder 
finden kann. Das unschuldig insze- 
nierte, tierhafte Selbst ist blutig aus 
der Leinwand getreten. 

Aber die bürgerliche Gesell- 
schaft wäre nicht so erfolgreich wie sie 
ist, wenn sie sich vor den Geistern, die 
sie rief, fürchten würde. Hollywoods 
Mission im Krieg gegen den Terror ist 
klar: Die Flasche wieder verkorken, 
das Gespenst zurück auf die Leinwand 
schleudern. Im Zuge dessen mag es zu 
symbolischen Umdeutungen kom- 
men, die sich in „kritischer Auseinan- 
dersetzung“ der Regisseure mit dem 
Terror manifestieren. Eins dürfte je- 
doch gesichert sein: Die Demokratie 
wird sich ihr unschuldiges Gewalt- 
Selbst nicht durch die als Gewalt- 
Anderen definierten beflecken lassen. 
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THE MAN WHO 


wasn 


DAS ENDE DER SROBEN SINN- 
STIFTUNGEN UND DIE UNANNEHM- 
BARE EXISTENZ DES NICHTS 


Das bürgerliche Subjekt hat das 
Dasein stets als Seiendes im Sinne 
von Vorhandenheit und Anwesen- 
heit betrachtet; die Gesellschafts- 
kritik ist ihm hierin blind gefolgt. 
Dementsprechend ging die Suche 
nach den Konstitutionsbedingun- 
gen und dem Sinn des Daseins, 
dem Grund der Dinge und der 
Existenz von der Möglichkeit ihrer 
positiven Bestimmbarkeit immer 
schon aus. Den Versuch, seine Be- 
stimmung systematisch zum Ab- 
schluß zu bringen, fand das Da- 
sein im Zuge der Aufklärung, als 
deren Kulminationspunkt sich He- 
gels absoluter Geist und die Verge- 
sellschaftung desselben durch die 
Marxsche Kritik der Politischen 
Ökonomie begreifen läßt. 


Die Glaubwürdigkeit der gro- 
ßen Systeme wurde jedoch bereits 
gegen Ende des 19. Jahrhunderts frag- 
würdig. Die endgültige Delegitimie- 
rung der Idee einer bestimmbaren ge- 
sellschaftlichen Totalität —- und zwar 
sowohl im affirmativen Sinne eines 
organisch-harmonischen Ganzen (wie 
in der bürgerlichen Wissenschaft, die 
zu Zeiten der Aufklärung noch auf die 
Ideale von Wahrheit und Vernunft ziel- 
te, bevor sie eine pragmatische und in- 
strumentelle Vernunft im Sinne einer 
bloßen Funktionalität des Wissens ver- 
folgte), als auch im Sinne eines kriti- 
schen Totalitätsbegriffs, der die gesell- 
schaftliche Einheit als antagonistisch 
und krisenhaft darstellt und mit dieser 
Darstellungsweise zugleich eine 
emanzipative Kritik fördern will (Mar- 
xismus, Kritische Theorie) — die end- 
gültige Delegitimierung also fällt in die 
Zeit nach dem 2. Weltkrieg. Seitdem 
verspricht die Postmoderne ein Ende 
der „großen Erzählung“ und den Be- 
ginn einer neuen Epoche, von der aus 
sich der Widerspruch von affirmativer 
bürgerlicher Gesellschaftstheorie ei- 
nerseits und radikaler Gesellschaftskri- 
tik andererseits als überkommenes 
Gegensatzdenken ausnehmen soll. 


Denn weil die Methode der ra- 
dikalen Gesellschaftskritik der bürger- 
lich-aufklärerischen Vorstellung einer 
Bestimmbarkeit und positiven Be- 
gründung des Daseins gefolgt ist, ja so- 
gar ihr kritisches Potenzial darin gel- 
tend machen wollte, die idealistische 
Begründung des Daseins historisch- 
materialistisch zu „verwirklichen“ und 
das Dasein in der Geschichte, in der 
Praxis (der menschlichen Arbeit) und 
den Widersprüchen (Klassengegen- 
satz) der Gesellschaft zu „erden“, 
darum haben die Krise und der 
Niedergang der bürgerlich-idealisti- 
schen Legitimationsphilosophie ihre 
linke Kritik nicht gestärkt, sondern 
mitgerissen: Beide verfielen gleicher- 
maßen der dezentrierenden und de- 
konstruktiven Kritik postmoderner 
Erzählungen. 


Mittlerweile scheinen auch die 
postmodernen Versprechungen er- 
schöpft. Doch die radikale Linke, 
zumindest in Deutschland, hat das kri- 
tische Potenzial der Postmoderne ig- 
noriert, ja z.T. nicht einmal wahrge- 
nommen. Es stellt sich sogar die Frage, 
ob die postmoderne Kritik — vor allem 
ihre Frage nach der Produktion von 
Bedeutung und ihre Kritik des Identi- 
tätsdenkens und des Essenzialismus — 
nicht gerade gerechtfertigt wird durch 
ein linkes Selbstverständnis, das die 
Voraussetzungen seiner Kritik- und 
Politikfähigkeit eben nicht weiter und 
nicht anders vergewissern kann als auf 
eine positive Seinsordnung hin, aufei- 
ne latente Vernunft in der geschichtli- 
chen Entwicklung und ein zu befrei- 
endes Potenzial in der Gesellschaft. Ihr 
kritischer Impuls gegenüber der bür- 
gerlichen Theorie und die Em-phase 
der antikapitalistischen Praxis scheint 
sich darin zu erschöpfen, daß diese 
Ideale, die höhere Vernunft und das 
unterdrückte Potenzial, als noch nicht 
endgültig zu sich gekommen ange- 


"t there 


nommen und daher als erst noch zu 
verwirklichen ausgegeben wird. 
Dabei hat diese Kritik die bür- 


gerlich-kapitalistische Gesellschaft 
nicht nur wie einen äußerlichen, posi- 
tiv gegebenen Gegenstand aufgefaßt 
und ausgedrückt und die Existenz der 
Gesellschaft nicht nur auf eine letzte 
Bestimmtheit und einen höheren Sinn 
hin befragt, sondern auch das Subjekt 
der Erkenntnis und der Kritik als 
selbstverständlich hingenommen. Ge- 
sellschaftskritik auch als Subjektkritik, 
ja als Selbstkritik anzusetzen, erscheint 
dem linken Selbstverständnis als ein 
haltloses und unnützes Unterfangen, 
ja mehr noch: als Existenzbedrohung. 


Nun gibt es einen Film, der 
eben diese Haltlosigkeit verfolgt, dabei 
die andere, dem linken Selbstver- 
ständnis verstellte und unannehmba- 
re Seite des Daseins freilegt und syste- 
matisch um den kritischen Kern der 
Postmoderne kreist. 

Zugleich läßt sich dies aber 
auch als „Umstülpung“ der bisherigen, 
auf Emanzipation zielenden Gesell- 
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schaftskritik begreifen, als eine radika- 
le Konsequenz aus dem Niedergang 
radikaler Kritik und Darstellung ihrer 
Unmöglichkeit. 


Denn während die Gesell- 
schaftskritik des Marxismus-Leninis- 
mus noch von der Emphase eines 
Fortschrittsoptimismus und Entwick- 
lungsdenkens getragen wurde, einer 
gediegenen Geschichtsmetaphysik, 
die in der geschichtlichen Entwicklung 
und im Kapitalprozeß einen höheren 
Sinn fand, den als „historische Mis- 
sion“ zu erfüllen wiederum ein Sub- 
jekt bestimmt war, das nur noch sich 
selbst als das allgemeine Wesen der 
Gesellschaft und der Geschichte er- 
kennen und aneignen muß — das Pro- 
letariat —, ist diese Emphase in der 
Kritischen Theorie Horkheimers und 
Adornos verloren. Der entwickelte 
Kapitalismus drängt weder zur Eman- 
zipation noch bringt eine „vergesell- 
schaftete Gesellschaft“ ihre eigene 
Kritik hervor; der Nationalsozialismus 
läßt sich endgültig in keinen 
Fortschrittsoptimismus mehr einrei- 
hen, und angesichts des Holocaust, 
dem absolut Negativen, hat die Suche 
nach dem Sinn und nach der Vernunft 
in der gesellschaftlichen und ge- 
schichtlichen Entwicklung selbst ihre 
Legitimität verloren. 


Der Film The man who wasn’t 
there holt diese Unmöglichkeit ein, 
das Dasein der modernen Gesellschaft 
irgendwie zu begründen und seinen 
Sinn positiv zu bestimmen. Sein kriti- 
scher Gehalt steckt in der postmoder- 
nen Frage nach der Produktion von 
Bedeutung. Dabei muß die Methode 
der Bedeutungsproduktion zugleich 
auch unhintergehbar als Begründung 
des Daseins und unmittelbar als Exis- 
tenzweise angenommen werden. Der 
kritische Kern aber liegt nicht darin, 
die Methode der Bedeutungsproduk- 
tion zugleich als konstitutiv für das 
Dasein und seinen Sinn darzustellen, 
sondern dabei den Abgrund im Dasein 
zu offenbaren, in dem sein Sinn ruht. 
Dieser Abgrund wird als die Methode 
selbst bestimmt: Er ist das Paradox, 
daß das Dasein existiert als die positi- 
ve Bedeutung seiner Negativität; Pro- 
duktion von Bedeutung durch Nichts. 


Die konstitutive Anwesenheit 
des Nichts 


„Warum ist überhaupt etwas 
und nicht vielmehr Nichts?“ Die Art 
und Weise dieser metaphysischen 
Grundfrage an das Dasein hat sich ei- 
ne Antwort verstellt, vielleicht die ent- 
scheidende: das Nichts ist, mehr noch: 
es existiert. Im Film ist es der Friseur 
Ed. 

Ed ist der Mann ohne Eigen- 
schaften, die gleichgültige Teilnahms- 
losigkeit, die sich blaß und emotions- 
los entzieht wie der Rauch seiner 
Zigaretten. 

Allein, dieses Nichts ist ent- 
scheidend für das Sein. Das Nichts ist 
die Leerstelle, die sich auftun muß, um 
dem Sein seinen Spielraum als Dasein 
zu eröffnen, es ist die Differenz, die 
sich ereignen muß, damit die Kette der 
Ereignisse überhaupt Bedeutung stif- 
tet, es ist der konstitutive Mangel, der, 
indem er etwas zu verbergen scheint, 
das Begehren von etwas hervorruft. 

Weil also das Nichts selber ist, 
darum ist überhaupt auch etwas. So 
steht das Nichts im Dasein, aber indem 
es sich in dessen Ereignissen entzieht, 
nur als das Abwesende anwesend wird 
und als diese Leere im Dasein wirksam 
ist. 

Doch dies Geheimnis der Macht 
des Nichts muß auch dem Nichts selbst 
ein Geheimnis bleiben. Niemals kann 
das Nichts den Grund seiner eigenen 
Existenz begreifen, denn es ist immer 
nur der Grund dafür, daß irgend etwas 
anderes ist. Und so stellt Ed, der das 
Nichts markiert, sich die Frage, warum 
überhaupt etwas ist, warum die Haare, 
die man schneidet, einfach weiter- 
wachsen. Doch damit zeigt sich, daß 
diese Frage nach dem Grund und dem 
Sinn des Daseins sich ebensogut vom 
Nichts ausgehend stellen läßt, so wie 
Ed, der an seiner eigenen Grundlosig- 
keit zugrunde geht: Ed leidet nicht an 
einer aus den Fugen geratenen Welt, 
er hat auf der Welt nichts verloren, 
und so ist er auch keiner von den Ge- 
triebenen auf der verzweifelten Suche 
nach dem Objekt ihres Begehrens, er 
ist einfach nur das leidenschaftslose, 
daseiende Nichts, umgetrieben allein 
von der eigenen Grundlosigkeit. Da- 


mit aber ist Ed, wie wir später erfah- 
ren, der ganz normale Mensch, einer 
wie jeder. 

Darum fragt er nicht nach der 
Wahrheit oder dem Grund des Da- 
seins, er verfolgt kein Ziel und keinen 
Sinn, seine Frage zielt eher darauf, 
warum all dies nichts bedeutet, warum 
es all dies nicht gibt, und er ahnt: Er 
selbst ist die Antwort. 


Die Frage nach dem Ursprung: 
Wie nichtet sich das Nichts, wie 
ereignet sich das Ereignis? 


Der Ursprung des Nichts ist, 
daß es sich selbst nichtet, so daß das 
Nichts existiert und Bedeutung produ- 
ziert. Doch wenn die Welt so immer 
schon im Nichts gründet und das 
Nichts schon anwesend ist, wie muß 
dann dieser paradoxe Schöpfungsakt 
eines Nichts ex-nihilo angenommen 
werden? Wie bestimmt und entschei- 
det sich das Nichts zu sich selbst, wie 
gründet und eröffnet es sich, und zwar 
so, daß es in eins damit das Dasein und 
seine Bedeutung ermöglicht? 

Das Nichts eröffnet die Freiheit 
eines Spielraums, in dem sich etwas er- 
eignet; es bringt sich so als die Freiheit 
ins Spiel. the man who wasn’t there, ist 
genau diese Öffnung, die unmittelbar 
den Freiraum des Nichts im Dasein er- 
öffnet hat. Das Nichts ist das Heraus- 
fallen aus dem Sein, das Überschreiten 
der Welt, die aus den Fugen gerät, aber 
das Nichts ist dieser Exzeß des Seins ge- 
rade als Eigenschaftslosigkeit und 
Teilnahmslosigkeit, als die vollkomme- 
ne Gleichgültigkeit gegenüber den 
Ereignissen, in denen es existiert. 

Doch wie hat sich nun dieses 
konstitutive Nichts ins Spiel gebracht? 
Wenn das Nichts der Grund des Da- 
seins ist, kann es selbst ja nicht in ir- 
gendetwas gründen, es kann aber 
auch nicht im Nichts gründen, das es 
ja selber ist. Das Nichts ist daher nur, 
indem es wird, und d.h., indem es sich 
selbst übersteigt: sein Ursprung ist das 
Transzendieren. Ed überwindet sich 
selbst, er entschließt sich zu einem 
Entwurf: Er schließt einen Vertrag auf 
die Zukunft ab, in die er investiert; er 
besorgt, ja er erpreßt sich das Geld, 


um es zu vermehren; er geht eine Wet- 
te auf die Zukunft ein und spekuliert 
auf einen Gewinn. Dieser Versuch, 
sich selbst zu übersteigen und so al- 
lererst zu ermöglichen, d. h. sich selbst 
zu verwirklichen, indem das zukünf- 
tige Werden schon vorausgesetzt wird, 
dies ist, genau wie die Methode der 
Kapitalverwertung G-G, die Art und 
Weise, wie aus dem Nichts heraus et- 
was vorweggenommen wird, damit es 
sich überhaupt erst ereignet. Das 
Nichts ist der vorausgesetzte Mehr- 
wert. 


Die Teilnahme und das Wesen 
des Nichts 


Das Nichts selbst ist die Span- 
nung in dem Bogen von Nichts zu 
Nichts, der sich im Film aufspannt: 
Vom Nichts, das existiert, indem es 
sich selbst überstiegen hat, das als das 
Abwesende anwesend ist und konsti- 
tutiv wird für die unendliche Kette der 
Ereignisse, ohne sie je zu erfüllen oder 
zum Abschluß zu bringen — Ed reprä- 
sentiert immer nur die Leerstelle, er 
füllt die Differenz zwischen den Ereig- 
nissen und bildet ihre negative Einheit 
in all den Versuchen, sich selbst ins 
Spiel zu bringen und hinter das Ge- 
heimnis seiner selbst zu gelangen - bis 
Ed dieses Geheimnis der eigenen Exis- 
tenz erfährt, aber wiederum nur in der 
Erfüllung seiner selbst: indem er zum 
Tode verurteilt wird. 

So fällt Ed im ersten Teil des 
Films stets heraus. Er wird durch die 
Ereignisse, die er bewirkt, herausge- 
kürzt, aber so, daß er als ein Über- 
schuß im Spiel ist, durch den die Ereig- 
nisse erst in Gang geraten, sich 
verketten und ihre Bedeutung über- 
tragen. Aber dieses Nichts als Mehr- 
wert, der nichts anderes ist als die 
Freiheit, etwas zu ereignen, beschließt 
kein Ereignis und erfüllt keine Bedeu- 
tung, er ist nur die ständige Verschie- 
bung. Ed kann weder sich selbst ver- 
wirklichen noch ein Ziel erreichen, er 
istbedeutungslos und wird nur als die 
Wiederholung der Differenz wirksam. 
Das Nichts stiftet keine Bedeutung, 
sondern es verwirklicht sich tatsäch- 
lich selbst, aber es ist gerade darin 
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Nichts, daß es seine Bedeutungslosig- 
keit durch Bedeutung darstellt. Selbst 
da, wo Ed sich auf sich selbst beruft, 
wo er sich einbringen und gestehen 
will, wird er entweder übergangen 
(wie in der Szene, als Ed sich den Poli- 
zisten offenbaren will), oder seiner 
Geschichte wird nicht die von ihm er- 
wartete Bedeutung beigemessen (als 
Ed, nachdem seine Frau an seiner statt 
verdächtig wird, sich als den wahren 
Täter erklären will). Ja, mehr noch: 
Eds Versuche, selber Sinn zu erzeu- 
gen, sich ins Spiel zu bringen und 
Gewinn zu erzielen, enden für ihn 
stets katastrophisch: Seine Investition 
endet in einem Totschlag, und zwar 
genau, als sich herausstellt, daß Ed 
hinter der Erpressung des investierten 
Geldes steckt. Nachdem der Versuch, 
in seine Zukunft zu investieren, ge- 
scheitert ist und Ed sich nun wenig- 
stens für einen andern einsetzen will, 
für ein Mädchen, dem er ein Vorspiel 
bei einem 
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einflußreichen Musiklehrer arrangiert, 
ereignet sich ein Autounfall in dem 
Moment, als das Mädchen sich „er- 
kenntlich“ dafür zeigen will. 

Der Einsatz des Nichts ist also 
der letzte, aber wiederholte Grund des 
Seins. Als das Fehlende ermöglicht es 
erst die Verschiebung der Bedeutung, 
so daß sich die Kette der Ereignisse 
überhaupt erst als Geschichte abbil- 
den kann; aber gerade darum kann 
das Nichts selber nicht an seinen Ur- 
sprung zurück. Es verschiebt sich, er- 
setzt dabei eine Bedeutung durch eine 
andere und setzt so ständig einen neu- 
en Bedeutungsursprung. 

Als Ed daher nach dem Unfall 
nun umgekehrt stets in das Geschehen 
einbezogen wird, insofern, als er ver- 
antwortlich gemacht und angeklagt 
wird, hat sich alles verschoben: Er wird 
für den Totschlag angeklagt, den wie- 
derum der von ihm Getötete zuvor be- 
gangen hat. 

Am Schluß, hingerichtet aufdem 
elekrischen Stuhl, findet Ed sich selbst, 
das Nichts wird selbst nichtig: es ist nur 
noch gleißendes Licht, reines Sein. 

Sobald sich das Nichts also 
übersprungen und darin selbst erst ins 
Spiel gebracht hat, zeitigen sich die 
Effekte des Nichts im Sein als Ereignis- 
se — aber diese Ekstase des Nichts ist 
seine Normalität. Das Nichts ist die 
Beliebigkeit der Geschichten, die es 
erzählt, die Kontingenz der Notwen- 
digkeit, daß sie erzählt werden und als 
die Nutzlosigkeit ihres Fortschreitens. 


Die Bedeutung des Nichts, und 
wie es sich aussagen läßt 


Das Sein gründet im Nichts, 
und es ist im Grunde das Nichts, das 
sich ereignet und das Geheimnis des 
Daseins bildet. Ed spürt dies als sein 
Geheimnis, ja er weiß, was alle ande- 
ren nicht wissen: daß er, daß Nichts 
hinter allem steckt. Aber er kann mit 
diesem Geheimnis nichts anfangen. 
Nicht, weil er noch nicht hinter das 
Geheimnis gelangt wäre, sondern weil 
das Nichts das Geheimnis des Seins als 
Geheimnis ist: Die Bestimmung des 
Seins, seine letzte und höchste, seine 
absolute Bestimmung, ist das Nichts. 


Es liegt daher in der Bestim- 
mung des Nichts, daß es nicht nur sich 
selbst nichts bedeutet, sondern sich 
selbst auch nicht darstellen kann. Aber 
ohne Nichts wäre auch keine Bedeu- 
tung. Darum läßt sich das Nichts aussa- 
gen, d.h. es fordert jemanden heraus, 
der für es spricht. Es ist Eds Anwalt. Der 
steht vor dem Gerichtshof, der Instanz 
der versammelten Vernunft, die hinter 
das Geheimnis kommen will, und der 
Anwalt des Nichts verkündet sein 
Geheimnis: nämlich daß das Geheim- 
nis Geheimnis bleiben muß. 

Denn auch er kennt das Ge- 
heimnis nicht, doch er spricht es aus, 
indem er rein negativ beweist, daß Ed 
nicht schuldig sein kann: Man kann 
Eds Schuld nie feststellen, ja jeder 
Versuch, überhaupt hinter die Wahr- 
heit zu kommen und ein Geschehen 
und seinen Grund zu rekonstruieren, 
muß ins Nichts fallen. Eds Verteidiger 
drückt dies in Analogie zur Heisen- 
bergschen Unschärferelation aus, wo 
der Prozeß der Messung und Feststel- 
lung der „Tatsachen“ selber konstitu- 
tiv in das Festzustellende eingeht, und 
zwar so, daß dieses dadurch notwen- 
dig unscharf wird. Die Pointe ist, daß 
die Unschärfe nicht ein zu behebender 
Mangel bleibt, sondern die Unschärfe 
selber die „exakte“ und „letzte“ Be- 
stimmung dessen ist, wonach gesucht 
wurde. 

Wenn das „wirkliche“ Gesche- 
hen nicht feststellbar ist, dann ist eine 
Geschichte so gut wie die andere, und 
eskommt nur daraufan, überhaupt ei- 
ne zu erzählen. Entscheidend für die 
Bedeutung ist nur das Daß: daß sie ge- 
sucht wird, daß sie angenommen 
wird, irgendwo da draußen. Die Suche 
selbst ist das Ereignis, das Ereignis, in 
dem sich Bedeutung allererst herstellt, 
und eben darum entzieht sich die Be- 
deutung in der Annäherung und Fixie- 
rung. 

Deswegen ist die Frage des 
Gerichts „Wenn Ed es nicht war, wer 
denn dann?“ auch niemals das Pro- 
blem der Verteidigung, sondern im- 
mer nur das der Anklage und des Ge- 
richts, die nach der Wahrheit suchen 
müssen, sie aber nie feststellen kön- 
nen. 
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Der erhabene Augenblick 
der Wahrheit 


Eine Geschichte zählt also so 
viel wie jede andere, es geht nur dar- 
um, daß eine Geschichte erzählt wird 
und darum, eine gute zu erzählen. Was 
zählt, ist nicht die letzte Gewißheit 
und nicht das Wissen einer objektiven 
und universellen Wahrheit, sondern 
der Wille zu glauben. Als die Frau des 
von Ed getöteten Mannes erzählt, Au- 
ßerirdische seien für seinen Tod ver- 
antwortlich, wirkt diese Geschichte 
noch lächerlich. Als Ed zuletzt in der 
Todeszelle sitzt und, nun ganz bei sich 
selbst, seine Geschichte aufschreibt 
und nach dem Sinn des Ganzen grü- 
belt, d.h. nach dem Grund der eigenen 
Existenz, kommt ihm die Erleuchtung. 
Ein Licht erscheint, die Türen des 
Gefängnisses öffnen sich, Ed tritt hin- 
aus ins Licht, und er sieht, kurz vor sei- 
ner Hinrichtung, das Erhabene. Es ist 
das Ufo. 


Das Nichts als Exzeß der Gleich- 
gültigkeit einer aus den Fugen 
geratenen Welt 


Ed gibt an, nichts zu bereuen. 
Und tatsächlich kann er gar nicht einer 
Welt gegenüber schuldig werden, die 
umgekehrt ihm, dem Nichts, ihre Exis- 
tenz schuldet. Ed ist nur der Friseur, 
die verschwundene Vermittlung als 
die Ekstase der Normalität der aus den 
Fugen geratenen Welt der Wirtschafts- 
wunderjahre, wo der große Bogen der 
Aufklärung sich herabgesenkt hat und 
das Ende der großen Sinnstiftungen, 
den Verlust der letzten Gewißheit und 
den Anspruch auf universelle Wahr- 
heit und die Emanzipation des Men- 
schen markiert, wo also die Aufklä- 
rung sich selbst aufhebt, indem sie nur 
noch den Willen zu glauben übrig läßt. 


Frank Engster, 
Institut für Methodenkritik (IM) 


Das IM fragt nach der Möglichkeit einer Kritik 
der kapitalistischen Gesellschaft und ihres bür- 
gerlichen Subjekts. Wie kann eine solche Kritik 
sich überhaupt begründen, wenn der 
Standpunkt, die Darstellung und die Methode 
der Kritik des Kapitals und des Subjekts diesen 
selbst geschuldet sind und als Momente ihrer 
Rekonstitution in ihre Affirmation umkippen? 
www.methodenkritik.net oder www.wertkri- 
tik.de 


dates 


2. März 2002 


Kasten dichthalten! Naziaufmarsch (anläßlich 
der Wehrmachtsausstellung) in Bielefeld verhindern. 


www.nadir.org/owl 
-www.people.freenet.de/buendnis 


15./16. März 2002 
EU-Gipfel 
Barcelona (Spanien) 


21. März 2002 
NEWROZ, kurdisches Neujahrsfest 


22./23. März 2002 


Treffen der EU-Kriegs- bzw. Verteidigungsminister 


Zaragoza (Spanien) 


30. April 2002 


Euer System ist Gewalt - eure Gewalt hat Sytem 


August-Bebel-Platz - Nordhausen 


1.Mai 2002 


z.B. revolutionär - Berlin und Nürnberg 


z.B. antifaschistisch - Dresden, Frankfurt, Göttingen, Nürnberg 


achtet auf Ankündigungen: 
www.antifa.de 
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info 


recherchiert 
analysiert 
kommentiert 


Rechtsextremismus 
und Rassismus 


begleitet 
diskutiert 
unterstützt 


antifaschistisches 
Engagement 


Abo oder 
Probeexemplar 


antifaschistisches info blatt 


 Gneisenaustr. 2a 


10961 Berlin 
E-mail: aib@mail.nadir.org 


dates 
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D. Heither/G. Wiegel: 
Die Stolzdeutschen 
198 S.; EUR 13,00 
ISBN 3-89438-225-2 


Mordspatrioten und 
Herrenreiter, nationale 
Identitt und Leitkultur: 
Was das ist und soll 


Gard Wiege, 
Die Zukunft 
der Vergangenheit 


E. Czichon: 

Deutsche Bank-Macht-Politik 
323 S.; EUR 18,50 

ISBN 3-89438-219-8 


Wie die Deutsche Bank an 
NS-Verbrechen profitierte 
und trotzdem ungescho- 
ren davonkam 


E22 is 
Fas ne Meng 
sondern ein Verbrechen! | 
„ An 
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J. Pauwels 

Der Mythos vom guten Krieg 
304 5.; EUR 16,50 

ISBN 3-89438-220-1 


Die USA und der 2. Welt- 
krieg: Kreuzzug fr Men- 
schenrechte oder Krieg 
gegen die Falschen? 


W. Biermann/A. Kinne: 
Globale Spiele 

240 5.; EUR 15,80 
ISBN 3-89438-227-9 


Der Terror der Ökonomie, 
die Globalisierung der 
Armut und Krieg 

als ihr Mittel 


Dietrich Maitner/ser 4 wiege 0ng-) 


Die Stolzdeutschen 


G. Wiegel: 

Zukunft der Vergangenheit 
436 S.; EUR 26,00 

ISBN 3-89438-228-7 


Vom Historikerstreit zur 
Walser-Bubis-Debatte: 

Zur Kritik der Normali- 

sierungsdiskurse 


[fiuhanf Eichen} 


Deutsche Bank 
Macht -Politik 


U. Schneider: 

Tut was! Gegen Rechts 
2155.; EUR 13,30 
ISBN 3-89438-213-9 


Wie Rechtsextremismus 
entsteht und was dagegen 
zu tun ist: Analysen und 
Praxisbeispiele 


kacques Pauwets 


Der Mythos 
vom Quten Krieg 


Die USA Und cer >.Weltkriog 


